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einen Moment ist Ruhe erstmal Arbeitskreis PARTISAN 
wenn wir mal Lust haben Emanzipation der Rocker 
geplant Vorsitzender Marcus Scholz wie sieht das 
aus Mensch das haben «ir ja garnicht gewußt ge- 
plant geplant geplant Arbeitskreis bessere Verdau- 
ung damit die Leute die Bude einlaufen SsLS-Justiz 
im RC bis Morgengrauen kindergarten im KC Donnerstag 
20 Uhr 30 laß uns weitermachen ach ja Buschi da: 
soll Emanzipation sein Ihr wollt euch theoretisch 
aufbauen alle damburger kinos koordinieren seriös 
gehts weiter Buschi ist gleich koch das sind nur 
zwei drei Leute konkret als wegenmodell der flüch- 
tige Deter Theorie und Yraxis jetzt .irds gefähr- 
lieh sagt er Anarchismus eine Geschichte in Fort- 
setzungen etc. hier lacht der PAnuTISAN Ansätze 
"unmittelbarer Demokratie betlev Albers ist sicher 
ja die Jugend undsoweiter also aus diesen sek- 
tiererischen Grup;'en die immer nur Gemüse gefressen 
haben auf dem iieg warum längst deswegen kol- 
lektiv das ist ja furchtbar enervierend weil 
ja und du willst jetzt nachhause nein ich geh 
nur gissen warum weiterrachen warum nicht weiter- 
en stellen wir uns weiter Fragen befragen 
wir uns gegenseitig erkennen wir die Ferversion ai 
zumindest das was allgemein als serversion be- 
zeichnet wird I can't get no frustration Uh no 
no no no no wir hoffen NEIN! da frißt der 
PAKTISAN drei Portionen Paella und vier Teller 
radikaldemokratisch ist besser als linksliberal 
Augstein ist mir lieber als bWahrendorf wieso 
ist Karin nicht da nein dann lieber Jahrendorf 
noch nie so phantastische Langusten in >panien 
ach du hast keine Ahnung da rülpst der Partisan 
also wenn die Schnecke der Oberlercher laß ihn 
toben alles Stalini-ten schmeckt sagenhaft, zahlt 
schließlich alles der PArTI>saN nach der a © 
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gebe ich eine Flasche kKinjo us sach her auf as 


r.orLiae 


habe ich vorher gewußt dat ich alie ker“ 
ablehne Jetzt los mach eiter er nat Sejuen sert 
sehr rrost da siuft ser WanriloaN bolka nu se- 


siert werden no rufen vn konwmt 'ne ankete aus 
rekine waesen “„ir'n artikel drüber seche or hen 
Barcelona hat er zızahit in der „uche Casır ist 
besoffen verzweifelt in ich hat alles sut we- 
sc,meckt? Jetzt woll'« wir veitere-szen ae ie 
won abo cowo estä 1a una die nocher nuhon sich 
snturlich auf unsere der kıiext von uns nechts- 


a'lfe immerhin vier otamden lang seearelt “es 


seine rrau da Freut sich rous Her PrHNZOBe 


Jetzt prescnen wir los sach Spaicien ten unben 


sie „uselaßt "Icich ein'a in le »chnauze viel 
‚ehr soll man von denen unlauen scheibe Jch im 
‚och selber trouble und sono kon veaiko uient ie. 


seine haufig dab ich kecht nabe zenn ich unrecht 


hate vetl'!s einfach sit sir snroneent ut ie 
roten Zipfel a banal sen u Konmcen „ie 1-ar- 


chisten ia it inren ehii.ten u nnd 


ıvre 


je vessur liegt elh-t in gen nutorilire u 1rul- 


turen »us denen «ir alle korwen ‚eiti aber auch 
uie fraet bei. jede > iß era ia eJesem wontut 
da nat er Sich e-unziyiert sun viad wir eine 


‚ir kö.nen «oc 


Enklave im kapitali tiscnen yet: 
nicht .o Leute einstellen aus karitarıven urunten 


ije svs-ler „inden sich wie ie »e.esiuusn.r zuiscohen 


ya una aber suarcho-nate vasar it ren verfoleı 
wahr neute hin ich soucı weine Frau rocaam! 


“ir mussen “ehr in wen ırbeitshreisen ich Ireue 


i-t doch alles scheibe vein vedirfnis it nicht 
aasselbe “je meines we.de ich da Matte je ven 
stalin auf dem arsch auf Spartakus no ten eine 


Ta»-seenaffee tur jeden wir holen inm einen ıunter 


eluckst der Paitisan iauft der noch mit 


zwei- 


seinem ınaıchistenahzeichen rum kalıs maul 
ter Versuch „teso kriege ich keinen naifee „ir 
ürucken 1a nicht vor went nicht hiarschen, reinschwei- 
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R ikanischer Club 
Hamburg 


Einen Republikanischen Club Hamburg gibt es, wenigstens 
dem Namen nach, schon seit eineinhalb Jahren. Peter Kreitz 
und einige Freunde hatten ihn gegründet, aber über einen 
wohlklingenden Aufruf, zwei Bankkonten, ein paar Dichter- 
lesungen und Diskussionsabende kam der Club nicht hinaus. 
55 fehlten ganz einfach die Räume, die einen Club erst zu 
einem Club machen, und die ließen sich damals beim besten 
willen nicht auftreiben. So wurde es schnell wieder still 
um den RCH. Das einzige, was noch von Seiner kurzen Exis- 
tenz kündete, waren etwa 4000 DM Schulden. 


Der zweite Anlauf gelang schon besser. Ein neuer Vorstand, 
gewählt von übriggebliebenen RC-Mitgiiedern, Freunden und 
Verwandten des neuen Vorsitzenden Marcus Scholz, insge- 
samt 54 Personen, fand bald ein geeignetes Haus in der 
Rothenbaumchaussee (in unmittelbarer Nähe der Universität). 


Da man aus Prestige nicht auf den Namen "Republikanischer 
Club" verzichten und die Hamburger Zweitgeburt, wie in 
anderen Städten auch, "Club Voltaire" oder "Republikani- 
sches Zentrum" nennen wollte, lud man sich zu Beginn den 
S$chuldenberg des alten RC auf. So sah es eine zeitlang 
fast so aus, ais sollte der neue Versuch an finanzieller 
„uszehrung enden, bevor noch die Clubräume bezugsfertig 
waren. Da es an Geld fehlte, tapezierten Vorstandsmit- 
giieder und Freunde selbst die Wände, verlegten elektri- 
sche Leitungen, versiegelten gar die Parkettfußböden und 
brachten das Haus schließlich in einen ansehnlichen Zu- 
stand. Am 14. September war es dann endlich soweit: Der 
RCH wurde feierlich eröffnet - und sofort begannen die 
Auseinandersetzungen um das politische Selbstverständ- 
nis des Clubs. 


Der Vorstand und andere Mitglieder des RCH wollten den 
Club ais Zentrum für die Koordimtion der verschiedenen 
APO-Gruppen verstanden wissen. Sie glaubten oder beab- 
sichtigten, daß damit Ziel und Zweck des RCH hinreichend 
umrissen seien. 


Doch wer ist schon die Außerparlamentarische Opposition? 
Gehört jeder dazu, der sich selbst so bezeichnet? Eine 
zeitläang hatte man diese Frage gar nicht gestellt, son- 
dern alles akzeptiert, was sich links-oppositionell ge- 
bärdete und bei gelegentlichen Aktionen mittat. Es be- 
durfte erst der £reignisse des 21. August und der Keaktion 
einiger bis dahin stillschweigend zur APO gezählter Grup- 
pierungen (KP, SDAdJ, DFU u.a.), um kritische Gedanken 
über den APO-Eintopf in Gang zu setzen. Wie in fast allen 
Repubiikanischen Clubs und anderen oppositionellen Zu- 
sammenschlüssen, kam es auch im RCH zu aufschlußreichen 
Diskussionen und schließlich zu einer Abstimmung, 


in der die Mehrzahl der Mitglieder jede Zusammenarbeit 
mit der KPD-DKP und allen ihr nahestehenden und von ihr 
kontrollierten Organisationen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
ablehnte, Der Vorstand hatte bis zuletzt versucht, diese 
notwendige Klärung zu verhindern, er verlor so das Ver- 
trauen der Mitglieder, der erste Vorsitzende. Marcus 
Scholz, trat zurück. 


Dieser erste Vorsitzende hatte überhaupt eine etwas zwie- 
lichtige Rolle gespielt. Nicht nur, daß er den KCH zur 
persönlichen Aufwertung benutzte und in einer autoritären, 
selbstherrlichen Weise schaltete und waltete, die sogar 
in einem bürgerlichen Verein Anstoß erregt hätte; er ver- 
suchte unter dem Anschein des liberalen Bündnispolitikers 
und mit allerlei Tricks umd Intrigen, den RCH der 
kommunistischen Beeinflussung auszuliefern. Er ging 
soweit, seine eigenen Ansichten als Stellungnahmen des 
RCH zu verbreiten und die Mitglieder in Rundschreiben 
falsch zu informieren, 


Zum ersten Krach mit Marcus Scholz war es gekommen, als 
in den Räumen des RCH eine Bücherstube eingerichtet wer- 
den sollte. Es gab zwei Interessenten: die Internationaie 
Buchhandlung, der eine wirtschaftliche DDR-Abhängiskeit 
zumindest nachgesagt wird (ihre DDR-Freundlichkeit stellt 
sie selbst deutlich zur Schau) und die Spartakus-Buch- 
handlung, die von einem Kollektiv junger Leute betrieben 
wird, die eindeutig im anti-autoritären Lager stehen und 
selbst Motor vieler politischer Aktivität und Aktionen 
sind. Ohne die Mitglieder überhaupt von der anstehenden 
Frage zu unterrichten, gab Scholz der "Internationalen" 
die Zusage des RCH. Seine "unpolitische" Begründung: 

Die "Internationale" hatte ihm eine finanzielie Sicher- 
heit von 250,-- DM monatlich für Miete geboten. Das war 
einigen RC-Mitgliedern doch zuviel, und sie verlangten 
einen Mitgliederentscheid, Scholz versuchte noch, die 
ganze Geschichte als unwichtige Verwaltungsangelerenheit 
herunterzuspielen, doch schiießlich mußte er sich der 
Diskussion stellen. In der Abstimmung entschieden sich 
die Mitglieder mit großer Mehrheit für "Spartakus". 


Eswas ganz ähnliches hatte sich, wie erst später bekannt 
wurde, gleichzeitig abgespielt. RC-Fiitglied Peter Schilinski 
hatte Scholz angeboten, die Teestuben am Georgsplatz, die 
seit langem politischer Treffpunkt junger Leute sind, und 
nun abgerissen werden, in den RC zu verlegen. Obwohl schon 
damals bekannt war und im Vorstand bereits eifrig dis- 
kutiert wurde, daß ein kleiner Restaurationsbetrieb im 
RCH untergebracht werden soll, lehnte Scholz eigenmächtig 
ab - er informierte weder seine Vorstandskolleen noch 

die anderen Mitglieder. Mit dem Einverständnis der Vor- 
standsmitglieder sollte die Restauration an einen 
etablierten Gastronom vergeben werden, und niemand kam 
auf die Idee, daß man ja vielleicht aus dem Club selbst 
soetwas organisieren könne. Die Mitglieder erfuhren gar 
nichts von dieser "politisch unwichtigen" Sache. 
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Erst das jetzt den alıen Vorstand erseizende neugewühlie 
Arbeitskollektiv entzchiod sich in seiner ersten Siizung 
am 13. 11. über diese Frage mit den Mitgıiedern zu Gi35- 
kutieren. 


Hit der zunehnend sich vllenbarenden Fragwürdigseit des 
Vorstandes und vor üllem des ersten Vorsitzenden zweifelten 
mehr und mehr Hiiglieder, an der ganzen herkömmlichen UÜrgani- 
sationsstruktur des KÜH. Sie erkannten während dieses /’ro- 
zesses ihr Bedürfnis, sich nicht einfach einem Vorstand und 
d n Entscheidungen anzuvertrauen, sondern in größıLmög- 
lichem Maße selbst andlen, auch den sogenannten "un- 
wichtigen" Fragen beveiligt zu werden. Scholz mıchie noch 
einen verzweifeiten Versuch, sich und die "Urdnung" zu 
retten. Nach der Hetnode "halter den Dieb" verfaäte er 

eine zwölfseitige Rechtfertigungsschrilt, die er auf KC- 
rnosten ailen Mit,;siedern und Interessenten zuschickte. Da 
offenbar auch Kerr Guggomos zu diesen Interessenten gehörte, 
erschien der Text auch im Beriiner 'Exıwradienst", aller- 
dings stark gesürzt, und zwar gerade um jene Passagen, die 
ein bezeichnendes Licht aut diezes Werk und seinen Ver- 
fasser werfen, weshalb sie hier allen pxrtradiensi-Lesern 
nachgeliefert werden sollen. 


Marcus Scholz kann nicht mehr schweigen: 

"Die jüngsten kreignisse innerh lb des lich (die unter 
dem Meinunssterror einer Minderheit abgelaufene, offi- 
zielle kröffnungeveranstnltung, - die Umfunktionierung 
der Vergabe der Bücher-tube des KCH durch d‘« Anarcho- 
kollektiv nus einer rein verwaltungstechnischen Frage 
in eine foliticche, - die zu einem pseudopolitischen 
Hehssaine ausgeartete GLriechenlanddemonstration,- die 
durch die Mitgliedervollversammlung getroffene Entschei- 
dung, die Bücherstube des ICH on die Spartakus-Buch- 
handlung zu vergeben und die während dieser Versamn- 
lung zutage getretenen grundsätzlichen Meinungsver- 
schedenheiten innerhalb des ICH), haben zu einer so 
ernsten krise innerhalb des Clubs gefuhrt, dass es 
keinem Mitglied des Club: mehr erlaubt ist zu schwei- 
gen. Auch mir nicht," 


Marcus befurchtet “„narchistische Praktiken: 


"Vertretcı des Anarchokollektivs äusserten, ohne dass 
von Seiten der itC-Mitglieder protestiert wurde, die 
Meinung, alle Mitglieder des kCH, die nicht wie sie 
(die Anarchisten) alle bestehenden sozialistischen 
Staaten ablehnten, (denn alle diese Staaten sind auto- 
ritär) - müssten aus dem Club "vergr»ult", "bekämpft" 
und "mundtot" gemacht werden. DAS HkI>>T, VUN NUN AN 
SULLEN MEINUNGSEFRE IUEIT,TULEhKANZ LAb bEMOkKKATISCHE 
PRAKTIKEN ZUGUNSTEN bES SEINUNGSTERKOKD BINLK MINDER- 
HEIT INNERHALB bE> Clubs LIQUIHIERT vnLlbEN, Wie das ii 
der Praxis aussieht, wurde dem Club bereits dreimal 
anschaulich vor augen geführt: Bei der offiziellen Er - 
öffnung des KCil, bei der Wriechenlanddemonstration 

und bei der - durch Manipulation erzwungenen - Ver- 
gabe der Bucherstube “n die >partakus-Buchhandlung. 
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Noch vor einer Woche waren diese l’raktiken der Bestand- 
teil eines politischen konzepts weniger, und waren als 
solche wie die Ansichten jeder Minderheit - wenn auch 
unter grösstem Vorbehalt - akzeptierbar, seit sich Jje- 
doch ein Drittel)der ıcH-Mitglieder (durch ihre Wahl- 
entscheidung für die Spartakus-buchhandlung) zur %il- 
ligung anarchistiecher Praktiken bekannt hat, ist es 
unerlässlich geworden, sich mit einer politischen 
Strömung auseinanderzusetzen, die nicht nur die kxi- 
stenz des Clubs ernsthaft gefiührdet, sondern die noch 
vorhandenen Möglichkeiten des politischen kumjfes «er 
APO in,der Bundesrepublik." 


Mareus will den KkCH auch weiterhin leiten: 


"Da mir, im Verein mit dem Vorstand, bei der letzten 
Vollversammlung - unwidersprochen von den Nitgliedern - 
vorgeworfen wurde, der kCH habe bis zu diesen Zeit- 
punkt weder ein politisches konzept, noch eine ideo- 
logische Grundlage geschaffen, sondern verplempere 
seine Zeit mit Fussboden;.flege, kaumgestaltung und 
Verwaltungsaufgsaben und müsse unter huratel gestellt 
werden, werde ich heute die politische konzeption ver- 
öffentlichen, mit der ich vier Monate lang den Aufbau 
des Clubs geleitet habe und auch weiterhin vorhabe zu 
leiten." 


Marcus und Wladimir: 


"Aber wie Lenin einmal sagte, (in "Der linke EKndixnlis- 
mus, die Kinderkrankheit aes Kommunismus"), 'men braucht 
nur einen ganz kleinen schritt weiter - Scheinbar einen 
Schritt in derselben kichtung - zu tun, und die Wahr- 
heit verwandelt sich in einen Irrtum". Und diesen 

"ganz kleinen Schritt" hat die "antiautoritär« Dewe- 
gung" getan, 


Der Dank des Anarchokollektivs ist Marcus ewiss: 

—i 22% ges Snarchokollektivs ist Marcus g 

"Denn was heißt Anarchismus anderes, “ls dass der wil- 
le der kEinzelpersönlichkeit als allein masegebend an- 

erkannt und jede Autorität und Staatsordnung verrorfen 
wird? 


Das aber und nichts anderes ist die sielsetzung "er 
Yantiautoritären Bewegung®, die jegliche Form der auto-- 
rität verwirft, sowohl innerhnlb der eigenen Gruppen, 

als auch in den bestehenden sozialistischen Gesellschafts- 
ordnungen. >0 gesehen, darf sich das Anarchokollektiv 
Hamburg tatsächlich als kansequentester Vertreter der 
antiautoritären Bewegung betrachten," 


1 ar r 
) 56 Mitgiieder stinnten 
6 für aie internition 
ed.) 


r cje Spartakus-Buchhund ung, 
te Buchhundiung (Annerrung der 
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Die Theorie der Türen: 


"Wer zudem mit den bestehenden Gesellschaftsordnungen 
sich nicht abfinden kann, auen sich die Mühe ersparen 
will, ein Besseres an ihre Stelle zu denken, beziehungs- 
weise dazu nicht in der lage ist, der gerät in die ir- 
rationale Panikstimmung eines Eingeschlossenen, der 

sich zur Hälfte selbst eingeschlossen hat. nd no wiibet 
er jetıt hlinllings gegen alles, selbst gegen die sozia- 
listische Tür, die ihm offensteht. Aber gerade diese 

Tür will er nicht: Sie verlangt von ihm Einordnung unter 
die Gesellschaft und die Aufgabe seiner individuglisti- 
schen Privilegien ohne die geringste Konzession. Er 
schließt sie daher von innen ab und rennt nun gegen 
beide Türen an. Aber da er zu schwach ist, auch nur 

eine der beiden Türen nur um einen Spalt zu öffnen, 

wird er eines Tages müde und hungrig und sieht die Sinn- 
losigkeit seines Widerstandes ein. Zaghaft klopft er 

an die Tür, die ihm den Eintritt in eine Gesellschafts- 
ordnung gestattet, die ihm wenigstens noch den Schein 
individualistischer Privilegien zusichert. Und so ver- 
schwindet er früher oder später, meist früher, in der 
Bourgeoisie ..." 


Resümee; 

"Je organisierter wir sind und je mehr Disziplin wir 
wahren, umso gefährlicher werden wir für unsere Geg- 
ner sein." 


Seibstkritik: 
"Ich gebe zu, meine Zielsetzung klingt hausbacken ..." 


aber: 
"sie ist nicht illusionär, sondern realistisch." 


Mit seinem Pamphlet hatte sich M. Scholz nun vollends 
entblößt und dem Gespött der Hamburger APO ausgesetzt. 
Es blieb ihm nur noch der Rücktritt. 


Inzwischen hat der RCH eine neue, demokratische Organisatio: 
form erhalten. Statt eines Vorstandes wählte die Mit- 
gliederversammlung vom 11. November ein Arbeitskollektiv, 
bestehend aus sieben Mitgliedern, die durch je einen 
Delegierten der gegenwärtig etwa 15 Arbeitskreise er- 
gänzt werden sollen. Einziges entscheidendes Organ des 
RCH ist aber nun allein die Mitglieder-Vollversammlung. 
Das Arbeitskollektiv hat lediglich die Aufgabe, ihre 
Beschlüsse auszuführen und Vorschläge für Arbeitskreise, 
Aktionen und andere politische Aktivitäten zu erarbeiten. 
Die Mitglieder des Arbeitskollektivs sind jederzeit ab- 
wählbar. Auf diese Weise soll die antiautoritäre Struktur 
des RCH gewährleistet werden und sich eine Praxis der 
Selbstverwaltung herausbilden. 
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Daß es nach der verismrenen Si 
Intrigen und winipnintionsverauche 
diskutabien ICH kam, isı der eh 
Mitgiieder zu danken. 


‚sn una trotz aller 
sen noch zu einen 
Aabl ser Hamburger 


Bei diesem ürzebnis kommt wılertirre den mburfer Sn$ 
xein Verdienst zu. Er n.i:e si ehrt überhaupt nich: 
um den RC gekümmerı und mii inen Desintere 
noch geproizt ("Juasselbuie" 13 dann die Diskussion 
soweit gediehen war, da&: die ‚ilsstieder selbstbewußt 
wurden und die Gestaltung ce: bs in eirene Hünde 
nehmen woilten, da erscenienen pisizsichn Viele Sliier 

im RC und gaben den Autoritüren une Ar-Avbungigen 
massive Schülzenrilfe. Entweaer hruten zie nicht kanieri, 
was hier vor sich ging, oder tie woilien wrotm aiier 
Rätephrasiologie absichtlien verhindern, ai sich der 
RCH ratedemokratisch konstituiere. Nach ihren besser- 
wisserischen, ofınsıs arroganten Diskımss: sbeisrären 
muß. man schon beinahe annehmen, ds. es einiren won 

ihnen weniger um poiitische Arbeit zu ter ist nis virl- 
mehr um selbstgefüliige vrisinaliiat un "Litären Aus- 
schließlichkeitsanspruch. V eiteicht wird ihnen die 
Arbeit im ACH, an der sie sie nun haftentiich auch 
weiterhin beteiiisen, veiegenäcit geben, diesen “ider- 
Spruch zwischen neorie und iraxis zu Fiättern. 


Nur eines het die entwiekiung dr ietzLen Wochen 
nicht totkriesen «künnen: cas kC seht. las noueste 
wei: von "irgendwelchen üchwier ten” zu Flüstern, 
die nun zur auflüsungz des KCH Zwinsen. iberale 
Spender wollten run nicht linger ne und auen 
der Hausbesitzer ... 


Kein Gverückt ier emreren to 
NCH erreichte, una den wir 
ich «ein Gerücht ist) im ka 
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car von raczınsır Susanne v.Paczensky 
/ 
2 Hamburg 55,Caprivistr.46 


5.lovember 1968 


An den Vorstand, 
Republikanischer Club, 
Kanburg- e 


Hiermit erklären wir mit dem heutigen Tage unseren 
Austritt aus dem RC, 

da die jichrzahl der Mitglieder offenkundig 
Positionen einnimmt,die unseriös, für das 

Ansehen der Linken im weitesten Sinne gefährlich, 
für die Argumentation Rechtsradikaler förderlich 
und für die Demokratie in Deutschland 

beärohlich sind. 


WIRD DIE DOKUMENTATION ÜBER DEN AWARCHISHUS uw 
DIE RATEBEWEGUNG FORTSETZEN: KRırın 'STIRNER'; 
GESCHICHTE DES ANARCHI MUS + DIE RATE IN J4- 
GosLAVıEw , IN UNGARW 56 ,* DER KRONSTÄDTER 
AurstAwb 4924 (nach IDA NEIT : LA CommuwEd 
|CRow STADT, PARıS 1943) » VERSUCH EIER. DOKUMEN- 
ITarıoı ÜBER DEU VHRÄIWISCHEN ANARCHSTEN 
‚MACHNO » HIN WERNE = BESPRECHUNGEN + 
RATE IN DEUTSCHLAND A918 »- INFORMATIONEN 


ISSUE EN ENTOERREIUNE BEL EL 


ARBEITSKREISE 


im Mopnblikanischen Club Hamburg 13, Rothenbaumchaussee 95, 

Tel.: 41 78 15, falls nicht anders angegeben: 

- SCHULE: Montags 20.00 Uhr 

- TECHNIK UND TAKTIK DER GEWALTLOSEN AKTIUN:Montags 19.00 Ühr 

- ARCHITEKTUR UND STÄDTEBAU: 14tägig Montags 18.30 Uhr 

- WEISSER KREIS: Dienstags 20.00 Uhr 

— INFORMATION: Dienstags 19.30 Uhr 

— EMANZIPATION DER FRAU: Dienstags 20.00 Uhr, SDS-Zentrun 
Von-Melle-Park 17 


- ÖKONOMIE: Dienstags 20.00 Uhr, vorläufig bei Inge Jahnke, 
Hamburg 13, Hochallee 21 


-- JUSTIZ: Mittwochs 18.30 Uhr 


- ausserdem findet jeden Mittwoch um 20.00 Uhr das 
MITTWOCEBESGESPRÄCH statt (= ein 
offener Diskussionsabend für alle Interessierten) 


- ANTIAUTORITÄRER KINDERLADEN: Donnerstag 20.30 Uhr 
- GEWERKSCHAFT: 14tägig Donnerstag 19.00 Uhr 
— LEHRLINGE: Donnerstags 20.00 Uhr, Hochallee 21 


- UNABHANGIGER SCHÜLERBUND (USB): Freitags 18.30 Uhr 
- BUMANISTISCHE UNION: Freitags 19.00 Uhr 

- HAMBURGER STUDIENREFERENDARE: Freitags 19.00 Uhr 

— BUNDESWEHR: Freitags 20.30 Uhr 

- SOZIALISTISCHER BUND: Freitags 20.00 Uhr 

- KRITISCHE THEOLOGIE: Freitags 17.30 Uhr 

= POLITISIERUNG HAMBURGER VORFÄLLE: Freitags 18.00 Uhr 


- Redaktion PARTISAN: wenn wir Lust haben (Auskunft 
in der Spartakus-Buchhandlung 
Tel.: ” 74 84) 


- geplant: HASCHISCH: PRO'- Anarchokollektiv 
- CONTRA - Kommune Heilwigstrasse (SDS) 
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ARBEITSGRUPPE STÄDTEBAU - 
ARCHITEKTUR - GESELLSCHAFT 


Im 5Dd5 Haxıburg haben wir uns in einer neuen arbeits- 
sruppe zusammengefunsen, :ie si.h nit Froblemmndes 
Städtebaus beschäftis;t. Jer Äreis der „itarbeiter soll 
jedoch nicht auf SDds-kitglieds" „srenrön.t bleiben. 

Im Laufe der Zeit wird sich aus einer anzahl von Inter- 
essierten ein "fester Karn" herausbilden uwüssen. “enn 
nötig, werden wir immer wieder auf lockere Zusannen- 
arbeit mit anderen Frojesitsruppen zurückgreifen. 

So 2.3. jetzt in der Zeit biz zum 1. Januar 1969. Zu 
„iesem Zeitpunkt wird Hauburg “eißer Kreis",und wir 
xerien uns in Jieser Hin cht mit Juristen Forsen der 
politischen ..rsunentation and Akiion überlegen. Die- 
ses sroblem "üeißer Kreis" »iräi unser erstes kon- 
xkretes ‚rbeitsobjekt sein. 


Joch nun zu unseren konzept, aas wir hi:r vorstellen 
möchten. „ir u.ben uns 3riınien zewacht über eine Art 
Rahnenprosraum, wie 22 is _uufe der Zeit von uns und 
entsprechenden Frojekt;ru,sen in „nderen Städten zu 
erarbeiten "äre. „ir. warg«n zoer.d vor, die hier im 
Aug:nblick prorrumsntisch aufgeführten sinzelpunkte « 
iamer fein Siud>rlich geirenni halten zu wollen. »s 
zibt differenzisrte. „uery .rbindun.;en,und .berschnei- 
dungen zsisc..en nolitisen-Önonoiischen und soziul- 
peychoiosisc.en Seiimwmngeny „tie mib .iilfe der wissen- 
schaftlicken „rbeitsücthoie [er Funlorenanalyse 
wesentlich ;'cnausr in den “:ri[T genommen werden 
xönnen. „nalyse, xritik, jstlonen und ıwözliche Vor- 
schiäge für die Zukunft wollen »ir unter dem Aspekt 
ein:r noch zu schaffenden sozialistischen Gesellschaft 
erarbeiten was ander:rseits be’a;t, da& „ir durch 
unsere arbeit an der +robi matik der „tädte zur Klä- 
rung der Vorstellungen über die 3eschn/fenheit einer 
solchen Ge velischaft beitruge.: wollen. .ir können und 
=ollen hier je och seine ssirrer ieißbrettmoielle 
anbieten, sondern b nfaills veriaole rrioritäten- 
bindel, lie lokalen S;iingunzen Aschnung tragen. Unter 
Prioritäitenbündel v:rstehen wir en kom,lex ler je- 
"eils prim.r zu bsucht.nien, «ber immer zusamnenhän- 
senden nstur- und kulturge.chichtlichen Faktoren, 
unter dem ausdrücklichen Aspekt eines weitestgehenden 
Abbzus von lierrschaft. 


„ir wollen aategorien erarbeiten, wit den:n “ir den 
historisch gewachsenen uni noch “wachsenden Tatbestand 
"Stast" verstsnen xÜsnen. wit anderen „orten: den 
Frozeß der Strukvurwandlunren Jer »sädte vom vorin- 
dustriellen Zeitalter bis hin zu ;en Städten der 
hochin.lustrialisierten übcupitnlii.tischen und sozia- 
listischen L.nder uni Jen siidten und Bullungszentren 
in den noch nicht industrialisierten Lindern der 
„eitten Welt und die ä.c .‚irzuny:n auf die Stadtbe- 
wohner und ‚tädtebauer. .im.einzelnen wüßten sich sol- 
che Untersuchun ee zuiexend tnsoretischen 
or Rein. nreieh.ie: soirischen Teil-glie- tab 
dern. Der theoretische Je li aufsrunj kritischer 
polit-öxonomischer und sozialpsycholorischer ınalysen 
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einmünden in den Versuch, Bedingungen und Möglichkeiten 
einer Revolutionierung der Gesellschafts- und Bewußt- 
seinsestrukturen, ausgehend von den großen Zentren des 
öffentlichen Lebens, den Städten, zu klären. Dabei 

wird man sich immer wieder auf empirische Untersuchungen 
stützen müssen. Gegenstände unserer Untersuchungen 
werden z.B. die Eigentumsverhältnisse an Grund und 
Boden, die in den Städten zentralisierten Institutionen 
die öffentlichen Lebens, die Formen der städtischen 
Kommunikation, ästhetische Strukturen usw. sein. 


Damit unsere Arbeit nicht im akademischen Mief ver- 
sinkt, soll sie immer wieder. in Aktionen konkretisiert 
und aktualisiert werden. 


Für Interessierte wird unser Arbeitskreis im 1. Stock 
des Republikanischen Clubs Hamburg in einem kleinen 
Raum ein Informationszentrum einrichten, wo wir Lite- 
raturlisten, wichtige Adressen und Arbeitsmaterial 
zugänglich sachen wollen. Zunächst wollen wir dort 
Material über die "Weißen Kreise” sammeln. 


Zum Problem #ee- Städtebaus erscheint auf Seite 125 eine 
kurze Bespreehumg des Buehes "Tod und Leben großer 
amerikanischer Städte* von Jane Jacobs, Ullstein 
Bauwelt Pundamente Mr. 4, Ullstein Verlag, Berlin- 
Frankfurt-Wien 1963. 


Ustermontag: Einsatz schleswig-holsteinischer Bereitschafts- 
polizei vor dem Hamburger Polizeipräsidium. 
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Flugblatt-Kechtshilfe Hamburg 


Verhalten der Demonstranten 
gegenüber der Polizei 


1. Vorladungen der Polizei und Staatsanwaltschaft 
brauchen Sie nicht zu beachten. Beide haben kein 
Recht, Sie zwangsweise vorzuführen. 


2. Vorladungen des Gerichts müssen befolgt werden, 
sonst konnen Sie mit'Zwang vorgeführt werden. 


3. Bei Festnahmen müssen der Polizei bzw. der Staats- 
anwaltschaft die Personalien angegeben werden. 


4. Die Personalangaben (Name, Geburtsdaten, Wohnung, 
Beruf) „ussen gegenüber einem Richter ebenfalls 
immer gemacht werden. 


5. Keine Aussage zur Sache machen, wenn öie festge- 
nommen sind. Aussaze auch verweigern, wenn Ihnen 
sonst ein Haftbefehl angedroht wird. In diesen 
Fall lassen 3ie sich telefonisch mit ihrem Rechts- 
anwalt verbinden bzw. mit einer Vertrauensperson, 
üuie Ihnen Ihren Rechtsanwalt besorgt. ss ist .bes- 
ser, einige Zeit länzer in Haft zu bleiben, als 
sich .urch eine voreilige Aussage selbst zu be- 
lasten, 


6. &inen Haftbefehl kann nur ein Richter erlassen. 
„ird Ihnen ein Haftbefehl angedroht, bitten Sie, 
sofort zu einem Richter geführt zu werden, sobald 
sie mit Ihrem Rechtsanwalt Kontakt aufgenommen 


7. Aussace zur. Sache auch vor Gericht - gach Vorladung 

Festnahne - verweigern, bevor Sie nicht mit 

Ihrem inwalt gesprochen haben. Nur er kann die Akte 

einsehen und mit Ihnen besprechen, was Ihnen vor- 

geworfen ist und ob es richtig ist, überhaupt aus- 
zusasen oder nicht. 

8. Sachen dürfen bei der Festnahme weggenommen bzw. 
vorläufig beschlagnahmt werden. Immer Quittung wr- 
langen. 


9. Schläge oder Fußtritte braucht sich ein Demonstrant 
bei 53 Festnahme nicht gefallen zu lassen. Geben 
sie Mißhandlungen sofort zu Protokoll, auch wenn 
‚ie sonst zur Sache nicht aussagen. Sichern Sie 
sich die Namen von Zeugen (anderer Demonstranten, 
Presse) und verlangen Sie die Dienstnumnmern de 
Folizeibeanten. . 


10. Haussuchung ist nur erlaubt, wenn darüber ein Ge- 
rIchtsbeschlus vorliegt und Ihnen ausgehändigt wird. 
Die Polizei darf Riume ohne Gerichtsbeschluß nur 
durchsuchen, wenn Sie auf frischer Tat betroffen 
werden bzw. wenn Gefahr im Verzuge ist. Verlangen 
sie immer die Dienstnummer des Öinsatzleiters und 
eine schriftliche Bestätigung der Durchsuchung. 


11. Erkennungsdienstliche Behandlung darf durchgeführt 
werden, wenn sie für eine bestimmte Strafsache oder 
zur vorbeugenden Verbrechensbekämpfung unerläßlich 
ist. Die Polizei hat jetzt die Praxis, alle Demon- 
stranten, also politische Täter, zu fotografieren. 
Ihr Recht dazu ist umstritten. Dennoch: protestieren 
und passiv dulden. Aktiver Widerstand ist taktisch 
falsch. 


Rechtshilfe: Sobald Sie von einem Ermittlungsver- 
ren der Polizei oder Staatsanwaltschaft gegen 

Sie erfahren, setzen Sie sich sofort mit dem Arbeits- 

kreis Justiz im Republikanischen Club, Hamburg 13, 

Rothenbaumchaussee 95, Telefon: 41 78 15 (regel- 

mäßiges Treffen: mittwochs von 18.30 bis 20.00 Uhr) 

in Verbindung. 
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13. Machen Sie für sich und Ihren Anwalt eine Darstellun 
Ihres Falles. Bemühen Sie sich um Zeugen, die die 
Behauptungen der Polizisten widerlegen, z.B. wenn 
Sie bei der Festnahme geschlagen wurden, Ihnen jetzt 
aber Widerstand gegen die Staatsgewalt vorgeworfen 
wird. Der Rechtshilfefonds übernimmt soweit wie 
möglich die Kosten der politischen Prozesse gegen 
Demonstranten. 


Spenden auf das Konto Nr. 90 338 der Bank für Gemein- 
wirtschaft für Republikanischer Club Hamburg Rechtshilfe 


(verantwortlich: Arwed Milz, Hamburg 13, von-Melle-park 17) 


PROZESSWELLE ROLLT 


Gegen mehr als 2000 Studenten, Schüler, Lehrlinge und 
Jungarbeiter, die Ostern vor Springerhäusern demonstrier- 
ten, sind gegenwärtig Prozesse anhängig. Weitere Ver- 
fahren befinden sich noch im "Ermittlungsstadium". Wie 
einige Beispiele, etwa in Eßlingen, Bremen, Berlin ge- 
zeigt haben, ist es mitunter durchaus möglich, diese 
Prozesse in Springer-Tribunale umzufunktionieren, da die 
Gerichte verpflichtet sind - und dieser Verpflichtung in 
GR STHLTE sogar nachkommen! - Hintergrundanalysen zu 
iefern. 


Eine umfangreiche Materialsammlung für diese Zwecke ist 
die zweite, verbesserte Auflage der Dokumentation "DAS 
BILD DER APO", die bei der Deutschen Pfadfinderschaft 
"St.Georg" in Berlin erschienen ist. Die Publikation ent- 
hält Polizeiberichte, Analysen, APO-Stellungnahmen, Be- 
richte und Kommentare der Springer-, CDU- und NPD-Presse 
und kostet DM 5,--. Diese für jeden Angeklagten und alle 
an den Prozessen Interessierten fast unentbehrliche 
Schrift - ebenso wie vieles andere Hintergrundmaterial - 
gibt es natürlich im SPARAKUS-LADEN 
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Hamburger 
Nazi-Juristen 


1. 


2. 


3, 


11. 


12. 


13. 


Arland, Friedrich /1904 
F: Staatsanwalt b. Sondergericht Prag 
H: Antsgerichtsrat in Hamburg 


Bartz, Hans, Dr. /1901 
F: erster Staatsanwalt b. Sondergericht Frankenthal 
H: Oberstaatsanwalt in Hamburg 


Behr, Bernhard, Dr. /1900 
F: Landgerichtsrat b. Sondergericht Hamburg 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Bergmann, Leo /1907 
F: Landgerichtsrat b. Sondergericht Königsberg 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Beyling, Günter /1904 
F: Staatsanwalt b, Sondergericht in Linz 
H: Staatsanwalt in Bamburg 


Buck, Roland /1903 
F: Marine-Oberstabsrichter Sicherung/Ostsee 
H: Amtsgerichtsrat in Hamburg 


Claussen, kai /1910 
F: Landgerichtsrat b. Sondergericht Hamburg 
H: Senatspräsident b. Oberlandesgericht Hamburg 


Damman, Marcus /1914 
F: Landgerichtsrat b. >ondergericht Hamburg 
H: Oberlandesgerichtsrat in Hamburg 


Eckardt, Erich, Dr. /1900 

F: Oberkriegsgerichtsrat b.d.Kommandatur von @ross- 
Paris; NSDAP, SS, usw. 

H: Oberlandesgerichtsrat in Hamburg 


Fedder, Julius, Dr. /1900 
F: Amtsgerichtrat b, Sondergericht Hamburg 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Franheinm, Otto, Dr. /1901 
F: Landgerichtsrat b. >ondergericht Hamburg 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Fürstenhagen, Heinz-Otto, Dr. /1905 

F: Marine-Oberstabsrichter b.d. 9. Sicherungsdi- 
vision 

H: Senatspräsident in Hamburg 


Gramm, Hans, Dr. /1906 

F: Ministerialrat im Nazijustizministerium;för - 
derndes Mitglied der SS. 

H: Senatspräsident b. Oberlandesgericht Hamburg; 
erster Vorsitzender d. Hamburg. Richtervereins 


14. 


Groth, Erich, Dr. /1904 

F: Staatsanwalt für Hochverratssachen b. Oberlandes- 
gericht Hamburg 

H: Staatsanwalt in Hamburg 


15 =Günther, karl /1906 


16. 


17. 


18. 


19, 


20. 


21. 


22. 


23, 


26. 


27. 


F: Staatsanwalt b. >ondergerich Hamburg 
H: Landgerichtsrat in Hamburg 


Hagedorn, kichard /1906 . 

F: Landgerichtsrat b. >ondergericht in Brünn (Brno); 
Oberkriegsgerichtsrat b. d. 83. Inf»nteriedivi- 
sion 

H: Oberstaatsanwalt in Hamburg 


Harder, Herbert, Dr. /1907 

F: Oberstabsrichter b.d. 11. Division Allenstein 
(Olsztyn) 

H: Amtsgerichtr“ut in Hamburg 


Harder, Erwin, Dr. /1903 

F: Landgerichtsrat b. >ondergericht Hamburg und 
Warschau 

H: Landgerichtsdirektor in tHamburg 


Hübener, Ulrich /1901 
F: Landgerichtsrat b. >oudergericht Schwerin 
H: Landgerichtsrat in Hamburg 


Kobel, Otto /1912 

F: OÖberstabsrichter b.d. 156. Infunteriedivision 
und 158. keservedivision 

H: Landgerichtsrat in Hamburg 


kKulemann, Johannes, br. /1899 
F: Ariegszerichtsrat b.d. Feldkommandantur 560 
H: Amtgerichtsrat in Hamburg 


Littek, kichard /1901 

F: Öberstabsrichter b.d. 291. Infanteriedivision 
OBerkommnndo des Heeres / Hi 

H: Amtsgerichtsdirektor in Hamburg 


Lölke, ernst /1905 : 

F: Staatsanwalt b. >ondergericht ıostock, losen, 
Metz und Saarbriicken 

H: >taatsanwalt in iHlamburg 


Lorenz, iHlans-Helmut, ür. /1913 
F: krieg*.gerichterat b.d. hoxwmandantur Berlin 
H: üechtsanwalt in tHamburg-hNandsbek 


Nickels, Peter, br. /3903 
F: Staatsanwalt b, >ondergericht Hamburg 
H: Amtsgerichtsdirektor in “amburg 


Oellrich, Walter, Dr. /1903 . 
F: Staatsanwalt b. sondergericht Hamburg 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Pätn, Gerd, br. /1911 
F: Staatsanwalt b. »ondergericht llamburg 
H: Amtsgerichtsrat in ilamburg 


28. 


29. 


30, 


3. 


32. 


33. 


34. 


35. 


36. 


37. 
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Reiners,Friedrich, Dr. /1904 

F: Heeresrichter b. Zentral-Gericht d Heeres 
Berlin-Charlottenburg 

H: Oberlandesgerichtsrat in Hamburg 


Rodminski, Herbert /1912 
F: Richter beim Sondergericht Hamburg 
H: Amtsgerichtsrat in Hamburg-Harburg 


Schlaefke, Wilhelm /1902 

F: Oberkriegsgerichtsrat bei der 12. Infanteriedi- 
vision ’ 

H: Staatsanwalt in Hamburg 


Scholz, Heinrich /1904 

F: Oberkriegsgerichtsrat in d. Kommandantur Königs- 
berg XXVI AK 

H: Leitender Oberstaatsanwalt in Hamburg 


Skok, Herbert, Dr. /1906 

F: Staatsanwalt b. Sondergericht Hamburg und beim 
Volksgerichtshof 

H: Oberstaatsanwalt in Hamburg 

Stang: Wolfgang /1910 

F: Mitglied eines Standgerichts 

H: Oberlandesgericht in Hamburg 


Steckel, Kurt /1901 
F: Staatsanwalt b. Sondergericht Königsberg 
Bis Juli 1965: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Vogel, Hans /1906 
F: Staatsanwalt b. Sondergericht Hamburg 
H: Oberstaatsanwalt in Hamburg 


Voget, Hermann, Dr. /1904 
F: Landgerichtsrat b. Sondergerich Hanburg 
H: Oberlandesgerichtsrat in Hamburg 


Woldt, Heinz, Dr. /1909 . 
F: Oberstabsrichter b.d. 20. Infanteriedivision 
H: Landgerichtsdirektor in Hamburg 


Abkürzungen: F: früher "und H heute. 


zitiert nach 
"BRAUN BUCH” 
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erspektiven zur 


undeswehrag ilation 


i Absicht unserer Ax:ionen 
ser Bundeswehr und un 
lärungskanpagnen über sie 
ann es nicht sein, Kelormen 

zu fordern oder voranzu‘sreiben; 
denn das würde ja die objektiven 
idersprüche des herrschenden 
stems nur noch weiter ver- 
schleiern. Unser Ziel ist es 
gegen, nach \löglichkeiten 

zu suchen, wie das Bestehende 
revolutionar geundert werden 


kann. 


di 


unserer burgerlic 
talistischen Gesell- 
erfüllt die Bundesweh 
entiichen arei tionen, 
fr chen - 
unktueli) 
ver 


Inner! 


- kur 
storen sollten f 
und über längere Frist 
möglichen müssen, um ] 
dieser Armee innerhait 
revoiutionären ?rozess 
dere Funktionen zuweisen 
“#önnen und ihr die Mögiichkeit 
zu verschaffen, sien selbst 
umzustrukturieren iVesysten). 


wehr hat, neben d 
:r Kapitäliverrichtung, 
be, cie M 


Die Bund 
Punktior 
die Auf 
der ierrs 


achtsteilung 
ıenden zu gewühr- 
leisten (siehe Funktion der 
Notstandsgesetze für die 
deswehr) und diese notlails 
durch einen reinen Gewaltakt 
ichern (derel. Persien, 
riechenland, Bolivien, Mexikc 
e die Erwäagunsz de 


Ye, 50 
aulles, die Nai-Kevciution 
h die Armee niedersc 
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Die gleichen Aufgaben fallen selbstverständlich auch 
der Bereitschaftspolizei, dem Grenzschutz, dem Werk- 
schutz und anderen paramilitärischen Organisationen 
zu, die der Bundeswehr bei der Erledigung ihrer spe- 
zifischen Aufgaben lediglich vorgeschaltet sind. 
Diese Aufgaben könnten prinzipiell zwar auch von der 
Bundeswehr wahrgenommen werden; doch bieten die para- 
militärischen Organisationen den Vorteil, den rein 
militärischen Charakter zu verschleiern und einen 
qualitativen Unterschied vorzutäuschen (Herstellung 
von "Ruhe und Ordnung"). Wenn wir also von der "Armee" 
dieses Staates sprechen, müssen wir alle uniformier- 
ten und nicht uniformierten "Ordnungshüter" in diesen 
Begriff mit einbeziehen. 


Drittens hat die Bundeswehr eine gesellschaftspo- 
litische Aufgabe, die ihr im Verein mit unseren 
Schulen, Universitäten, Betrieben, Elternhäusern, 
Parteien, Kindergärten usw. zufällt: nämlich die 
Aufzucht eines autoritätsfixierten, für dieses System 
brauchbaren Nachwuchses ("Schule der Nation"). Es. 
wäre hier noch darauf hinzuweisen, daß die Aufgabe 
der Arueen der sogen. sozialistischen Staaten Ost- 
europas identisch ist mit der der Bundeswehr ("Dienst 
am Volk", "Dienst in der Nationalen Volksarmee"). 


Auf die kapitalvernichtende Funktion der Bundeswehr 
(gesellschaftsabhängige, systemtragende und funktions 
lose Verschwendung ungeheurer Werte, d. h. wenschli- 
cher Arbeit) werden „ir kurzfristig keinerlei Ein- 
fluß ausüben können. 


Ansätze für unsere Bundeswehr-Agitation müssen sich 
aus der zweiten und dritten Funktion der Bundeswehr 
ergeben. Es mub versucht werden, der politischen und 
militärischen Führung dieser Armee die Sicherheit zu 
nehmen, daß ihr Apparat in jedem Fall, auch bei einem 
inneren Einsatz, in ihrem Sinn funktioniert. Das 
heißt: das kisiko, daß ein solcher Einsatz sich als 
ein Schuß nach hinten erweisen könnte, mub objektiv 
und subjektiv für die Führung vergrößert werden. 


Die Notwendigkeit, gerade hier mit unserer Arbeit 
anzusetzen, ergibt sich schon aus der kinsicht in 
unsere konkrete Situation, nämlich die direkte 
Bedrohung durch den militärischen und jaramilitä- 
rischen Apjarat (Einsatz von Bereitschaftspolizei und 
Grenzschutz gegen Demonstrationen, Einsatz von werk- 
schutz und politischer Folizei gegen »treiks, die 
Möglichkeit eines legalen Einsatzes des gesamten 
Militärapparates per Notstandsgesetz gegen Aktivi- 
täten, die die Existenz unserer herrschaftsausübenden 
Clique bedrohen oder nur den subjektiven Eindruck 
dazu erwecken). 
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Rein funktionell gestört »ird der silitärayrara 
selbstverständlich ‘chon durch die Deraballshe Yarı 
weigerung „euiger, in diesem Apyparat mitzuarbeiten: 
doca sollten wir erkennen, daß Vehrdienstvernei- ; 
gerung, aus welchen Grunden auch irwer, letztlich in 
die Aände unserer politischen Gegenspieler arbeitet: 
Die kadchen, die durch zuuelmende Wehrdienstver- 
verweigerung aus dem Uhrwerk des “Militara,;arates 
gerissen werden surden, lassen sich bei einiger An- 
strengung schon “wieder ersetzen. Auberdem scheiden 
gerade jene Soldaten „us, die am ehesten die “mög- 
lichkeit zumsAns ıtz einer kritischen Arbeit inner- 
halb der Bundeswehr haben. 


Da einige Grur»ierungen der auverparlauentarischen 
Opposition, der Verband der kriegsäienstver»eigerer, 
(VK), die Internationale der Kriegsdienstgegner (Idk), 
und ürugjen des Sozialistischen Veutschen Studenten- 
bundes (505) in jedem Fall auch weiterhin ihre Auf- 
gabe in der Intensjvierung der wehrdienstverweigerun; 
sehen, sowie aus der objektiven Einschätzung unserer 
eigenen beschränkten Agitationsmöglichkeiten, sollten 
wir uns von vornherein darauf konzentrieren, Anstöbe 
für eine Folitisierung iunerhalb der Bundeswehr zu 
geben. 


Auf längere »icht gesehen, sollte es allerdings auch 
m öglich werden, dab sich innerhalb der äasernen po- 


litische Grup,en bilden, wait denen „ir eng zusammen- 
arbeiten und dıe untereinander kommuniziiren. Diese 


Grup, en hätteu die Aufgabe, gesellschaftliche kon- 
flikte in den noch relativ ruhigen Hort der kasernen 
hinein- und an ihrer sozialen Basis auszutragen. Sie 
müßten das meist noch vage, unartikulierte ünsohlsein 
der Soldaten, insbesondere der Wehrpflichtigen, be- 
wußt machen und ihm politischen Gehalt geben. Gleich- 
zeitig müßten die Soldaten mit den Möglichkeiten und 
Chancen der Selbstorganisation bekanntgemacht wır- 
den, so daß sie die Bundeswehr-Hierarchie unter- 
laufen könnten. Auch sollte der kontakt zsischen den 
in den Kasernen und außerhalb der hasernen arbeiten- 
den Gruppen verstärkt und vertieft werden, damit die 
»oldaten auch nach Beendigung ihres \iehrdienstes 
weiter mit uns zusaumenarbeiten können. 


% 
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Die DKP spielt auf vielen Klavieren 


Man braucht eigentlich nur die DEUTSJHs VOLK3ZSITUNG 
zu lesen, um zu wissen, welche .eisungen von der Zen- 
trale in koskau über iie „.D in Ostb»rlin an unsere 
biederen ältko.ununisten in der sundosro,ubjJik gelangen. 
der letzte schlaser ist das "Sahlbündnis der demoxra- 
tischen Op.o.:ivion"”, das nun zum Jammelbecken ail:r 
früheren Sammelbecken uer „ltkummunisten »erden soil. 
sin hartes Rin;en um Jie. S..mlung hat es nicht ;=- 
seben. „oher auch? „er erste samuielhut, der "Bund der 
deutschen", „ar dank des traditionellen Ungeschicks 
unserer aitkomwunistischen Bicd:rmunner vald ver- 
braucht. Der neue „immelhut hie? DFU - auch er erreichte - 
sein Ziel nicht, kam nicht über die 5>-Klausel hinaus; 
manche meinen, er sollte das auch sur nicht erreichen. 
J.tzt werden zleich zwei n:ue Jammelhüte angeboten: 

ur. 1: "Das “aahlbüninis der demokratischen Opposition", 
v. 2: die wieder zurelassene NJeutsche Aowmunistische 
Fartei. sie hat einen nu. :rordentlich bürgerlichen 
„anstrich, sie ist beinahe slexwant, ;enn man an die 
"feine schale" der 3.D)-Funktionärs denkt. iber auch 
der bürzerliche, um nicht zu saren: spieäsbürrerliche 
Anstrich „aßt in die .oskauer und Ostberliner Land- 
schaft. Da sind aus sxrevolutionären spielier zeworden, 
iie, ı den äußeren habitus und die Lebensanschauung 
betrifft, in die Zeiten früheren evangelischen Genein- 
velkbens passen. - 


Yn nun sollen alle, alle Jiuken entweder in den einen 
sammelhut (.„ıhlbündnis) oder in den anderen (DKP) mar- 
schieren. .en sie feierliche 3e;r!äiung d»r russischen 
Invasion in der 353R durch „ie KF-Be-ründer noch zu 
iderlich in den Ohren klingt, lür den steht der an- 
dere Sammejlhut, das Wanlbündnis - aus dem ;;leichen 
stoff verfertigt - offen. Eine merkwürdige Gruppe, 
diese Altkomsunisten. Sie sind am ehesten mit konser- 
vativen Katnoliken zu vergleichen. “ie die konserva- 
tiven Katholiken im wahrsten Sinne steif und fest 
an die alleingültige Aussage des Fapstes in Sachen 
ühristentum und Glauben glauben, so ‚lauben die \lt- 
kommunisten fast noch steifer und fester an die 
alleinseligmaghende marxistische Kirche in Moskau. 
jeisen SJruppen entgeht beharrlich, daß im eigenen 
Lager sich eine junge revolutionäre Upposition mehr 
und nehr ausbreitet, die sich ebenfalls auf den Narxis- 
mus und ebenfalls auf das Christentum b:ruft, die aber 
seineswegs mehr bereit ist, die Befelille der heiligen 
Stühle Rom und Moskau hinzunehmen. is ist nur folise- 
richtig, daß die revolutionäre üruppe der lieo-karxisten 
und der Neo-Christen „ehr viel bess>r miteinander 
xunnen als die Neo-karxisten mit Moskau und Jie Neo- 
Christen mit Rom. Der revolutionuren Truzpe in beiden 
Lagern zeht es nicht um die äufrechterhaltung von Dog- 
nen und der kacht der Dogmatiker, sondern um die grund- 
legende Veränderung unserer ‘elt, deren Henschen 
daran gehindert werden, zur Treiheit und Selbstbe- 
stimmung zu kommen, und zwar von Kapitalisten genauso 
ie von machtbesessenen stalinistischen Bürokraten. 
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ös genügt nicht mehr, sich Warxist zu nennen, um als 
Känpfer für eine bessere “Welt zu gelten. Und es genüst 
schon lange nicht mehr, sich Christ zu nennen, um a.s 
einer zu gelten, der das Recht und die Freiheit des 
Menschen wil'. Das wie ist entscheidend, nicht 
das “as! „cr Unterdrückung undAusbeutung bejal, wenn 
die russische Führungsspitze sie wii’, der ist ein 
konservativer Autoritärer! Und w.r sich als Christ 
nicht massiv ge;en üie schamlose „usbeutung der lien- 
schen durch die Kapitalmacht der katholischen Kirche 
stellt, der hat vom Ühristentum noch nicht den Buch- 
staben A begriffen. 


Die Menschen gru,;ieren sich uu. «uf der einen Seite 
stehen die, die ihren Führer haben wollen, egal ob er 
sich christlich oder marxistisch nennt. Äuf anderen 
Seite diejenigen, die sich selbst führen wollen, die 
selbst bestimnen, s@lbst gestalten, wollen. diese Un- 
gruppierung der Menschen in «utoritäre und Änti-.uto- 
rit.re bewirkt eine neue geistige Frontstellung, 
schafft andere Gegner und andere Freunde. 


Die altautoritären „ltkommunisten haben davon nichts 
bemerkt. Sie ziehen treu und unbewußt dem Befehl ge- 
horchend erneut durch die Lande, spielen’ je nach Pu- 
blikum abw-chselnd auf dem uralten 3d)-Alavier, auf 
dem alten DFU-Klavier und hclen als neueste Kuster 
von der gleichen Firma die "Nenokratische Linke", dıs 
Wahlbündnis und die ganz alte KP aus dem Justerkoffer. 
Nur deshalb, weil der 3unlesbürger sich um politi- 
sche Versöra!lungen nicht küimszert, kann er auch nicht 
merken, daß die Älaviere verschieden, die alavierspieler 
aber seit 20 Jahren die gleichen sind. 


Die wichtigsten Zi:le werden zut verpackt, zum Bei- 
‚spiel die «nerkennung der „DR. Für jeden freien 3oda- 
listen und vernünftigen kienschen eine selostverständ- 
lichkeit! Die Anerkennung der Oder/Neibe-Srenze: ge- 
schenkt! Dafür setzen wir uns ein, nicht weil wir 
Altkomnunisten, sondern »eil «ir freie demokratische 
sozialisten sind! Jie Freiheit für eine kommunistische 
Partei, in der Bundesrepublik öffentlich zu wirken! 
“ir müßten die Freiheit, die wir wollen, verraten, E 
wenn wir dage;en wären. 


Der freie demokratische Sozialist will die Freiheit 

für die KP, weil er für Freiheit und SGleichberech- 

tigung (Senokratie) eintritt. „r weiß auch genau, dal N 
üie Altkommunisten nicht die .bsicht haben, dem poli- 

tischen Gegner die Freiheit zu geben - wenn sie die 

Macht haben.ör weiß genauso, Jaf das, was die Kapi- 

talisten Freiheit nennen, nicht mit politischer Vrei- 

heit identisch ist. Der freie demokratische Sozia- 

list will die Freiheit und die Jemokratie für den 

“ensc.en; dıs ieue ist für ihn der Iuaßstad, nicht die 

Entartung seiner politischen Ge.ner. 

Die DKP soll wirken. sie ag auch auf ihren alten Kla 

vieren spielen. Aber sie darf auf keinen Fall ihre 

alte autoritäre usik in ie AU,SSRPARLAUSUTARISCHE 

OPFOSITIOUN der Bundesrepublik hineinbringen. Die AlO | 
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Nachfolgend drucken wir einen Bericht ab, den uns 
der Vorstand der SDAJ-Ortsgrupfe Mannheig geschickt 
hat. Sowohl in seiner Form, die wir abriehtlich 
nicht verändert haben, als auch in seinem Inhalt 
scheint er uns ein aufschlußreiches Material zu 

der Kardinalfrage der APO zu sein! ist eine Zusaa- 
menarbeit mit den Kommunisten möglich? 


Bericht einer SDAJ- Gruppe 
über ihre Erfahrung mit der KP 


Die Sozialistische Jeutsche Arbeiterjugend (SDAJ) wur- 
de auf Betreiben der KPD gegründet, und zwar nicht 
etwa deshalb, neil die kPD die Existenz eines sozia- 
listischen Jugendverbandes grunäsätzlich für sinn- 
. oder gar notwendig gehalten hätte. Die SDAJ wur- 
d& vielmehr aus taktischen Motiven, gewissermaßen 

als Abwehrmaßnahme, im Mai 1968 ins Leben gerufen, 
Die politische Bewegung der Studenten und Schüler 
hatte, besonders seit der Osterdemonstrationswelle 
gegen die Springer-Zeitungen, auch auf die Jung- 
arbeiter übergegriffen, auf jene soziale üruppe 

also, die die kP als allein ihr gehörig betrachtet, 
Mißtrauisch beobachteten die koumunisten, wie junge 
Arbeiter zunehmend von KP-unabhängigen Schülern 

und Studenten politisiert »urden, was ihnen in den 
vergangenen Jahren nie so recht gelungen var. Sie 
mußten handeln, wenn sie selbst Nutzen ans der Situ- 
ation und jene recht zahlreichen Arbeiter an sich 
ziehen wollten. 


Die SDAJ versteht sich deshalb aus der Sicht der kP 
nicht als eine revolutionäre, selbst :ndige, unab- 
hängige, sozialistische Jugendbewegung, sondern als 
Mittel, die Jungarbeiter in ei:er Organisation zu 
samueln, über die die ki die Kontrolle hat. Um diese 
kontrolle über die SDAJ zu erreichen, wurden bereits 
bei den Vorbereitungen zur Gründung eines sozia- 
listischen Jugendverbandes entsprechende Vorkehrungen 
getroffen. 


Auswahl der Delegierten für die 
Gründung auf Bundesebene in Essen 


Linke Jugendliche, die ihr Interesse an einem sozia- 
listischen Jugendverband mehrfach eindringlich zum 
Ausdruck gebracht hatten, 'erfuhren. von der Gründung 
in Essen erst hinterher. Am 4./5. Mai 1968 wurde 

in Essen die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend 
gegründet. 


Die Delegierten aus Mannheim trafen um 19,00 Uhr in 
Essen ein, Erst zehn Minuten vorher erhielten sie 
ihre Delegierten-Unterlagen, obwohl diese schon wäh- 
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rend der Autobusfahrt hätten verteilt werden können. 
In zehn Minuten sollten die Delegierten solche ent- 
scheidenden Pragen, wie sie in den Delegierten- 
unterlagen standen, durcharbeiten. Als man angekommen 
war, lag schon eine fertige Liste vor, die enthielt, 
wer ordnungsgemäßer Delegierter und wer Gastdele- 
gierter sei. Eine Wahl unter den Genossen fand hier- 
zu erst überhaupt nicht statt. Es wurde im Interesse 
der KP gesiebt. Außerdem wurde einer Westberliner 
Delegation mit Peter Brand gewaltsam der Eintritt 
verwehrt. - Im internen KP-Kreis war bereits ent- 
schieden worden, wer in den Vorständen der verschie- 
denen Landesverbände sitzen sollte. 


Wie auf Ortsebene gearbeitet wurde, zeigt der 


Bericht der Mannheimer Gruppe der SDAJ: 


"In Mannheim erschienen zu dem ersten Gruppen- 
abend der SDAJ nach Essen, die damals noch unter 
dem Namen der vorhergehenden Gruppe Elan’lief, 
nicht nur die vorgesehenen Mitglieder, sondern 
auch interessierte Genossen vom AUSS und der 
Naturfreundejugend. Sie brachten damit aber 

auch sofort eine Diskussion in die Gruppe, indem 
sie versuchten ‚ über die Struktur der Grup- 
pe, den Aufbau des Vorstands und ähnliches zu dis- 
kutieren. An diesem Abend wurde dann auch formell 
die Ortsgruppe Mannheim der SDAJ mit ca. 30 Mit- 
gliedern gegründet, was aber später vom KP-Flügel 
als inoffiziell und nur vorläufig bezeichnet wurde. 
Schon an diesem ersten Abend zeigte es sich, daß 
ein Mitglied des KP-Flügels glaubte, sich als der 
große, alleswissende Vorsitzende aufspielen zu 
müssen. Da wir aber damals noch nicht geschlossen 
auftraten, wurde an diesem Abend nicht viel er- 
reicht. 


An den folgenden Gruppenabenden wurde wieder je- 
desmal eine inhaltliche Diskussion verhindert. 
Wir waren damals noch so naiv und glaubten, daß 
die Probleme, die immer wieder gebracht wurden, 
im Augenblick wichtiger seien. Dennoch wurden 
wir langsam mißtrauisch. Unsere ersten Gegenvor- 
stöße bestanden darin, den Genossen, der sich 
immer selbst als Diskussionsleiter betätigte, 
durch Wahl zu beseitigen und eine Intensivierung 
demokratischer Verhaltensweisen einzuleiten. 


Damit begann auf unserer Seite eine Bestrebung 
zur Herausbildung einer Fraktion als Gegenpol 
zur KP-Fraktion. 


Aber dennoch kamen wir nicht vorwärts, weil uns 
einiges verborgen blieb und wir oft ins Leere 
hinein diskutierten, da die Entscheidungen schon 
längst außerhalb der SDAJ getroffen worden waren. 


28 


Es wurde aber dennoch einiges in Ansätzen diskutiert, 
wie z.B. die Errichtung von Arbeitskreisen, die 
Schaffung eines Zentrums usw. .... 


Dabei deckten wir eine der größten Manipulationen 
auf, die sich die KP zu diesem Zeitpunkt leistete. 
Durch eine unvorsichtige Äußerung eines KP-Genossen 
erfuhren wir, daß ein Vorbereitungstreffen für die 
Gründung des Landesverbandes Baden-Württemberg 
stattfinden würde mit drei KP!Genossen der Mann- 
heimer Gruppe. Wir protestierten und verlangten 
eine Erklärung, warum die Gruppe darüber nicht in- 
formiert worden sei und wer die drei KP-Genossen 
eigentlich delegiert habe, Es wurden mehrere faden- 
scheinige Gründe zur Rechtfertigung gefunden, wie 
zum Beispiel, es habe keine Möglichkeit bestanden, 
kurzfristig die Gruppe zu informieren; später sagte 
jedoch ein leichtsinniger KP-Genosse aus, bereits 
in Rasen hätten diese Delegierten festgestanden, 

In unserer Gruppe wurde so der KP-Flügel immer un- 
glaubwürdiger, und unsere Basis erweiterte sich 
ständig. Damals wurden drei Delegierte aus unserer 
Gruppe gewählt, von denen wir, der kritische Flügel, 
zwei stellen konnten. 


Durch derartige Manipulationen, die es gelang auf- 
zudecken, entwickelte sich eine engere Fraktio- 
nierung mit regelrechten Fraktionssitzungen, wo- 
bei das SDAJ-Programm diskutiert und eine Taktik 
zum Verhalten Aufden Gruppenabenden entwickelt 
wurde. Allerdings waren zu diesem Zeitpunkt noch 
die zwei späteren Vorsitzenden des KP-Flügels un- 
ter uns, denen wir zu diesem Zeitpunkt noch Ver- 
trauen schenkten. 


Bei dem oben erwähnten Treffen für die Gründung 
des Landesverbandes Baden-Württemberg mußten die 
zwei Delegierten des kritischen Flügels feststel- 
len, daß die inzwischen zur Tradition gewordene 
Tendenz der Manipulation auch hier weitergeführt 
werden sollte. Um den kritischen Flügel Mannheim, 
der zu diesem Zeitpunkt 2/3 der Mitglieder Baden- 
Württembergs ausmachte, auszuschalten, sollte der 
Landesvorstand sich aus 21 Personen zusammensetzen, 
wobei jede Ortsgruppe einen, größere Ortsgruppen 
zwei Delegierte stellen sollten. Durch dieses 
System wäre die Vorherrschaft der KP im Landes- 
verband gesichert gewesen. Der geschäftsführen- 

de Vorstand, der aus 7 Mitgliedern bestehen sollte, 
sollte sich aus vier Vertretern der vier Landes- 
bezirke zusammensetzen. Zudem sollten diese vier 
Leute aus dem Vorstand selbst heraus vom Vorstand 
selbst gewählt werden. Dieses Modell wurde jedoch 
erst eine halbe Stunde vor Beendigung des Treffens 
vorgelegt, nachdem man ohne Kenntnis dieser Sache 
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Wir protestierten scharf gegen eine derartige 
Manipulation und erreichten, daß ein zweites Vor- 
treffen anberaumt wurde. 


Durch alle diese aufgedeckten Manipulationen und 
das erste Vortreffen gewarnt, mußten wir versuchen, 
für Mannheim und Baden-#ürttemberg einen Organi- 
sationsaufbau auszuarbeiten, der möglichst keine 
Manipulationsmöglichkeiten zuläßt. Die kritische 
Fräktion arbeitete deshalb ein Organisationsschema 
aus, das Manipulationsmöglichkeiten so weit wie 
möglich ausschließt und den einzelnen Genossen 

die Freiheit läßt, sich zu kritischen, denkenden 
Kommunisten zu entwickeln. 


Als dieses System des kritischen Flügels am 
nächsten Gruppenabend zur Diskussion vorlag, 
war der KP-Flügel hierzu positiv eingestellt. 


Bei der nächsten Gruppenversammlung schon waren 
die Mitglieder der KP-Fraktion von der KP geimpft 
und gaben die Auswirkungen dieses Systems zu be- 
denken. Sie erkannten, daß sie mit der üblichen, 
hierarchischen, bürokratischen Führungsstruktur 
wesentlich leichter ihre Manipulationen durch- 
führen können. 


Sie erkannten aber auch sofort, daß die Alternative 
"bürgerliche Hierarchie" und "antiautoritäres System" 
unweigerlich zu ihrer Niederlage führen mußte. 

Das antiautoritäre System wurde deshalb im großen 
und ganzen anerkannt, der Kernpunkt der Rotierung 
des Vorsitzenden alle zwei Monate mit Nichtwieder- 
wahl wurde jedoch durch einen Alternativvorschlag 
versucht zu unterbinden. 


Der Alternativvorschlag bestand darin, statt zwei 
vier Monate und Wiederwahl; damit war die Möglich- 
keit geschaffen, den Vorsitzenden weiterhin auf 
seinem Posten zu belassen. Bei der Abstimmung 
über diese Alternative war die Stimmenzahl: 

20 für vier und 19 für zwei Monate. Der Rest des 
Organisationsvorschlages des kritischen Flügels 
wurde angenommen. 


Parallel zu diesen Vorgängen in Mannheim liefen 
die Vorbereitungen zur offiziellen Gründung in 
Mannheim. Wir wußten nicht, zu welchem Termin 

nun wirklich die KP-Fraktion den Saal gemietet 
hatte, da sie uns widersprüchliche Angaben machte. 


Bei dieser Gründung manipulierte die KP-Fraktion 
erneut. Es bestand ein Gruppenbeschluß, daß zu- 
erst der 1. und 2. Vorsitzende, der Kassierer 
und Protokollführer gewählt werden sollten und 
anschließend die restlichen Vorstandsmitglieder, 
so daß der Vorstand aus 11 Mitgliedern bestanden 
hätte. 
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Die vorgedruckten Stimmzettel sahen vor, daß der 
1. und 2. Vorsitzende gemeinsam gewählt werden. 
Hierdurch war es unmöglich, daß ein Anwärter auf 
den 1. Vorsitzenden, der nicht gewählt wurde, auch 
für den 2. Vorsitzenden kandidieren konnte, 


Trötz der alleinigen theoretischen Arbeit des 
kritischen Flügels gelang es nicht, hieraus 
resultierend die Mehrheit des Vorstandes zu stel- 
len. Die kritische Fraktion konnte nur drei von 
insgesamt elf Mitgliedern des Vorstandes stellen. 
Mit knapper Mehrheit hatte die KP-Fraktion alle un- 
bequemen Genossen vom Vorstand ausgesperrt und nur 
aus taktischen Gründen, wie sie es selbst zugaben, 
drei von ihnen hineingenommen,. 


Jetzt kam es darauf an, die Arbeit des kritischen 
Flügels innerhalb der Gruppe zu steigern. Wir 
leisteten alle Arbeit - wie theoretische Referate - 
und verwickelten die KP-Fraktion in andauernde 
Diskussionen, aus denen sie immer kapitulierend 
herauskamen. 


Für das zweite Treffen - Vorbereitung zur Gründung 
des Landesverbandes - stellte der kritische Flügel 
keine Delegierten mehr, da er inzwischen eingesehen 
hatte, daß sich eine Beteiligung an derartig 
p_seudodemokrgtischen Pflichtübungen der KP sowie- 
so als unnötig erwiesen hatte, Die Entscheidungen 
waren schon längst getroffen, bevor sie überhaupt 
diskutiert wurden. 


Die Gründung des Landesverbandes in Stuttgart am 
20./21. Juli 1968 setzte die Serie der Manipulationen 
fort. Die Tagesordnung wurde angenommen und auf 
Antrag des Präsidiums später geändert. Sie wurde 
geändert, damit die Wahlen des Vorstandes, für 

den im übrigen schon eine bereits vorgefertigte 
Liste da war, vor den Beratungen der Anträge abge- 
wickelt werden konnten. So war denn die Wahl auch 
innerhalb von zwei Minuten abgeschlossen. Die 
kritischen Delegierten stimmten allen Vorschlägen 
einschließlich der Wahl zu und machten aus der 
Gründungsversammlung ein Happening, da die zum 
Teil abgelesenen Diskussionsbeiträge - die bei 
einzelnen mit größten Ausspracheschw#rigkeiten 
der"eigenen"Worte vorgetragen wurden - und 

die unverhohlenen Manipulationen das Ganze ein- 
fach zu einem Zirkus herabdegradierten. 


Anschließ end kam auch heraus, warum die Tages- 
ordnungsänderung erfolgt war. Die Delegierten 
von Mannheim hatten einen Antrag gestellt, der 
aussagte, daß die Mitglieder der SDAJ in aktive 
und passive Mitglieder unterteilt werden sollten. 
Aktive Mitglieder sollten alle Mitglieder bis zu 
incl. 30 Jahren sein. Sie sollten Stimmrecht und 
Wählbarkeit haben. Passive Mitglieder sind Mit- 
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glieder über 30 Jahre und sollten kein Stimmrecht 
und nicht wählbar sein. aan 


Einer Diskussion über diesen Antrag wollten die 
Vorstandsmitglieder vor ihrer Wahl durch diese 
Tagesordnungsänderung aus dem Wege gehen. Der Vor- 
stand wurde also gewählt, ohne daß man die Mei- 
nung seiner Mitglieder zu den Anträgen kannte. 


Die Intervention der Warschauer Pakt-Staaten in 
der CSSR beschleunigte dann die Entwicklung 
innerhalb der Mannheimer SDAJ. Am 21. August wurde 
von SDAJ, SDS-und AUSS-Genossen eine Demonstration 
für den Sozialismus, gegen die Intervention 
organisiert. Dabei trugen die Mitglieder des 
kritischen Flügels rote Fahnen und hielten durch 
Sprechchöre für den Sozialismus die 500 Demonstranten 
zählende Demonstration unter Kontrolle. Wir kamen 
damit der bereits kurz bevorstehenden antikommu- 
nistischen Demonstration der Reaktion Zävor und 
vereitelten sie damit. Zwei SDAJ-Mitglieder des 
KP-Flügels notierten sich die Namen der betei- 
ligten Genossen der SDAJ. 


Wir erfuhren, daß der KP-Flügel diese Mitglieder 
ausschließen wollte. Als Gründe sollten verbands- 
schädigendes und eigenwilliges, nicht mit der 
Gruppe abgestimmtes Verhalten herhalten, Hier ist 
zu bemerken, daß kein SDAJ-Mitglied im Namen der 
SDAJ sprach oder handelte. Dies zwang uns unver- 
züglich zum Handeln. Wir ergriffen die Initiative 
und luden satzungsgemäß, mit über 20 % aller Mit- 
glieder, eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
ein. Wir forderten eine Diskussion über die Er- 
eignisse in der CSSR und beabsichtigten, eine 
Resolution zur Diskussion und Abstimmung vorzu- 
legen. Dem widersetzten sich die Mitglieder des 
KP-Flügels durch Verlassen des Saales. Da die 
Mehrheit des Vorstandes Mitglieder des KP-Flügels 
waren, setzte er sich hiermit gegen den Willen der 
Mehrheit der Mitglieder. Die Resolution wurde ange- 
nommen. 


Der Vorstand entsprach durch: seine Haltung nicht 
mehr dem Interesse der Mitglieder und wurde am 
gleichen Abend abgewählt. Ein neuer Vorstand wurde 
gewählt. 


Die Mitglieder des abgewählten Vorstandes, die die 
Minderheit aller in der SDAJ organisierten Jugend- 
lichen darstellen, sahen sich nun genötigt, auf 
das Reservoire der alten orthodoxen KP-Leute zu- 
rückzugreifen. 


Der abgewählte Vorstand berief als Vorstand eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung ein mit 


eladenen Gästen, wobei zu dieser Vorstands- 
sitzung die drei Genossen des kritischen Flügels 
nicht eingeladen wurden. 
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Vor dem Eingang des Saales wurden Saalschützer 

nit entsprechenden Statuten postiert. In den 

Jaal gelasson wurden nur ihnen genehme Leute. Die 

Hehrhsit der SDAJ-Mitglieder erhielt keinen Ein- 

las, 4 


Srstaunsaswert war die Anzahl der Erwachsenen, 
die plötzlich mit SDAJ-Ausweisen auftauchten, es 
waren ihrer 50, 


“ur ein kleiner Teil der kritischen SDAJ-Genossen 
erhielt Einlaß, Sie forderten sofort, daß auch die 
anderen Genossen hereingslassen werden sollten. 

Mit Gebrüll und Geschrei wurde versucht, diese 
einzuschüchtern. Als dies nicht gelang, wurde 

zur Anwendung physischer Gewalt gegriffen. Schläger- 
trupps griffen sich zuerst einzelne Wortführer der 
unbequomen Genossen heraus, zerrten sie am Boden 
durch den ganzen Saal, Hemden zerrissen, die Tische 
und Stühle flogen und Schläge wurden reichlich ver- 
teilt, Ein Genosse wurde an den Beinen durch den 
Saal, anschließend durch sinen Hausgang und dann 
über eine Treppe gezerrt. Es wurde keine Rücksicht 
darauf genommen, daß er mit dem Kopf auf die Treppen- 
stufe aufschlug. Mit Schlägermethoden, wie wir sie 
sicht einmal bei NPD-Aktionen erlebt hatten, wurden 
die anderen Genossen durch den Saal getrieben. 
Selbst Mädchen wurden geschlagen und getreten. 


Die älteren Gonossen machten sich anscheinend einen 
öpan daraus, ihre Aggressionen an jungen Genossinnen 
und Genossen abzureagieren. 


Sie scheuten sich nicht, als die inzwischen hinaus- 
geprügelten SDAJ-Genossen protestierten, die bür- 
gerliche Staatsmaschinerie zu gebrauchen und die 
Polizei anzurufen. 


Die mit üblen, bürokratischen Tricks, verknöcherten 
Apparetschiks und alten KP-Leuten und Schläger- 
garden erreichte Mehrheit zeigt deutlich, daß diese 
‚on den KP-Genossen ausgegebene Nitglioderversammlung 
ınd deren Ergebnisse als nicht rechtens anzusehen 
ist, 


Anmerkung der Redaktion PARTISAN: 


Es ?olgt dann diesem oben abgedruckten Be- 
richt ein Aufruf an alle revolutionären Ge- 
nossen, eine außerordentliche Bundes- 
konferenz zu fordern. 


Man sieht, wie stark auch "kritische Flügel" an 

Autoritäten fixiert sind, ohne auf den Einfall zu 

kommen, diesem Popanz einfach den Rücken zu kehren. 

Man denkt an aufsässige Kinder, die ihre Eltern auf 

den Mond wünschen, anstatt selbst das Haus zu ver- 

lassen. Sie verhelfen durch ihr Verbleiben doch nur 

einer morschen Institution zum Weiterleben. » 


AaaaAm mm 
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Der Feind 


steht 
rechts 


Die Erbostheit, Wut und Enttäuschung nach dem Prager 
Coup hat ihren tatsächlichen Grund nicht so sehr in 
dieser faschistischen Aggression der fünf Warschauer 
Paktmächte. Obwohl nach Bratislawa keiner von uns 
sehr an eine militirische Intervention glaubte, so 
verschieden auch die Beurteilung der Entwicklung in 
der CSSR war - letztenendes wußten wir doch längst, 
mit wem wir ee bei diesen Iinvasionsstaaten zu tun 
hatten: nämlich mit konservativen, ja reaktionären 
“sozialistischen Dik*katuren über das Proletariat, 
iie zwar die für Marxisten (die sich wissenschaft- 

iche Sozialisten nennen) sakrosankte Produktions 
sergesellschaftung durchgeführt haben (man sollte es 
schlicht Verstaatlichung nennen) und vorgeblich die 
"Klassen" beseitigt haben. Sie haben dabad auch 
aicht die geringste Bewußtseinsänderung oder -erwei- 
terung erreicht und stehen damit im Widerspruch zu 
ihrer eigenen Theorie. 


ilso gut, das wußten wir. Wir wußten auch um die des- 
potische, hegemoniale Erstarrung dieser Systeme, ihre 
ianer wieder bewiesene Unfähigkeit, sich revolutionär 
zu entwickeln oder zumindestens Einsichten aus Ent- 
wicklungen zu gewinnen (Jugoslawien, Juni 53, Ungarn 56, 
Südamerika, jetzt vor kurzem Frankreich usw.). Wir haben 
Jahre damit zugebracht, das zu analysieren, Konse- 
quenzen für unser Handeln und unsere Theorie zu ziehen. 
Wir haben uns verblöden lassen all diese Jahre hin- 
durch von dem Nimbus, dem Traditionsrummel dieser 

einst revolutionären KPDSU. Irgendwo in uns versteckt 
war natürlich immer noch diese Hoffnung auf die hand- 
teste Proletarierpartei, wie sie einst mal gewesen 

sein mag. Das klang dann immer sit, wenn man liberalen 
Jürgerlichen und Faschisten. gegenüber es dann doch 

alcht lassen konnte (wider besseres Wissen), diese 

ganze Scheiße zu verteidigen, und zwar das immer 

sehön rational, dialektisch und ökonomisch. 


Ungarn 56 war wohl der tatsächlich erste echte Schock 
auf unser gespaltenes Bewußtsein. Die Jüngeren unter 
uns tragen wohl nicht so schwer daran - sie können 
sich ihr Bild aus den seit 12 Jahren geleisteten 
Analysen machen. Die Älteren unter uns haben die 
ganze miese Anfangsreaktion mitgemacht, die (wie 
gestern in Kronstadt, heute in Prag) von "Konter- 
revolutionär" über "Rückkehr zum Kapitalismus" bis 
hin zum "Alles imperialistische Agenten" und "vom 
internationalen Kapital angezetteiter und unter- 
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stützter Umsturz". Bis man dann später erstaunt ent- 
deckte (einige wenige, weist Änarchisten wie Guerin 
allerdings sofort), daß es bei diesen verfemten "kon- 
terrevolutionären" ja Arbeiterräte gegeben hatte, 
dieser doch nach unseren Kriterien untrügliche Beweis 
für eine revolutionäre Bewegung. Daß dann wohl die 


alten kapitalisten (»o kamen die bloß auf einmal 
wieder her?) und die GlA-Agenten nicht so zahlreich 


gewesen waren und daß vielleicht in unserem ganzen 
Weltbild etwas nicht mehr stimmte, 


Seitdem hat es Vietnam und auch dort das klägliche 
Versagen der "Sozialistischen Länder” gegeben, die 
erst mit viel Ach und krach nach langem Zögern, unter 
Druck nicht zuletzt der sich überall organisi erenden 
Antiautoritären, diesen revolutionären kampf der Süd- 
vietnamesen unterstützten. Parallel dazu die wider- 
liche Koexistenzpolitik, die sich besonders in Süd- 
amerika und im Nahen Osten verhängnisvoll ausgewirkt 
hat. Dann der wichtigste Punkt vielleicht für uns: 
die eigenartige Entdeckung (oder Wiedereinführung ?) 
bürgerlicher Wertbegriffe wie Profit und Rentabilität, 
konkurrenz, Lebensstandard (bis 1970 wollte Uhrusch- 
tschow die USA "einholen") und Hand in Hand damit die 
schon vom Erzvater Stalin geprägte Scheißpißkommunis- 
musmoral (wo küssen in der Öffentlichkeit verboten 
ist; wo man heiratet wie in jedem kackland der Welt; 
wo man Steuern zahlt; wo Polizisten agieren, vor 
allem die - nach den Faschisten - terroristischste 
Geheimpolizei der Welt; wo man einer sogenannten kunt 
frönt, die in ihrer Erbärmlichkeit und ihrem Kitsch 
nur noch von der der Faschisten übertroffen wird...) 


Genug der kekapitulationen. Es war uns also klar, 

daß sich so et»as wie Ungarn 56 immer wieder ab- 
spielen konnte - nenn wir dennoch uns gegenseitig 
beteuerten, dus wäre heute nicht mehr möglich 
("wir sind nicht mehr Ungarn 56"), so logen wir uns 
eben in die Tasche. Hier liegt bestimmt noch ein 

Teil von Enttäuschung - Enttäuschung über uns selbst 
letztlich, wenn wir es uns selbst zugeben. 


Aber das ist es nicht. Nein, erbost, enttäuscht, 
wütend konnten, mußten wir sein über die Reaktion 
einiger unter uns. Wir nannten uns gemeinsam anti- 
autoritär; wir haben alle mehr oder minder ver- 
schwonmen das gleiche Ziel: wir kämpfen für das 
Rätesystem. So wie es am Morgen der Oktoberrevolu- 
tion war, so wie es schemenhaft einige Tage in der 
Pariser kommune existiert hatte, vielleicht hatten 
wir auch mal vage etwas von hatalonien gehört oder 
von Kronstadt, oder hatten Rosa Luxemburg gelesen. 
Aber das waren immer nur Fetzen; mit Btaatssozia- 
listischem Kram, mit -zig Bänden Marx und Engels, 
Lenin und Stalin, Mao und Castro pumpten wir uns 
voll, auf das wir »ute Schäflein würden. 
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Dieses zweite PAkTISAN-Heft war als Anarchismus- 

und Räte-Nummer gedacht. Sollten wir nach Prag, 
unter dem Druck der Aktualität an historischen Be- 
trachtungen überhaupt festhalten ? Wir erkannten, 
daß es niemals dringlicher und lebenswichtiger für 
uns war, die Theorien, Beispiele, Praktiken kennen- 
zulernen, die eine Alternative bilden, gleichzeitig 
zu dem von uns gehaßten und längst als Todfeind er- 
kannten kapitalistischen Staat und zu diesem eben- 
so widerwärtigen, un-menschlichen staats-sozialisti- 
schen Systemen. Wir eriunern uns fern, daß sogar 
Marx mal etwas vom Absterben des Staates erwähnt 
hat. Wir besinnen uns auf längst vor der Realisierung 
staatssozialistischer Systeme an ihren Theorien ge- 
übte treffende Kritik. Wir brauchen diese Gesinnung 
und damit die Wiederbelebung und die utopische Er- 
weiterung dieser ldeen. 


Wir müssen diese Ideen schnell erkennen und sie in 
die Praxis umsetzen, um dagegen zu kämpfen, was wir 
hier bei uns und in den sogenannten sozialistischen 
Staaten hassen und verdammen: die >taatsidee, 


Kritik an der CSSR: 


Kein Ansatz zum Rätesystem? 


Genau hier müßte dann auch unsere kritik an der Ent- 
wicklung in der CSSR vor dem Überfall und nach 
Novotnys Sturz einsetzen. Nicht von dieser maßlos 
arroganten #arte des Besserwissers aus, denn, unser 
angestrebtes Rätesystem in Ehren: eine dauernde Be- 
währung dieses Systems steht noch aus, und es wird 
bestimmt ganz anders aussehen, wenn es eines Tages 
dazu kommen sollte.1) Wo haben wir diese Sicherheit 
her, zu verkünden, so und so muß das aussehen, und 
wenn's das nicht ist, dann ist das entweder revisio- 
nistisch (Bentabj}itäteprinzip) oder bürgerlich 

Pressefreiheit) oder gar konterrevolutionär 

wenn z.B. das Dogma der Einheitspartei in Frage 
gestellt wird). Woher nehmen wir unsere »ühnheit, 

zu wissen, wie die Entwicklung in der CSSR weiter- 
gegangen wäre. Gut. Es war keine "echte Revolution": 
von unten. Ja, es war die Partei, die die Entwicklung 
eingeleitet hat - aber doch nicht aus dem blauen 
Himmel herunter. Latent war die Massenbasis doch da. 
Nur eben war, wenn überhaupt ein revolutionäres, 
dann ein verkümmertes, skeptisches, unterdrücktes 
Bewußtsein bei den Massen vorhanden. 
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ben letzten zweiflern daran mussen aje Augen endzu!- 
tig veöffnet „orden ein, „ls sie die spontuüne kenk- 
tion rs tscuechoslowalischen volkes auf Jen -owjeti- 
schen Lberfa)l verfolzten: erst entsetirte Laumung 

und “ann ein heispielnafter »iderstand. „ir x nsch- 
ten wanchen zewesenen kevolutionen eine solche Wasis. 
ver dis nicht einsieht, will nicht erkennen, sondern 
entlarvt sich definitiv üls das, was er ist und war: 
ein Glüubiger, ein Docmatik.r, ein Stehengebliebener, 
ein keaktionar, wit dem man brechen, den man ab sofort 
bek 'mpfen «.ub. venn «wenn wir aus der Verganenheit, 
der wißratenen, entarteten, auf halhbem nege stecken- 
gebliebenen kkuvolutionen leruen können, dann dieses: 
sie humanen, uje antiautoritären, Furzum, die echten 
kevolutionäre siud immer sıurupellos von den Staats- 
sozialisten erst als nüt.Jiche Idioten benutzt 

(zan kann ja ılıren klan, ihr Engagement, die sonst 

:o verjönte Emotionalität :ut gebiauchen), dann noch 
zum »tiilenalten, zum abniegeln - wenn's den hader- 
poarteilern in den kram paßte - verwendet worden. Und 
danı ab in die Veıbaunuug, in die altübernommenen 
oder blitzehblank veu eingerichteten Gefängnisse und 
honzentrat:onslager. Am besten, wenn's sich ein- 
richten lieb, war es jedoch, sie gleich totzuschlagen. 


aus ujesen Lıfanrungen (kronstadt, Auarchisten in 
spanien, „tudenten nnd junge Arbeiter in Paris und 
rag) wussen ir die Lehre ziehen. „ir wussen >chluß 
wachen mit unserer Toleranz gegenüber ileıktionären 
(narcuse!), ımd ‚ie keuktionäre von heute sind nicht 
nur unsere Tolfeinde von je: die kapitalisten. ns 
sina „uch jene ">ozialisten” oder "kommunisten", die 
jede kevoiution bislang deforwiert, jersönlich aus- 
gerichtet, absoJuti<stisch od r despotisch, ausgenutzt, 


ganz ejufuch verraten haben! 


su ri DT iT> - JA, ABick KECHTS FANGT BEI 
vn olanTo>Vsl4aLl-Ten AN! 


"Die stillschneigende Voraussetzung der Liktatur- 
tneorie im lLenin-Irotzkischen >iune ist, daß die 
sozialistische Umwalzung eine Sache sei, für die 
ein fertiges iiezept in der lasche der llevolutions- 
partei liege, “dies oann nur mit «nergie verwirk- 
licht zu werden brauche. wem ist leider - oder je 
nachdem: zum Glück - nicht so. Keit ent- 
lernt, eine Summe OFT rer 
Vorschriftenzu sein, die man nur 
anzuwenden hätte, ist die praktische Versirklichung 
des Sozialismus als eiues wirtschaftlichen, sozialen 
und rechtlichen >ystems eine Sache, die völ- 


1 06 Der; in Nebel der 2ukuntft liegt" 


2) Ipid., 3. 121: "...ist es eine offenkundige, uube- 
streitbare Tatsache, daß ohne freie, unzehemmte 
Fresse, «hne ungehindertes Vereias- und Versamm- 
lungsleben gerade die ılerrschaft breiter Volks- 
massen völlig undenkbar ist." u 
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. In den bisherigen Diskussionen über jene 
Entwickiung in der CSSR, der am 21. August 
ein jähes Ende bereitet wurde, zeigte sich 
immer wieder unsere Unsicherheit in der Be- 
urteilung dessen, was recht oberfiächlich 
der "neue Kurs" genannt wurde. Aus Mangel 
an genügend Information wissen wir nicht 
recht, ob es sich in der CSSR bei der Ver- 
änderung des vergangenen Jahres vorwiegend 
um eine Liberalisierung im revisionistischen 
Sinne gehandelt hat - um eine sehr geschickte 
zudem, die ein gutes Maß an Groß- und Frei- 
zügigkeit offenbarte - oder um echte An- 
sätze zu einer revolutionär-sozialisti- 
schen Selbstverwaltung, ob es sich beim 
Neuen Ökonomischen System in der CSSR ledig- 
lich um eine Verlagerung der Entscheidung 
von der zentralistischen Parteibürokratie 
auf die Ebene des technokratischen Betriebs- 
managements handelt, oder ob mit dem Konzept 
der Dezentralisierung zugleich die Demo- 
kratisierung des Produktionsbereichs ver- 
bunden wurde. Zu dieser Frage hat der West- 
berliner Journalist Peter van Sp 1-, 
der vor dem 21. August längere Zeit in der 
CSSR war, einige wichtige Informationen zu- 
sammengestellt, die bezeichnenderweise so- 
wohl von der bürgerlichen als auch von der 
staatssozialistischen Presse unterschlagen 
wurden. Mehr noch: Spall, der diese Arbeit 
bereits kurz nach der CSSR-Intervention ver- 
fasste, mußte erleben, wie auch alle linken 
und pseudolinken Blätter der Bundesrepublik 
eine Veröffentlichung oft aus fadenscheinigen 
Gründen ablehnte, selbst "konkret", der Ber- 
liner "Extradienst" und die in Hamburg er- 
scheinende "Neue Politik" konnten sich nicht 
zum Abdruck entschließen. 


Peter van Spall:: 
C.S.S.R.- Ansätze zur Selbstverwaltung? 


Alle bisher erschienenen Dokumentationen geben keine Aus- 
kunft darüber, daß wenige Monate vor der Intervention in 
der CSSR aufgrund der Kritik der revolutionären Gewerk- 
sChaftsbewegung am Wirtschaftsteil des zur öffentlichen 
Diskussion gestellten Aktionsprogramms der KPC die Ein- 
führung eines rätedemokratischen Modells ernsthaft 
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diskutiert wurde. Da ı.ijerüber wenir bexannt ist, fiel es 
der bürgerlichen Presse ieicht, die von Uta Six initiierte 
kntwicklungs zur sozialistischen "Marktwirtschaft", übri- 
zens ähnlich der in der VR Jugoslawien, durch Nachrichter- 
manipulation mit dem «upitalistischen Modeil in Verbin- 
dung zu bringen. Man informierte eben nur über das, was in 
die gefüähriiche Strategie unserer lierrschenden paäte, 


Grundsätzliche Überlegungen stellte am 3. Mai 968 der 
Chefkommentator Robert Kalivoda im Zentralorgan "Rude Pravo" 
an. Unter der Überschrift "Über die Perspektiven der 
sozialistischen Demokratie" entwickelte Kalivoda eine 
Konzeption, die starke Resonanz in der gesamten tschecho- 
slowakischen Gewerkschaftspresse fand. In diesem Artikel 
wird folgendes ausgeführt: 


"Der sozialistische Parlamentarismus, die Renaissance des 
Parlamentarismus, ist gewiß eine iußerst wichtige Sache. 
Es ist zweifellos notwendig, ein neues Verhältnis zu den 
übrigen Parteien zu schaffen und ihre Autonomie zu respek- 
tieren. Es:ist notwendig, zu zeigen und zu erklären, daß 
die Beziehungen zwischen den Parteien, die sich zum 
Sozialismus meiden, logische Beziehungen der Partnerschaft 
und Kooperation sein müssen, keineswegs jene Konflikt- 
beziehung, wie sie im bürgerlichen Parlanentssystem be- 
steht. Dies bedeutet weder Monopoleinheit noch Ausschiuß 
von politischen üstreitfragen, sondern daß das Aufeinander- 
stoßen der ileinungen und die politische Autonomie aller 
politischen Partner sich stets auf den gemeinsamen Grund- 
kern des sozialistischen Programms und der sozialistischen 
Politik stützen muß, die gerade diese poiitischen Parteien 
zu kooperierenden Partnern verbindet. 


Die Grundfrage besteht nicht darin, die parlamentarische 
indirekte Vertretungsdenokratie zu einer sozialistischen 
Form zu bringen, sondern in der Entfaltung der direkten 
Demokratie und der allmählichen Schaffung von Voraussetzun 
gen dafür, daß sich diese direkte Demokratie nach und nach 
in eine soziaiistische Selbstverwaltung umgestalten kann. 
Denn das zndziel der marxistisch-sozialistischen politi- 
schen Bewegung bildet nicht die sozialistische Demokratie, 
die noch diese oder jene Basis von Eingeschränktheit in 
sich trüst, sondern die sozialistische Selbstverwaltung. 
Und die Llemente der Selbstverwaltung entfalten sich 
namentiich im System der direkten Demokratie. 


+ch möchte auf drei konkrete Arten hinweisen, nach denen die 
direkte Demokratie bereits heute formuliert oder #erornt 
werden kann: 


1) per gesenseitige Meinungsaustausch zwischen der Lei- 
tung und der sozialistischen Örfentlichkeit, deren 
Instrument vor allem Masseninformationsmittiel, Frei- 
neit der Presse und der Meinungsäußerung darstellen, 
ist eine bestimmte Form direkter Demokratie, die 
bereits bei uns entstanden ist und die direkt eine 
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Schlüsselrolle in der Entwicklung vom Januar bis heute 
(Mai 1968, d.Red.) gespielt hat. Gerade die Er- 
fahrungen vom Januar bis heute zeugen von dem unge- 
heuren Einfluß eben dieses Faktors. 


2) Die zweite Form der direkten Demokratie, die sich vor- 
läufig im Anfangsstadium befinuet und der aber die 
Partei vorläufig wenig Aufmerksamkeit widmet, bildet 
der Prozeß, . der in den Gewerkschaften verläuft. Es 
entwickelt sich eine neue Anschauung, die Anerkennung 
der Gewerkschaften als der unnittelbaren Organisation 
der Werktätigen; es entstehen Keine von sozialistischem 
Syndikalismus. Dies hat und kann ungeheure Wichtigkeit 
für die Entwicklung unseres sozialistischen Modells 
haben. Denn ohne Entfaltung des sozialistischen Syndi- 
kalismus, ohne direkten Kinfiuß der unmittelbaren Orga- 
nisation der Werktätigen auf die Institutionen des 
sozialistischen Staates kann meines Erachtens keine 
höhere Form der sozialistischen Demokratie geschaffen 
werden. 


3) Und schließlich die letzte Frage - vielleicht in der 
heutigen Zeit die wichtigste. Es ist die Frage der 
direkten Leitung und Verwaltung unserer sozialistischen 
Betriebe von Kollektiven der Werktätigen, die Frage der 
Betriebs- und Arbeiterräte. Ich stimme völlig mit dem 
Standpunkt überein, daß die Werktätigen aus den Betrieben 
in den Betriebsräten, die die Unternehmen verwalten 
sollen, das entscheidende Übergewicht haben sollten. 


Meines Erachtens kann kein Neues Ükonomisches System 
ohne Selbstverwaltung der Betriebe, ohne das System 

der Betriebs- und Arbeiterräte entwickelt werden. Sonst 
könnte das Neue Ökonomische System in ein Manager- 
system entarten, in eine ökonomische Vorherrschaft der 
Technokratie. Es könnte seinen sozialistischen Inhalt 
verlieren. Darin bestehen wanrscheinlich auch manche 
spontane Befürchtungen der Arbeiterschaft vor dem Neuen 
Ökonomischen System. Ich sehe diese Frage als kardinale 
praktische sowie theoretische Prage unserer sozialisti- 
schen Demokratie an." 


Im Juni sprach Alexander Dubcek auf einer Prager Gewerk- 
schaftsversammlung über die neue Rolle der Gewerkschaften. 
Er sage dort: "Den Standpunkt der Kommunistischen Partei, 
ihren Glauben in die Arbeiterklasse und die Werktätigen in 
den Betrieben haben wir bereits im Aktionsprogramm voll und 
ganz ausgedrückt. Nicht nur allgemein durch eine politische 
Erklärung, Sondern auch durch zwei Grundforderungen: 


1) daß die Gewerkschaften wieder eine selbständige politische 
Kraft in unserem Staat und in der Nationalen Front werden, 
‘aß sie voll die Interessen der Werktätigen wahren, und 


2) das sich in unseren sozialistischen Betrieben - in denen 
es keine Besitzer, keine kanitalisten mehr ‚gibt - der 
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Einfluß des ganzen Arbeitskollektivs auf die Verwaltung 
des Betriebes voll auswirke. Das Kollektiv der Werk- 

tätigen soll als Miteigentümer seine Ürgane haben: die 
Betriebsräte der Werktätigen, die die Unternehmer- und 


Kontrollfunktion voll ausüben." 


Dazu erklärte Dubcek bei anderer Gelegenheit: "In unseren 
Betrieben in vollem Ausmaß die Räte der Werktätigen einzu- 
führen, hat nur dann einen Zweck, wenn dies gleichzeitig 

mit der Selbständigmachung der Betriebe, mit der Beseiti- 
gung der bisherigen administrativen Formen, ihrer Abhän- 
gigkeit won den überbetrieblichen und ressortmäßigen Organen 
verwirklicht wird. Sonst würden die Räte der Werktätigen 
notwendigerweise ein Instrument zur Stellung von Forderungen 
an die Staatsorgane werden und nicht selbständige Ürgane der 
Betriebsverwaltung, deren Bestandteil sie sein müssen! 


Wenige Wochen vor der Interwention machte sich der Wirt- 
schaftsexperte Ota Sik zum Sprecher der gewerkschaftlichen 
Forderungen. Er konkretisierte in einer Fernsehrede die Vor- 
stellungen der Regierung, indem er den Standpunkt vertrat, 

die Räte der Werktätigen sollten künftig als über den Betriebs- 
direktoren der selbständigen Unternehmen stehende Organe 
fungieren. Sie sollten unbedingt über Einsetzung und 
rufung der Leitungsfunktionäre des Betriebes, der Pr 
planung und zu realisierende Investitionsvorhaben er 
den. Diesen Räten hätten auch Vertreter kreditgewähre 
Geldinstitute und der Staatsbürokratie angehören müs 5 
Letztere hätten aber eine Minderheitsfraktion gebildet. 
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Es wurde von Sik weiter vorgeschlagen, ein Gesetz einzu- 
bringen, das die Übernahme mehrerer Funktionen in verant- 
wortlichen Positionen verhindern sollte. 


Im Juli wurde vom Institut für Meinungsforschung der Prager 
Akademie der "issenschaften in einer Umfrage ermittelt, das 
89 $ für die neue sozialistische Politik waren und nur 11 % 
sich dagegen äußerten oder keinen Standpunkt einnahmen. 


Die Tschechen und Slovaken waren schon immer interessierte 
Zeitungsleser. Gerade in den letzten Monaten bildeten sich 
Menschenschlagen an den Zeitungsständen. Die beliebtesten 
Zeitungen waren das Gewerkscnaftsorgan "Prace", das übrigens 
in einer langen Serie auch über unsere Jugend- und Studenten- 
bewegung sehr positiv berichtete und die Rätekonzeption des 
SDS am Beispiel der Berliner FVtHochschulkonzeption doku- 
mentierte, die jetzt verbotene Wochenzeitung "Student" - 
80.000 Auflage -, die u.a. Aufsätze von Isaac Deutscher, Leo 
Trotzki, Rosa Luxemburg und Ernest Mandel veröffentlichte, 
und das Zentralorgan des Schriftstellerverbandes "Literarni 
Listy", das von orthodoxen Kräften am heftigsten angegriffen 
und jetzt verboten wurde. Von dieser Zeitung eing u.a. die 
Initiative zu der Resolution der Bürger an die Führung der 
KPTsch aus, die die Forderung nach "Sozialismus-Allianz- 
Autonomie-Freiheit" als Verhandlungsgegenstand von Cierna 
und Tisou beinhaltete und von Dubcek als moralische Unter- 
= DL re E e Wi üe. 


Wer von einer Einrichtung, f) 
Vertangt,, sie zei ann wir , die Privilegien zu zerstö- 
ren, die Sie se/6er zur Entmicklon ebracht ha e, E 
kenn? damit seine Un fahigkeit eL er ee Ei 
historisches Gebilde im Leben der Gesellschaften vorstellt 
Der verkennt damit die Grundrege/ der ganzen organic : 
watur: dass neva Funktionen neve Organe verlangen und 
dass sie sich selbst dieselben ausbilden mussen! Der er- 
Kennt damit an, dass er zw farlen und zaghaftın Gute 
ist, vm in einer neven Richtung zu denken ‚wie sie von 
siner neven Entwicklung gJabolen mr." 

ROPOTHIN in "Voer d. Itast 


Wenige Wochen vor der Intervention in die CSSR meldete die 
ungarische Nachrichtenagentur "Hungary Press", daß auf 
Initiative der Gewerkschaften und der Parteien Gesetze in 
die Nationalversammlung eingebracht werden sollten, die die 
Verkündung eines spezifisch tschechoslowakischen Rätemodells 
bedeutet hätten. 


Inzwischen setzte das Moskauer Komunique dieser Entwicklung 
ein Ende, denn in dem Text dieser Vereinbarung sind nur 

das Januar- und Meiplenum genannt, nicht aber das April- 
plenun, bei dem es zur Verabschiedung des Aktionsprogramns 
kam. 


Die Panzer der Interwentionsmächte setzten sich in Marsch, 
als in Prag beschlossen wurde, den Demokratisierungsprozeß 
voranzutreiben durch Einführung eines am jugoslawischen 
Beispiel orientierten Rätesystenms. 
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Detlef Albers: Ansätze unniltelbarer 
Demokratie in der Studentenbewegung — ein 
Beilrag zur Rezeption des Rätegedankens . 


I.zum Stand der Rezeption des 
Rategedankens 


Es gehört heute wenig Prophetie zu der These, dase 
eine zumindest theoretische Wiederbelebung des Rä- 
tegedankens unmittelbar bevorsteht oder schon ein- 
gesetzt hat. Seit sich der Begriff der "Außerparzla- 
mentarischen Opposition* allgemein durchgesetzt hat - 
dies gilt für Hamburg und wahrscheinlich auch für die » 
anderen westdeutschen Großstädte erst seit den Oster- 
demonstrationen -, ist die "Neue Linke", ob studen- 
tisch oder nicht, schon vom Namen und gemeinsamen 
"Dach" her auf den Rätegedanken als Alternative zum 
Parlamentarisaus verwiesen. Mit Agnolis "Transforma- 
tion der Demokratie" hat sie das Instrument zu einer 
vernichtenden, wenn auch vielleicht allzu ausweglosen 
Parlamentarismuskritik erhalten; die sohonungsilose Auf- 
deokung manipulativer Mechanismen im bestehenden, eben 
parlamentarisch-kapitalistischen Berrschaftssysten ist 
uns seit Marcuse geläufig, und die Verabschiedung der 
Notstandsgesetze hat nun auch in der Praxis die hahe- 
zu perfekte, schließlioh offen zugegebene und auch bs- 
absichtigte Unempfindlichkei® und Abkapselung des Par- 
lamentarismus gegenüber Kritik "von unten" bewiesen, 


Dies alles musste die Frage nach dom Rütesgedanken als 
möglicher Antwort zwangsläufig aktualisieren. Ja,seire 
Anziehungskraft wurde noch verschärft durch das Sohau- 
dern, das bis heute jedes öffentliche Eintreten für 

den Räütegedanken oder gar die "Diktatur des Proleta- 
riats" ausgelöst, ganz zu schweigen von der Reaktion 

in Gewerkschafts- oder SPD-Versammlungen. Hier ver- 
steinert das Bekenntnis zur parlamentarischen Demo- 
kratie zu einer rituellen Handlung, die jeden Anders- 
denkenden sit dem Ausschluss bedroht. Hinter der Hand 
wird man dann auch von ganz linken SPD-Mitgliedern 

umso intensiver und ganz ernsthaft gefragt: "Stehst 

Du eigentlich noch auf dem Boden des Godesberger Pro- 
graums?" - Kein Wunder, s in solchen Situationen auch 
die Verteidigung des Rätegedankens mehr zu einer trotzigen 
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Universal-Alternative, zu einem fast magischen Schlüs- 
selwort der Kritik gerät als zu einem ausgefeilten 
Prograum. 


Zu konstatieren bleibt, daß der ltätegedanke samt 
seiner bündigsten larole "Alle Macht den käten" 
allen Verdrängungsversuchen zum Trotz überlebt hat 
und die theoretischen Debatten der Linken zunehmend 
beherrscht. Sonst aber fehlt es an nahezu allen wei- 
teren Voraussetzungen, die von einer kezeption im 
eigentlichen Sinne, d. h. von einer inhaltlichen 
Diskussion und Übernahme der käteprogranmatik durch 
die APO, zu sprechen zulieben. Das beginnt mit dem 
unübersichtlichen, kaum zugänglichen Quellenmaterial, 
das erst in wenigen ausutzen unter dem Gesichtspunkt 
eines neuen systematischen Inteygssses zusammenge- 
stellt und aufgearbeitet .urde. kines der am meisten 
zitierten Werks, nichard “ullers "Vom kaiserreich 
zur kepublik"“’, ist uur in nenigen, schwer erreich- 
baren Exemplaren vorhanden. Noch schlechter steht es 
mit den übrigen Veröffentlichungen kichard Müllers 
und Ernst Dauwigs, ‚lie als Sprecher der revolutio- 
nären Übleute in Berlin und des linken Uskb-Flügels, 
der spateren VkhPb, in den iievolutionswochen 1918/19 
einen entscheidenden kinflufl auf die kevolutions- 
organe (Vollzugsrat, kätekongreß) wie auch auf die 


1923 in Hamburg-Barmbeck 


Genannt seien hier das Heft '"Parlamentarismus- 

debatte' der irojektgrupje iate, Underground Press, 

Berlin 1968; „ohl auch die im hagenbach-Verlag 

angekündigte bokumentation von Woitschalk; fer- 

ner für die Links-Opposition innerhalb der 
kPDSU der band "Arbeiterdemokratie oder Partei- 
diktatur', hrsg. v. Kool u. Oberländer, Ulten 
1967; wichtige Texte zur kätefrage, wenngleich 
unter auderem Gesichtspunkt zusammengestellt, 
dürfte auch der band 'Die Linke gezen die hartei- 
herrschaft', hrsg. v. hool in der keihe 'Doku- 
mente der weltrevolution' enthalten. 

2) 2 ide., wien 1924/25. 


1) 
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Foruulieryng eines zusammenhängenden kätesystenms 
ausübten,." ’” ahnlich verschollen sind auch die Schrif- 
ten der Gruppierungen links davon, wenn man von Rosa 
Luxemburg einmal absieht;,die Iheoretiker der kPD, 
später der "echten KPu" wie Fröhlich und Brandler, 
die den kätegedanken allerdings schon bald zugunsten 
einer pragmatischeren Folitik zurückstellten; die 
Vertreter des 1919 ausge<schlossenen "ultralinken KP- 
Flüggjs" der KAPD, wie Gorten, Pannekoek und k.Schrö- 
der, bis zu den Arbeiter-Unionen und den anarchi- 
stisch beeinflußten Syndikalisten. 


Der Versuch einer Rezeption des liätegedankens wird 
neben den Quellen auch vorliegende wissenschaftliche 
Auseinandersetzungen mit diesem Gegenstand einbe- 
ziehen müssen. Daß die Anzahl solcher Abhandlunge., 
zumal westdeutscher Herkunft, gering geblieben ist, 
kann nicht verwundern und dürfte seine üründe nicht 
nur im zerstreuten wuellenmaterial finden. Geht man 
vom herköumlichen wissenschaftsbegriff aus, so läßt 
sich die Darstellung noch nicht entwickelter Ge- 
sellschaftsforwen wie das Räteprinzip allenfalls | 
historisch anhand der jeweils realisierten oder 
gescheiterten Amätze durchführen. Solche Darstelz, 
lungen =ggrwähnt seien hier die Arbeiten von kolb 
und Opel - können jedoch für eine Rezeption des 
kätegedankens im Sinne einer aktuellen Übertragbar- 
keit höchstens zur Bestandsaufnahme dienen. Aber 
selbst wennggine so umfassende Arbeit wie die 

v. Dertzens ausdrücklich über diesen bloß histori- 
schen Aspekt hinausgeht und sich eine "politikwissen- 
schaftliche Untersuchung über Ideengehalt und Struk- 
tur der... Arbeiterräte” zum Ziel setzt, ergibt sich 
die begrenzte Anwendbarkeit für unseren Zweck sehr 
deutlich. In seinem Schlußkapitel, das die Berechti- 
gung von Herrschaft überhaupt leider und ausgerech- 
net nur auf „ahrendorfs Theorien stützt, schreibt 

v. Oertzen: "....der soziale Konflikt in Gestalt 

der xätebewegung (m üßte) wieder akut werden, 

wenn die folgenden Bedingungen erfüllt würden: 


3) k. Müller, Was die Arbeiterräte wollen und sollen, 
Berlin 1919; ders.Bürgerkrieg in Deutschland, 
Berlin 1925; E.Däumig,das Hätesystem. Reden a.d. 
Parteitag der USPD, März 1919. Müller/Däumig, Bie 
Gewerkschaft - hie Betriebsorganisation.Zwei Keden 
zum Streit um die Gewerkschaften,Berlin 1919. 

4) Vgl. hierzu mit einigen Dokumenten und Nachweisen 
K.H.Tjaden,Struktur u.Funktiond.KPD-O,Meisenheim 64. 

5) Vgl. hierzu die oben angegebene Dokumentation 
"Die Linke gegen die Farteiherrschaft". 

6) z.B. Pfempferts expressi onistische Zeitschrift 
"Die Aktion" und Rudolf Kocker, Prinzipienerklä- 
rung des Syndikalismus,Bd.l,Berlin 1920.Einen 
kurzen Überblick gibt v.Oertzen in "Betriebsräte 
in der Novemberrevolution",Düss.1063,5.212 ff. 
Auf die Internat.Literatur kann hier nicht einge- 
gangen werden; erwähnt seien die neu aufgrlegten 
Schriften Antonio Gramscis "i’hilosorhie der iraxis”, 
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bie gesellschaftlichen Führungsschichten können eine 
soziale, ökonomische oder politische krise nicht ver- 
hindern; die Autorität der Farteien und Gewerkschaften 
wird im Zuge dieser Entwicklung noch stärker er- 
schüttert, als sie es schon ist; die aufkommende 
oppositionelle Bewegung entwickelt eine umfassende 
Räteprogrammatik; diese Irogrammatik ist so überzeu- 
gend, daß sich in ihren Zielen wesentliche Teile 

der Intelligenz mit der Mehrheit der Arbeitnehmer- 
schaft zu einer einheitlichen Rätebewegung ver- 
binden. Das sind die abstrakten Möglichkeiten. 0b 


arte K-1.0E vorrausgesetzten 
Tatsachenbedingungen OB 

we ck iohr8'7T “ner ai kön- 
nen und werden, das zu erfragen 
er u nosto nıt meh Io) Aufgabe dieser 
Untersuchung !" 


Gerade dies aber - noch ergänzt um die I rage, nie 
eine solche Entwicklung im gegenwärtigen >ystem 
herbeizuführen wäre - sind die entscheidenden tragen, 
vor die sich eine «ezeption des kätegedankens ge- 
stellt sieht. Ihre ausklammerung zeigt deutlich die 

. Grenzen traditionaler gyissenschaftlichkeit. Indem 
die Arbeit v. Oertzens bis an diese hrage heranführt, 
trägt sie jedoch immerhin dazu bei, die Aufgaben 
einer darüber hinausgehenden itezeption des liäätege- 
dankens als einer Art spekulativer, deshalb jedoch 
nicht unwissenschaftlicher Kıvolutionstheorie zu 
erfassen. Aus dieser präzisierten Aufgabenstellung 
ergibt sich zugleich, dab beiträge zu einer so ver- 
standenen uezeption des Kätegedankens auf die vor- 
handene westdeutsche klassengesellschaft in abseh- 
barer Zeit wohl uur aus dem Lager der AF0 selbst zu 
erwarten sind, wobei sich alle rdings schon heute 
die Vermutung aufstellen läßt, daß der ltätegedanke 
innerhalb der Iheorienbildung der APU eine zentrale 
Rolle einnehmen wird. 


Schauen wir uns nach Beiträgen unter diesem Gesichts- 
punkt um, so bestätigt -ich zunächst der Lindruck, 
daß wir noch in den ersten Anfüngen einer solchen 
systematischen „ufarbeitung des kätegedankens stehen. 


Hervorzuheben ist der aufsatz kabehls in den 'posi- 
Auswahl, hrsg.v.iiiechers, Frankfurt 1967, und 
natürlich die klassische russische kevolutions- 
theorie: Lenin, Trotzki., Bucharin usw., außerdem 
der erwähnte Dokumentenband "Arbeiterdemokratie 
oder Farteidiktatur". 

7) Die Arbeiterräte in der deutschen innenpolitik 
1918/19, Düsseldorf 1962. 

H Der deutsche »etallarbeiterverband, Hannover 1957. 
Betriebsräte in der ovemberrevolution; Vüssel- 

dorf 1963. 

10) Sperrung durch Verfüsser. 
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tionen' 11) unter dem programmatischen Titel: "Zie 
Rätedemokratie ist keine Utopie". Auch er gibt auf 
weite Strecken nur einen historischen Überblick über 
die deutsche und russische Rätebewegung, freilich 
unter deutlicher Kritik an der Leninschen "Über- 
zentralisation" und der damit heraufbeschworenen 
Bürokratisierung. Die so notwendigen Argumente, warum 
eine Rätedemokratie bei uns keine Utopie ist, warum 
sie jetzt nach 25 Jahren spätkapitalistischer Restau- 
ration gerade bei uns realisiert werden könnte, fallen 
dann sehr kurz aus: "Die Technik, der Stand der 
Produktivkräfte ermöglichen längst eine herrschafts- 
lose, sozialistische Gesellschaft. Mit dem Rück- 

halt starker Fraktionen der Arbeiter wird diese re- 
volutionäre Bewegung schon im Kampfe in der lage 
sein, die Organisationsformen der neuen Gesellschaft 
nach dem Muster der Rätedemokratie entstehen zu 
lassen." Die Rezeption des Rätegedankens, die hier 

im Titel bereits vollzogen ist, schrumpft damit un- 
versehens auf einige lapidare Feststellungen zusammen, 
die es nicht zu bestreiten, wohl aber zu explizieren: 
und auf ihre Anwendbarkeit für eine neue revolutio- 
näre Räte-Strategie zu untersuchen gilt. 


Noch deutlicher wird die Gefahr, daß sich Ausein- 
andersetzungen mit dem Rätegedanken im Historischen 
erschöpfen, zwar durchaus zwischen den verschiedenen 
Positionen und Gruppierungen Stellung nehmen, aber 
letzüich die Frage nach ihrer gegenwärtigen Anwend- 
barkeit offen lassen, aus dem material- und zitaten- 
reichen Aufsatz von Ebmeier: "Von der Einheitsfront 
zum Aufstand" 12) Gewiß ist es reizvoll, z.B. die 
verhängnisvolle Rolle der Gewerkschaften zu unter- 
suchen, die praxisbezogene und praxisbegründete Losung 
Richard Müllers "Nicht Zerschlagung der Gewerk- 
schaften ..., nein, hinein in die Gewerkschaften 
um die Gewerkschaftsbürokratie zu entmachten" 13) 
der aus heutiger Sicht konsequenten These Pannekoeks 
gegenüberzustellen: "Ihre (der Gewerkschaften) kon- 
terrevolutionäre Macht kann nicht durch einen Perso- 
nenwechsel, durch die Ersetzung reaktionärer durch 
radikale oder 'revolutionäre' Führer vernichtet oder 
geschwächt werden. Die Organisations- 
11) Sondernummer "Alle Macht den Räten", positionen, 
April 1967; auch die übrigen Aufsätze dieses 
Heftes von Ebmeier, Huhn, Vranicki, Ahrend geben 
eine gute Einführung in die Gesamtproblematik 
der Räte. Bedauerlich allenfalls die redaktio- 
nelle Polemik gegen den Kronstädter Aufstand, 
dokumentiert in "Arbeiterdemokratie oder Partei- 
diktatur", die das Verikt der "Konterrevolu- 
tion" allzu simpel handhakt. 


12 Ebenfalls im genannten Sonderheft der 'positionen' 
13) Hie Gewerkschaften - hie Betriebsorganisation, S. 28 
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form ist es, die die Massen so gut wie machtlos 
wacht und sie daran hindert, die Gewerkschaft zum Organ 
ihres Willens zu machen." 14) 


“1t beiden ließe sich die "unheilige Allianz" nach 

er Oktoberrevolution zwischen Lenin und den syste- 
stisch gestärkten Gewerkschaften vergleichen, um 

ie Betriebsräte und deren Produktionskontrolle zu 
bändigen". 15) Und ebenso wichtig ist es, das Ver- 
ältnis der Räte zu den politischen Organisationen 

nd Parteien zu klären 16) - vom Standpunkt der Anar- 
haisten, seibst die Parole "Alle Macht den Räten" 
»\8 zu herrschaftsbezogen abzulehnen 17) über den Ver- 
‚uch, die Arbeiterräte primär als revolutionäre Kanpf- 
‚rganisation, nicht aber als ständige Kiassenorgani- 
‚ation zu benutzen 18) bis zur These Däumigs vor dem 
'SPD-Parteitag, das Rätesystem sei ausdrücklich auch 
‚La Modell für den Endzustand des Sozialismus zu 
'erstehen und deshalb sei das Schicksal der Räte 
»rinzipiell höher als das Schicksal der Partei zu 
stellen. 19) 


Jeide Bereiche, Räte - Gewerkschaften und Räte - 
Parteien, und darin eingeschlossen die Frage nach 

\er Demokratie innerhalb der "Diktatur des Prole- 
sariats" - werden mit Sicherheit Kernpunkte einer 

‚u entwickelnden Räteprogrammatik der APO bilden. 

Ja, ihre notwendige Verknüpfung mit jedem Rätesystem, 
i.h. die vollständige Neuordnung aller Organisations- 
formen und der damit verbundenen Teilideologien auf 
»in Rätesystem hin, wie immer es aussehen mag, be- 
rechtigen erst zu der These, daß die Räteproblematik 
im Mittelpunkt kommender APO-Diskussionen stehen 
wird. Aber auch dann wird die eigentliche Leistung 
solcher Theoriebildungen nicht in der historischen 
Interpretation, sondern gerade in der Aktualisie- 
rung, in der manifesten Anwendbarkeit auf die be- 
stehenden westdeutschen Verhältnisse liegen. 


14) Die Entwicklung der Weltrevolution und die Taktik 
des Kommunismus. In: Parlamentarismusdebatte,a.a.0.5.39. 
15) Vgl.Anweiler, in: Arbeiterdemokratie oder Partei- 
diktatur, S. 47. 

6) Diese Frage nennt Ebmeier selbet "fatalerweise 
gerade das Terrain, auf dem sich die Geschichte 
am grausamsten an den armen unschuldigen west- 
deutschen Linken für die Versäumnisse und Zwei- 
deutigkeiten Lenins gerächt hat." In: Von der 
Einheitsfront zum Aufstand, a.a.0. 

) Joll, Die Anarchisten, Berlin 1966, S. 199 
!8) Lukacs, Lenin, Berlin 1924; zit.bei Ebmeier,a.a.0. 
) Das Rätesysten, S.3 
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Ist somit deutlich geworden, daß die kezeption des 
Rätegedankens in aufmerksamer Distanz zur revolutio- 
nären Theoriengeschichte erfolgen muß, - einer Ge- 
schichte, die zum Teil erst selbst aus unserem ei- 
genen gesellschaftlichen Standpunkt heraus neu ge- 
schrieben werden muß, die sich manchmal zu den of- 
fiziellen Doktrinen querstellen wird und z.B. auch 
die bisweilen hellseherisch anmutende kritik der 
Anarchisten am Marxismus-Leninismus ernst nehmen 
wird -, dann gerät damit auch ein anderer Bereich 

in das Blickfeld einer so verstandenen Kkezeption: Die 
Untersuchung bereits gemachter Erfahrungen mit räte- 
ähnlichen Gebilden in der APO und ihrem bisher 
auslösenden Teil, der Studentenschaft. Bei solchen 
Experimenten ist Sorge um Aktualität unnötig: ihre 
Anwendbarkeit oder korrekturbedürftigkeit ist durch 
die Praxis der Auseinandersetzungen selbst gegeben. 
Hier liegt die Gefahr viel eher darin, daß schon ge- 
machte Erfahrungen mangels Tradierung wieder verloren 
gehen. 


Deshalb versucht der folgende Teil, die studenti- 
schen und außerparlamentarischen Aktionen in Hamburg 
zwischen Ostem und Pfinggyen 1968 aufzuzeigen und 
ansatzweise auszuwerten. Es ist dies der Zeit- 
raum, in dem alle wesentlichen Aktionen, auch wenn 
sie zunächst spontan entstanden, durch räteähnliche 
Aktionsausschüsse geleitet wurden. Dabei spielte 


Hamburg in diesen Wochen keine andere Rolle als die 
übrigen westdeutschen Universitätsstädte, die zu- 
gleich Großstädte und Springerzentralen waren und 
die insgesamt an revolutionärer Aktivität hinter 
Westberlin zurücktraten. Besonderheiten der Ham- 
burger Situation sind im Verlauf der Darstellung 
nicht auszuschließen, sollten aber nicht überbe- 
wertet werden. 


20) Einen guten Überblick über das turbulente Winter- 
semester 1967/68 gibt Peter Schütt: "Entwicklung 
der demökratischen Bewegung an der Universität 
Hamburg, WS 67/68", Blätter fur deutsche und 
internationale Politik, 1968, S. 287 ff. 
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IL Verlauf der Aktionen _ın Hamburg 


Der in unserem Zusammenhang 


wichtige Abechnitt in der Ham- ‘ 
burger Studenten- und später . 
APO-Bewegung setzt ein mit den Ei 


Anti-Springer-Demonstrationen 
Ostern 1968, die unmittelbar 
durch das Attentat auf Rudi 
Dutschke am Gründonnerstag, dem 
11.4.1968, ausgelöst wurden. Dabei „J 
kann hier weder auf die Ursachen 
des Attentats noch auf die Ent- 
stehung der Anti-Springer-Kampagne, 
die Hamburg bis dahin kaum erreicht 
hatte, eingegangen werden. Auch 

die vorausgegangene Entwicklung der 
politischen Hochschulgruppen und der 
allgemeinen Auseinandersetzungen an 
der Hamburger Universität muß hier 
außer Acht bleiben; ebenso werden 
parallel laufende Randereignisse aus- 
geklammert, die sich auf die hier zu 
untersuchenden Ansätze und Aktionen 
nicht unmittelbar auswirkten. Erwähnt 
sei noch, daß der Verfasser selbst 
aktiv an den hier behandelten De- 
monstrationen beteiligt war und sich 
dabei zum "linken SHB-Flügel" zählte, 
eine Gruppierung, die den SHB in den 
ge-schilderten Auseinandersetzungen 
konsequent als Bestandteil der APO 
auch gegenüber der SPD verstand und 
schließlich als Ergebnis der Aktionen 
für Doppelmitgliedschaften zwischen 
SHB und SDS als Vorstufe zu Fusio- 
nierungsverhandlungen auf lokaler, , 
und überregionaler Ebene eintrat.“ 


) 

"Dieses Ziel, das uns gegen En- 
de des Semesters als naheliegende 
Konsequenz praktizierter Aktions- 
einheit erschien, das zudem 
"putschistische" Gefahren des 
einen und "revisionistische" des 
anderen Verbandes beheben könnte, 
ist nach der Saarbrückener BDY ded 
SHB wieder in weitere Ferne ge- 
rückt. Dort wurden zwar alle Un- 
vereinbarkeitsbeschlüsse zwischen 
SHB und SDS aufgehoben, aber eine 
weitergehende inhaltliche wie 
formale Annäherung an den $DS un- 
terblieb,. 


en 


Als uns am späten Nachmittag des 11. April die Nach- 
richt vom Anschlag auf Rudi Dutschke erreichte, kam 
es noch am gleichen Abend zu einem ersten sponte- 
nen Demonstrationszug durch die Hamburger Innen- 
stadt. Einige hundert Studenten trafen sich vor 
Springers "ABENDBLATT"-Geschäftsstelle am Gänse- 
markt, mehrere Ladenscheiben wurden zertrünmert, 
erregten aber an diesem Abend nicht einmal 

die Polizei. Alle, aäch die SDS-Sprecher, die zu 
dieser Demonstration aufgerufen hatten, waren 80 
verwirrt, daß niemand auf die Idee kam, sofort zum 
Springerhaus zu ziehen, das um diese Zeit wahr- 
scheinlich noch ungeschützt war. Man zog von einer 
Springer-Filiale zur anderen; alle wußten, und 

das blieb auch in den folgenden Tagen ganz unbe- 
stritten, daß Springers Zeitungen die wichtigste, 
wenn auch indirekte auslösende Ursache für das 
Attentat darstellten. Aber außer ohnmächtigen 
Sprechchören wie "BILD hat mitgeschossen" u.ä. 

kam es an diesem Abend zu keinen weiteren Vorfällen. 
Hier ist anzumerken, daß nicht nur alle von dem 
Attentat völlig überrascht waren, sondern daß es 
auch zu einem Zeitpunkt bekannt wurde, als sich 
unmittelbar vor den Osterfeiertagen und dem an- 
schließenden Semesterbeginn nur sehr wenige 
Studenten "demonstrationsbereit" in den Univer- 
sitäten aufhielten. Es ist nicht ohne Ironie fest- 
zustellen, daß so die ersten gemeinsamen Demon- 
strationen mit Schülern und jungen Arbeitern gewis- 
sermaßen "aus Versehen" zustande kamen, weil ein- 
fach genügend Studenten fehlten. Jedenfalls ist 
für die gesamtenOsterdemonstrationen charakteri- 
stisch, daß es fast vom Zufall abhing, wer in jenen 
Tagen als Akteur auftreten konnte. Dem bis zuletzt 
weitgehend spontanen Verlauf dieser Aktionen ent- 
sprechend, gelang es auch während der Ostertage 
nicht, einen einigermaßen zusammenhängend operie- 
renden Ausschuß oder dergleichen zu bilden. Damit 
sind die Osterdemonstrationen in unserem Zusammen- 
hang gerade ein Beispiel für den Ablauf einer nicht 
geplanten, organisatorisch weitgehend unvorberei- 
teten Aktionsorm. 22) 


Am Karfreitag, dem 12. April, als die ersten Be- 
richte über die unmittelbaren Reaktionen in Berlin 
vorlagen, riefen dann SDS, SHB und AStA gemeinsam 
zur Anti-Springer-Demonstration auf. Verschiedene 
Redner forderten einen Zug durch die Innenstadt 
mit anschließender Blockade der Springer-Druckereien. 
Andere Vorschläge, wie etwa den in der Staatsoper 
weilenden Bürgermeister Weichmann zur Diskussion 
zu stellen, wurden nicht ernsthaft verfolgt und 
schnell fallengelassen. Als die Demonstranten vor 
dem Springerhaus eintrafen, standiihnen eine gut 


hielt, ist das bestenfalls als Ausdruck der 
allgemein explosiven Spannung jener Tage zu werten. 
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vorbereitete, wenn auch noch improvisiert ver- 
teilte Polizei gegenüber, die das gesamte Presse- 
viertel mit mindestens einem Dutzend Haupt- und 
Nebenstraßen abgesperrt hatte. Die Demonstranten 
verteilten sich ebenfalls und errichteten an den 
Seitenausgängen des Springerviertels Barrikaden. 
Vor allem gelang es, am Hauptausgang Kaiser-Wilheln- 
Straße mit weit über 1000 Demonstranten zusammen- 
zubleiben. So wurde über mehrere Stunden tatsäch- 
lich eine blockadeähnliche Absperrung erreicht. 

Ein ausgerechnet über die Notbrücke der U-Bahn- 
Baustelle unternommener Ausbruchsversuch der Polizei 
scheiterte trotz Wasserwerfer und Knüppeleinsatz 

an den heftig umkämpften Barrikaden. Erst spät am 
Abend gelang es einem massierten Polizeiaufgebot 
unter rücksichtsloser Anwendung von Tränengas, 
Gummiknüppeln und Wasserwerfern gegen sitzende De- 
monstranten, durchzubrechen und die Zeitungswagen 
herauszuschleusen. - "BILD weicht dem Terror nicht", 
wie es dann in einer Schlagzeile am Ostersonntag hieß. 


Die nächste Demonstration am Ostermontag, dem 15.4.5 
war weitgehend ähnlich angelegt wie am Karfreitag. 
Den organisatorischen "Aufhänger" bot die Abschluß- 
kundgebung des "Ostermarsches 68" auf der Moorweide, 
an die sich der Aufruf zur Anti-Springer-Demon- 
stration anschließen sollte. Dabei kam es zum ersten 
innerstudentischen Konflikt, als der AStA-Sprecher 
plötzlich vor den schon versammelten Demonstranten 
von allen weiteren Aktionen abriet, während SHB 

und SDS nachdrücklich auf der Fortführung der Demon- 
stration bestanden. Obwohl sich auch diesmal 

4 - 5000 Demonstranten anschlossen, war der Blockade- 
versuch nicht durchzuhalten. Die Polizei ging sehr 
viel härter und systematischer vor und lieferte 
gegen Mitternacht etwa 1500 Demonstranten vor dem 
Polizeipräsidium, wo die Freilassung aller vorbeugend 
inhaftierten SDS-Mitglieder gefordert wurde, den 
blutigsten Einsatz während der Ostertage überhaupt. 


Der nur symbolische Erfolg der Blockadeversuche, 

die demoralisierende Wirkung des Polizeieinsatzes 

und die extrem negative Reaktion der westdeutschen 

Öffentlichkeit 23), die nun Studenten und "Rocker" 

23) Erst eine Woche später rückte der "stern" mit 
dem freilich nur kokettierenden Titel "Ist die 
Revolution noch zu stoppen?" das Bild wieder 
einigermaßen zurecht.’ Mag in den Ablauf der 
Demonstrationen auch manche Parallele zum Mord 
an Martin Luther King und die Reaktion der 
amerikanischen Neger darauf hineingespielt haben, 
so erschienen uns im Nachhinein die Osterdemon- 
strationen doch als die inhaltlich radikalste 
Aktion der APO, wenn es nur gelungen wäre, die 
Demonstrationen tatsächlich zentral zu koordi- 
nieren, und andererseits ihre bewußtseinsmäßigen 
Konsequenzen - etwa zum Prinzip des Widerstands 
und der Gegengewalt - auch in den nächsten Wochen 
durchzustehen. 


53 


geweinsaw als Terroristen zu entlarven meinte, 

löste in deu folzenden „ochen heftige inner tuden- 
tische biskussionen üher das weitere Vorgeisen aıs. In 
eisem Wkach-in am °7. april begıundete der AStA vor 
über 2 000 studenten seine rurole einer allgemeinen 
"Demonstrstionsjause..., die solange dauern soll, 


bis sie (ie tuwrlentenvertreter) die Gewaltlosiskeit 
der Demonstrstionen auch dann gewährleisten können, 
wenn eigh „ndere üruypen in ihre Keihen einschlei- 


chen." ’* linken »tudentengrupjen hatten der 
#irkung ties ‚arole, die in der ilanburger Öffent- 
lichkeit ti ters beifsjllig aufgenommen “urde, zu- 
nachst uneni utgegenzusetzen. Erst am 24. April ge- 


lang es, “uf einer vom Ss einberufenen >tudenten- 
veisammlung eine ueue wemonstration für den 1. Mai 

zu beschlieben und einen sofort genäulten Aktions- 
ausschus - vor allem aus Mitgliedem des SHB und SDS 
- mit der Vorbereitung zu beauftragen. Dennoch konnte 
de: a5tA einen Tag später seine ıolitik der bemon- 
strations;ause im „tudentenparlament durchsetzen: 

"Es wäre unvernünftig, weitere Aktionen zu unter- 
nehuen, die uur zu einer erneuten Verhärtung der 
Frontea führen Wurden. bie Studentenschaft beschließt 
daher, die waikundgebungen weder durch Gegenveran- 
staltungen uoch durch Unterlaufen von Gewerkschafts- 
veranstaltungen unnötig zu stören, weil jede 
danna entstandene Unruhe 
LEE den st denten angelas- 
tet würde „25) 


Trotzdem nahm der Aktiousausschuß ?. Mai sofort seine 
Arbeit auf. Nachdem die Gewerkschaften jede Zusammen- 
arbeit abgelehnt hatten - selbst "„ELT AM SONNTAG" 
kündigte "ein grobes Volksfest mit alwechslungsrei- 
chem Programn" für den !. Mai an und BABEKSNESZEN: 
"Die politischen Akzente sind sparsam gesetzt"26 -, 
mußten wir durch eine Gegenkundgebung die erwarteten 
100 000 Besucher des DUB zu politisieren versuchen. 
In kurzer Zeit meldeten sich die verschiedensten 
Organisationen beim Aktionsausschuß, der zunehmend 

in Perwanenz tagte, Studenten der kunsthochschule 
üruckten Plakate für ie erste APO-Demonstration in 
Hauburg und insgesamt 40 000 Flugblätter; der AUSS 
und andere Schüler übernahmen seit dem 28. 4. die 
Verteilung, ein anderes komitee aus Arbeitern und 
»tudenten verteilte eine woche lang täglich Flugblätter 
im Hafen. immer mehr Organisationen, darunter auch 
die gewerkschaftliche Studentengru,pe, schlossen 
sich als mitveranstalter an; schließlich baten auch 
die ‚lanburger Jungsozialisten, zwei iedner auf der 
APO-Kundgebung stellen zu dürfen. voch der Leitar- 


24) »rucksache Nr. 2b des Hamburger Studentenparla- 
ments. 

25) Drucksache Nr. 211 des Hamburger Studentenparla- 
ments (iervorhebung durch den Verf.) 

26) WamS, 26.4.1968. 
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30.4. von den "iuticdewokr tiscaen sanigulatiencknd 
des >b5" zu berichten, je "norgen am . ni,... 
einzelnen >tästen „icder versuchen („eiten), vewon- 
strationen zu inszenieren." 


Am 30. *. ubends verschä Ite «ich er wonflikt in- 
nerhälb der studentenschaft „uf der vom aota eiü- 
berufesen "Vollversarwlung der hastimnatrikelierten". 
vie Mehrheit der aunereneen »tudenten berchlob, „tatt 
der vorgeselienen heferale uber Jie ti iensituation 
in den einzeluen Fächern rofort selbtrt uber ven Ab- 
lzuf der Jemon: tration am 1. Mai zu aishutieren; 
Jaraufhin verließ der Asti die Versammlung, seil "da 
legitime itecht einer „inderheit,... dab vie .usutine- 
arbeit nicht zu kurz konmt", verletzt sei.’ y 
Allen Warnungen juhrender uewerkschafts funktisnäre 
zum Trotz, die den studenten unverhohlen „it der 28) 
"ıbeiterfaust gegen tadikalinekis" wedroht iatten ; 
verlief iie ArO-kundgebung ohne ssiscaenf 'lle,;, sogar 
die Hawhurger Irerse „.endete verhalten beifall und 
berichtete über "sachlich belegte »„tellunenahmen zur 
Arbeiterbesegtn., zu den Themen iressekonzentration 
‚und S;ringrr sowie aufmerksas verfolgte „usführıngen 
über cie Notstandegesetze.” ’ kur eine erneute Ver- 
schärfung sorgte erst ie willkurliche Vmaftung 

des „bs-Sprechers ioth, der wit einigen Hundert Ve- 
monstranten nach der nundgebung durch die innenstadt 
gezogen „ar un] uann weren "vrleitung zur Verl«tzung 
der banameile" festgenonwen wurde. 


Ver krrolg der mai-nundgebung wma die ürregung über 
koths Verhaftung fuhrten danu am folgenden äbend zu 
einer turbulenten »itzung des dtudentenparlawe:.ts, 
das in einen der größeren uörsäle umziehen »ubte, um 
dei, andrang der zuhörenden Studenten aufzuneimen,. Jetzt 
solidarisierte sich »uch die offizielle »tudentenver- 
tretung wit ıwih. Unter sem Eindruck der eindeutigen 
Meinung in der studentischen uffentlichkeit wurde 

ein Antrag angenowien, der die strutezie der Denon- 
strationsjause „ls eine "Kapitulation vor der Sta»ts- 
gewalt bezeichnete. vies blieb ‚jedoch der einzige au- 
lauf des rarlawent“, iu die aktuellen Auseinander- 


27) iresseerkl. rung, jn vollem :ortlaut abgedruckt 
in "DIE wLLI" v. 2.5.1068. 

25) Ausdruck dieser >iturtiou i-t cin vesehtim 
der üewerkschaft krziehung und issenschaft 
Hauburg v. 26.4.1908: "Wie Hauptversammlung 
apjelliert nn den DuB-Vorstand Hanburg, hei 
Veranstaltungen zum !. mai Jede kimpferische 
Haltung gezenüber >tudenten und Jusendlichen 
zu unte lasseu. 

29) Hamburger sorgenpost, ?. 5. 1968. 
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setzungen selbst einzugreifen. 30) 


Die nächsten Tage und Wochen gerieten immer mehr is 
den Sog des schließlich einzigen wichtigen Themas, 
der Verabschiedung der Notstandsgesetze. Zunächst 
ging es um die regionale Vorbereitung des bundes- 
weiten Sternmarsches der Notstandsgegner nach Bonn 
am 11. Mai. Eine Studentenvollversammlung hatte am 
6.5. beschlossen, am 9.5. eine erneute Kundgebung 
auf der Moorweide zu veranstalten und dazu von Senat 
und Hamburger Bundestagsabgeordneten Antwort auf 
einenpräzise formulierten Katalog von Pragen zu 
verlangen. Ein neuer Aktionsausschuß, diemals unter 
Federführung des AStA, wurde von der Versammlung 
eingesetzt. Er Iegann aber so langsam mit den Vor- 
bereitungen, daß er sich schließlich nur Absagen 
holte. Auch sonst gelang es der Vollversammlung 
mangels eindeutiger Vorschläge nicht, rechtzeitig 
eine einheitliche Strategie für die Notstandsaktio- 
nen zu beschließen. Während der AStA, Teile des SHB 
und die meisten Fachschaften Aufklärungs- und Infor- 
mationsveranstaltungen und nur zu diesem Zweck 

eine "Vorlesungsniederlegung" am Tage der Not- 
standslesung im Bundestag befürworteten, traten SDS 
und "linker SHB" für einen konsequenten Vorlesungs- 
streik ein, der aktive Widerstandshandlungen, vom 
Streikposten bis zum Barrikadenbau vor den Insti- 
tuten und Hörsälen mit einschloß, um einerseits 

die "manifeste Verweigerung der Institution Univer- 
sität" zu erreichen und zugleich Demonstrationen 
durch die Innenstadt veranstalten zu können. 


Da sich die Vollversammlung zwischen diesen Alter- 
nativen nicht entscheiden konnte, beschränkte man 
sich auf die Teilnahme am Bonner Sternmarsch und 
einen von Fach zu Pach unterschiedlich, einmal mit, 
einmal ohne "technische Hilfsmittel", durchgeführten 
Vorlesungsstreik am Tag der 2. Notstandslesung, 
Mittwoch, den 15. 5. Abends traf man sich im über- 
füllten Auditorium maximum auf einer "Informations- 
veranstaltung" des AStA, auf der Politiker und Ge- 
werkschaftler ihre Haltung zu den Notstandsge- 
setzen erläutern sollten. Hier wurde vom SHB der 
Versuch unternommen, den DGB-Vorsitzenden Höhne 
wenigstens zur 3. Notstandslesung auf gemeinsame 
Veranstaltungen zwischen Gewerkschaften und Studen- 
ten festzulegen. Höhne sagte seine persönliche 
Unterstützung zu; eine studentische Verhandlungs- 
kommission aus allen linken Hochschulgruppen und 
einem Vertreter des AStA wurde sofort gewählt. 

30) Bezeichnend für den Widerstand des Parlaments 
gegenüber einer stärkeren Beteiligung der stu- 
dentischen Öffentlichkeit war der Versuch eines 
Parlamentariers, alle Beschlüsse dieser Sitzung 
beim Ältestenrat der Studentenschaft wegen "Par- 
lamentsnötigung" anzufechten. 
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Am 21. 5. kam die studentische Verhandlungskommis- 
eion zum entscheidenden Gespräch mit Höhne und sänt- 
lichen Vorsitzenden der Einzelgewerkschaften zu- 
sammen. Allen vorherigen Zusicherungen zum Trotz 
verechanzte man sich jetzt hinter einem Beschluß 
des DGB-Bundesvorstands vom 19. 5., in dem es hieß: 
"Der DGB wird bis zur 3. Lesung weiterhin die ihm 
in einer parlamentarischen Demokratie zur Verfü- 
gung stehenden Mittel ausschöpfen und ... erneut den 
Bundestagsabgeoräneten seine Bedenken vortragen. 
Wie bisher wird der DGB alle Maßnahmen ausschließ- 
lich in eigener Verantwortung durchführen und sich 
nicht von anderen Gruppen in unkontrollierbare Ak- 
tionen drängen lassen." Danach sei selbst eine vom 
DGB veranstaltete Kundgebung unter Beteiligung der 
APO ausgeschlossen. Eine eigene Kundgebung wolle 
man nicht veranstalten, weil nicht genügend Arbeiter 
kommen würden. 31) Daraufhin beschloß der studenti- 
sche Ausschuß, sämtliche Aktionen gegen die 3. Not- 
standslesung selbst in die Hand zu nehmen und 
alle Vorbereitungen gemeinsam mit den Arbeitern, 
Betriebsräten und Gewerkschaftlern zu treffen, die 
dennoch gegen die Notstandsgesetze demonstrieren 
wollten. An den Beratungen des Hamburger Arbeiter- 
und Studenten-Ausschusses (HASA), wie er sich jetzt 
nannte, nahmen bald bis zu 50 Personen und mehr teil, 
davon fast zwei Drittel Arbeiter, Vertrauensleute 
und Betriebsräte. 
Schon nach 2 Tagen hatten sich 35 Betriebsräte großer 
Hamburger Firmen bereiterklärt, den Flugblattaufruf 
des HASA gegen die Notstandsgesetze zu unterzeich- 
nen. Man tagte im Studentenhaus, mußte vorübergehend 
umziehen, weil der AStA seine Räume sperrte, blieb 
dann aber doch in der Mensa. Geplant war ein Demon- 
Strationszug durch die Innenstadt mit einer Schluß- 
kundgebung auf dem Rathausmarkt am Dienstag, dem 
28. 5., dem Tag vor der 3. Notstandslesung. Als 
beides unter dem Vorwand der Bannneile abgelehnt 
wurde, beantragten wir für die Kundgebung den Stras- 
senabschnitt vor der SPD-Parteizentrale und die 
Marsechroute dorthin, hart am Rande der Bannmeile, 
ließen der Polizei gegenüber aber keinen Zweifel 
daran, daß wir auf dem Rückweg auch quer durch die 
Bannmeile über den Rathausmarkt ziehen würden. Im 
HASA kam es zu harten Auseinandersetzungen, ob und 
wie weit man sich bewußt über ein polizeiliches Ver- 
bot hinwegsetzen könne. Erst nach tagelangen Dabat- 
ten trat eine klare Mehrheit, auch d@r neu hinzu- 
gekommenen Arbeiter, für die Konfrontation mit der 
Polizei ein. Bis zuletzt aber war unklar, mit 
welchem Polizeieinsatz man tatsächlich beim "Ein- 
brechen" in die Bannmeile rechnen mußte. 
31) Weilches Doppelspiel hier getrieben wurde, läßt 
sich schon aus der Tatsache ablesen, daß die glei- 


chen Gewerkschaftsfunktionäre, die verbal noch gegen 


die Notstandsgesetze protestierten, einen a.0.5PD- 
Parteitag hierzu in Hamburg verhinderten. 


Die Teilnehmer der Kundgebung, selbst nach Presse- 
schätzungen mehr als 10 000 Menschen, zum überwie- 
genden Teil keine Studenten, stimmten dann fast 
einstimmig für den Zug quer durch die Bannmeile; die 
Polizei beschränkte sich darauf, den - allein von 32) 
der BILD-Zeitung erwarteten "Sturm auf das Rathaus'" 
zu verhindern. Danach wurde vielleicht eine Sternstunde 
zur Entfesselung einer "Pariser Situation" verpaßt, als 
Tausende von Demonstranten an der hellerleuchteten 
Staatsoper und ihrem aufgeputzten Pausenpubklikum vor- 
beizogen und erst die Nachhut einen dann sinnlosen 
Besetzungsversuch unternahm. So blieb nach dem un- 
erwarteten Erfolg dieser ersten HASA-Demonstration 
und der verpaßten Gelegenheit, die Aktionen unmit- 
telbar fortzusetzen, nur der spät abends im über- 
füllten Auditorium Maximum gefaßte Beschluß, am 
nächsten Tag nachmittags zu einer erneuten Demon- 
stration zusammenzukommen. Noch in derselben Nacht 
verfaßte der HASA neue Flugblätter, organisierte wie 
in den Tagen zuvor die Verteilung zum Schichtwechsel 
im Hafen und vor großen Fabriken. Der Demonstrations- 
zug, von Barmbeck a us durch Arbeiterwohngegenden ge- 
leitet, vergrößerte sich von anfangs 800 auf schließ- 
lich 2 500 Teilnehmer. Aber einer dritten derartigen 
Demonstration, diesmal vom Bahnhof Altona aus, folg- 
ten nur noch 600-800 Teilnehmer. Zu deutlick wurde 
die Aussichtslosigkeit weiterer Proteste angesichte 
der Akklamationsdebatten im Bundestag, zu deutlich 
wurden auch die Schwächen der allzu improvisierten 
Vorbereitung, die sich nicht in 24 Stunden auf die 
völlig andersartige Agitation in Arbeiterwohnvierteln 
umstellen konnte. Der HASA selbst, inzwischen mehr 
Symbol als Repräsentant der ersehnten Aktionsgemein- 
schaft von Arbeitern und Studenten, überstand zwar 
die große Resignation nach der Verabschiedung der 
Notstandsgesetze, konnte aber trotz mancher Anläufe 
bis heute keine neue gemeinsame Strategie der ApO in 
Hamburg entwickeln. 


Z.A nalyse und Kritik der Aktionen 


Abschließend bleibt zu untersuchen, worin überhaupt 
die Vergleichbarkeit der geschilderten Aktionsformen 
mit dem Rätegedanken besteht, wie weit die Paral- 
lelen reichen und wie die Arbeitsweise der jewei- 
ligen Aktionsausschüsse zu beurteilen ist. Dabei 

iet vorwegzuschicken, daß im geschilderten Zeit- 
raum in Hamburg von einer bewußten Anknüpfung oder 
Nachahmung des Räteprinzips noch nicht die Rede 
sein kann, so daß bei nachgewiesenen Ähnlichkeiten 
auf ein verwandtes organisatorisches wie praktisches 
Bedürfnis geschlossen werden darf. 


32) Schlagzeile vom 29.5.1968 
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Natürlich handelt es sich beim Vergleich zwischen 
den revolutionären Arbeiterräten von 1918 und der 
Hamburger Studentenschaft von 1968 um prinzipiell 
verschiedene Größenordnungen. Während die Versamm- 
lung der Groß-Berliner Arbeiterräte allein aus 

1 500 Mitgliedern bestand, von denen jeder wieder 

1 000 Arbeiter repräsentierte 33), war ‚die Vollver- 
sammlung der Hamburger Studentenschaft, an der jeder 
Student selbst teilnehmen konnte, schon mit 2 000 
Teilnehmern beschlußfähig. In der Größenordnung 
entsprach also die Versammlung aller gewähl- 
t en Arbeiterräte der Versammlung aller Stu- 
denten, nur der Vollzugs- oder Exekutivrat der Ar- 
beiterräte den studentischen Aktionsausschüssen. 

Für alle Vertreter galt jedoch dasselbe Prinzip der 
jJederzeitigen Abwählbarkeit, bei den Studenten sogar 
las automatische Erlöschen des Mandats mit dem Ab- 
schluß der jeweiligen Aktion. Nur ihre geringe Zahl 
gestattete den Studenten, die Trennung zwischen Ver- 
tretern und Vertretenen zu reduzieren und 50 den 
Grad unmittelbarer Demokratie ı mehr zu erhöhen 
als die Arbeiterräte. Konstruktion und Mandat der 
Aktionsausschüsse entsprachen also durchaus dem 

der Räte, wobei die Vollversammlung der Studenten 
mit in diesen Vergleich einzubeziehen sind. 


Der Vergleich muß sich außerdem auf die eine Seite 
jener doppelten Aufgabe der historischen Arbeiter- 
räte beschränken, nämlich "Ziel und Mittel der Revo- 
lution" zugleich zu sein, einerseits Kampforgane des 
Proletariats, andererseits höchste verfassungsmäßige 
Organe des neuen Staates, aus denen dieseralle Staats- 
gewalt herleitete. Denn die Aufgaben der spontan 
eingesetzten studentischen Aktionsausschüsse, auch 
des HSA, waren ja von Anfang an auf die Durchführung 
einzelner Aktionen und ihre Vorbereitung beschränkt. 
Sie dienten, wenn man so wili, nur als Kampf-organe 
der Studenten und der APO; zur Entfaltung einer 
wirklich revolutionären Zielsetzung, etwa die Über- 
nahme der Kompetenzen der offiziellen Studentenver- 
tretung oder gar - über den HASA - der traditionellen 
Arbeiterorganisationen, konnte es auf diese Weise 
gap nicht kommen. 


Allerdings sind ja selbst die historischen Arbei- 
terräte, zumindest in Deutschland, vielfach aus in- 
formellen Streikkomitees entstanden, die sich schon 
während des 1. Weltkrieges herausgebildet hatten. 34) 
Faktisch war auch der Einfiuß der Aktionsausschüsse 
zumindest in der Studentenschaft erheblich größer 
ale ihre offizielle Kompetenz, organisierten sie 

33) Angaben bei Däumig, a.a.0., 5.3 

34) Vgl. hierzu Opel, a.a.0., S. 75 ff 


59 


doch die wichtigsten und spektakulärsten Aktionen 

der Studenten, und dies nicht etwa auf eigene Faust 
oder für einzelne Hochschulgruppen, sondern ihrem 
eigenen Anspruch nach im Namen der gesamten Studenten- 
echaft. Nur so läßt sich die überaus gereizte 

Reaktion von AStA und Studentenparlament, der her- 
gebrachten alleinigen Vertretung, gegenüber diesen 
Aktionsausschüssen, aber ebenso gegenüber der satzungs- 
mäßig vorgesehenen studentischen Vollversammlung ver- 
stehen. 


Dieses Verhältnis zwischen Studentenversammlungen 
und Aktionsausschüssen auf der einen und der auf 
allgemeine Wahlen gestützten offiziellen Studenten- 
vertretung auf der anderen Seite ist im folgenden 
genauer zu untersuchen, könnte es doch aktuelle 
Ansätze jener "Doppelherrschaft" zwischen revolu- 
tionären Räten und gewählten parlamentarischen Re- 
gierungen enthalten, die den Ablauf der proleta- 
rischen Revolutionen so wesentlich bestimmt haben. 35) 
Für die Arbeit der Aktionsausschüsse ist bezeichnend, 
daß sie sofort, wollten sie überhaupt ihre Aufgabe 
in der meist sehr kurzen Zeit lösen, eine Fülle 

von organisatorischen Verbindungen und Absprachen 
mit anderen Organisationen herstellen mußten. Da 
ihnen jeder andere Verteiler fehlte, waren sie 
zugleich gezwungen, ihre gesamte Werbung über Plug- 
blätter, Wandzeitungen und andere improvisiert ver- 
breitete Parolen abzuwickeln, die insgesamt ein 
besonders höhes Maß an Öffentlichkeit mit sich 
brachten. Besonders erfolgreich war in dieser Hin- 
sicht der "Aktionsausschuß 1. Mai", der in wenigen 
Tagen 9 Mitveranstalter gewann, Redner-Absprachen 
mit weiteren Organisationen traf, 4o 000 Flugblät- 
ter über Schüler, die bis dahin noch nicht für stu- 
dentische Aktionen angesprochen worden waren, ver- 
teilte und über eine eigene Pressekonferenz sogar 
einige Pressezeilen in der sonst nicht eben auf- 
geschlossenen Hamburger Presse erhielt. Diese 
selbstverständliche, oft einzig mögliche Arbeits- 
weise der Ausschüsse mußte natürlich einer offi- 
ziellen Studentenvertretung, die sich in Hamburg 
vielleicht untypischerweise als Konkurrenz empfand, 
als Bedrohung erscheinen. 


35) Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei hier noch 
einmal betont, daß es hier nicht um simple Ülber- 
tragungen historischer Konflikte geht, sondern 
um den Versuch, die Brauchbarkeit überkommener 
Kategorien der Revolutionstheorie für die Aüs- 
einandersetzungen der westdeutschen APO im 
Sinne einer Rezeption des Rätegedankens zu ana- 
lysieren. 

36) Es wäre eine eigene Untersuchung wert, zu klären, 
wie weit sich die Allgemeinen Studentenausschüsse 
bei ihrer Gründung in den Zwanziger Jahren an Rä- 
tevorstellungen und anderen Formen unmittelbarer 
Demokratie orientierten. 
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Das stimmt in auffälliger Weise mit Beohachtungen 
Gramseis aus der Turiner Fabrikrätebewegung von 
1919/20 überein: "Selbst der allermaßvollste und 
friedfertigste Rat hat ja mindestens das Ziel, 
Verwaltungsfunktionen zu erfüllen, die sonst dem 
überkommenen Staatsapparat (oder der Betriebsleitung) 
zustünden." 37) Der AStA reagierte auf die unter- 
stellte Herausforderung durch die Ausschüsse, die 
sich bisher mehr gegen die konkrete Politik dieses 
AStA ale auf eine prinzipielle Infragestellung der 
bisherigen Studentenvertretung richteten, indem er 
ihre Aktionen entweder wie am 1. Mai ignorierte oder 
ihnen, wenn er selbst beteiligt war, nur sehr wider- 
strebend seinen Verwaltungsapparat zur Verfügung 
stellte, 80 beim Ausschuß vom 6. Mai und beim HASA, 
Daneben aber war er zusammen mit dem größten Teil 
des Studentenparlaments bemüht, die Gefahr dieser 
Ausschüsse an der Wurzel zu beseitigen, in den Stu- 
dentenversammlungen. Das zeigte sich einmal daran, 
daß AStA und Studentenparlament nur einmal im ganzen 
Semester zu bewegen waren, das satzungsmäßige Organ 
der "Studentenvollverssmmlung" einzuberufen 38), an- 
dererseits kam diese Absicht an der verschleppten Be- 
handlung eines durchaus gemäßigten Parlamentsantrags 
zum Ausdruck, der über eine Satzungsänderung die 
Rechte der Vollversammlung verstärken wollte - 
eigene Beschlußkompetenz, geringeres Beschluß-Quorum, 
kürzere Einberufungsfrist - ohne dahei die Aufgaben 
des Studentenparlaments anzutasten, Dieser Antrag, ob- 
schon zu Beginn des Semesters eingebracht, wurde 
zwar mehrfach auf die Tagesordnung des Parlaments 
gesetzt, seine Beratung aber systematisch durch 

"g.0. (Geschäftsorädnungs-)-Tricks" verhindert. 


Das alles hatte zur Folge, daß nur der gescheiterte 
kusschuß vom 6. Mai auf einer ordentlichen Vollver- 
sammlung gewählt werden konnte und daß diese sich 
streng genommen - nach der geltenden Satzung der 
Studentenschaft — schon mit der Wahl eines Aktions- 
ausschusses über ihre ausdrücklichen Kompetenzen 
hinwegsetzen mußte. Die politisch viel wichtigeren 
Ausschüss® vom 1. Mai und der HASA kamen beide auf 
vom SDS bzw. AStA einberufenen "Teach-ins" zustande, 
die allein durch die Zahl der anwesenden Studenten 
und deren Unterstützung repräsentativ und - wenn auch 
nur für ein neues, eben unmittelkar demokratisches 
Selbstverständnis - legitimiert waren. Damit konnte 
die Legitimation solcher Ausschüsse formal natürlich 
jederzeit bestritten werden; andererseits standen sie 
durch die Art ihrer Berufung won vornherein außerhalb 
und gegen die offizielle Studentenvertretung. In noch 
stärkerem Maße galt dies für den Arbeiterteil des 
FASA, der sich überhapt in seiner rätsähnlichen 
= Philosophie der Praxis, zit.Ebmeier, a.a.0. 
38) Am 6.5.68; ein 2. Versuch am 27.5.scheiterte, 

da das Präsidium des Studentenparlaments nicht 

für die geringste Ankündigung gesorgt hatte. 
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Form erst konstituierte, als die Gewerkschaften 

jede Zusammenarbeit abgelehnt hatten. Insgesant 

ist also schon für den engbegrenzten Aufgabenbereich 
der Aktionsausschüsse eine heftige Rivalität von 
seiten der offiziellen parlamentarischen Organe fest- 
zustellen, deren Austragung in Form einer "Doppel- 
herrschaft" wohl nur durch die Kurzlebigkeit der 
Ausschüsse verhindert wurde. 


Daß eine so eindeutig repressive Politik der offi- 
ziellen Studentenvertreter überhaupt hingenommen 
wurde, trotz zahlreicher Einzelkritik, wird jedoch 
erst verständlich, wenn man sich das Ausmaß der 
Parlamentarisierung des politischen Bewußtseins 

in der Studentenschaft vergegenwärtigt. Diese Parla- 
mentarisierung des Bewußtseins, die im gegenwärtigen 
Aufbau der Studentenvertretung ja nur ihren äußeren 
Niederschlag findet, im übrigen durchaus der be- 
schriebenen Mentalität von SPD- und Gewerkschafts- 
mitgliedern entsprach, dürfte auf absehbare Zeit 

- und das nicht nur in der Studentenschaft - wohl 

das beständigste Hindernis für unmittelbar-demokra- 
tische oder räteähnliche Strukturveränderungen sein. 
Sie zeigte sich in ganzer Schärfe, als die einzige Voll- 
versammlung des Semesters auf AStA-Antrag selbst ab- 
lehnte, die Frage nach ihrer Kompetenzerweiterung so- 
fort zu behandeln, später aber nach dem geltenden 
Stimmen-Quorum beschlußunfähig war. 


Ein solcher Beschluß, aber auch manche Erscheinungen 
auf den übrigen plebiszitären Studentenversammlungen 
machen deutlich, daß weder bei den Studenten noch 
bei den linken politischen Hochschulgruppen eine 
hinreichende Vertrautheit nit den Mechanismen spon- 
taner Massenversammlungen besteht, deren Handlungs- 
fähigkeit allein auf der freiwilligen Zusammenkunft 
und dem Interesse einer genügend großen Teilnehnmer- 
zahl besteht. Allzu oft wurde die insgesamt kurze 
Zeit gemeinsamer konzentrierter Diskussionsfähigkeit 
mit nebensächlichen Verfarensfragen vertan. Wichtige 
Anträge wurden erst in letzter Minute handschrift- 
lich nach vorn gereicht und regelmäßig bröckelte die 
Teilnehmerzahl schon vor den entscheidenden Punkten 
wieder ab. Die mangelnde Vorbereitung, mochte sie 
auch ideologisch mit einem grenzenlosen Vertrauen 

in die "Spontaneität der Massen" bemäntelt werden, 
führte oft zu scheinbar willkürlichen und unzu- 
sammenhängenden Beschlüssen der Versammlungen, die 
es der Gegenseite leicht machten, sie mit dem Hin- 
weis auf ihren "manipulativen Charakter" beiseite- 
zuschieben. Damit soll hier keineswegs einer inhalt- 
lichen Determinierung dieser Versammlung das Wort 
geredet werden, wohl aber ist davor zu warnen, 
durch Leichtfertigkeit unfreiwillig den Anschein 
bewußter Manipulation zu wecken oder, da er doch 
immer unterstellt werden wird, dazu Vorwände zu 
liefern. 


Booeh eine andere Gefahr im Verhältnis zwischen den 
plebiszitären Versammlungen und den linken politi- 
echen Hochschulgruppen als den "Vorhuten" der Stu- 
dentenschaft und der APO sei hier erwähnt. Mehr und 
mehr spielte es sich ein, die Aktionsausschüsse mach 
einem bestimmten Proporz unter die infrage kommen- 
den Gruppen aufzuteilen und ihnen die Nominierung 
der Kandidaten zu überlassen. Dann wurden häufig 
ganz unbekannte Leute nominiert, die sich mur 
unzureichend zu ihrem Konzept äußerten und von 

der Versammlung nur nach dem "Pirmenschild" der 
betreffenden Hochschulgruppe gewählt wurden. Man 
geriet jedoch in arge Verlegenheit, als.sich einmal 
zwei RCDS-Kandidaten sehr wortreich vorstellten. 


Auch diese Erscheinungen bei den Wahlen stehen in 
beunruhigender Parallele zur Wahl vieler Arbeiter- 
räte in der Novemberrevolution. So schreibt v. Oertzen: 
“Entweder die Räte wurden von vornherein als ein 
Kartell der Arbeiter-O rganisatäionen 
aufgefaßt, und, ohne die Arbeiterschaft näher zu 
befragen, von den betreffenden Parteien oder Ge- 
werkechaften besetzt, oder die Räte wurden zwar 
gewählt, aber ebenfalls von vornherein unter reinen 
Parteigesichtespunkten, sei es paritätisch oder nicht 
- solche nach Parteigesichtspunkten organisierten Ar- 
beiterräte fühlten sich deshalb mehr als Delegierte 
ihrer Organisationen denn als Vertreter ihrer Wähler, 
War aber eine Gruppe von Arbeiterräten vorhanden, 
die sich der Räteorganisation unmittelbar ver- 
pflichtet fühlte, wie es die Gruppe der linken 
Unabhängigen weitgehend tat, dann war sie ange- 
sichts der andereartigen Strömungen in der Ar- 
"heiterschaft genötigt, sich, in paradoxem Wider- 
spruch zu ihrer eigentlichen Intention, als Fraktion 
zu organisieren." 39) Mochte der Zerfall in Frak- 
tionen bei den kurzlebigen Aktionsausschüssen 
weniger gefährlich sein - schon beim HASA war er 
allerdings kaum zu übersehen - so etand und 

fiel doch die Wirksamkeit der Ausschüsse mit dem 
Rückhalt, den sie in der Studentenschaft selbst 
fanden. Je mehr aber die Konstituierung der Wahl 

der Ausschüsse zu einer bloßen Formsache degenerierte, 
mußte dieser Rückhalt schwinden. Zugleich gerieten 
die Ausschüsse in die Gefahr, sich im Taktieren mtt 
den bestehenden Organisationen zu verlieren, statt 
sich bei Konflikten ihr Mandat durch eine erneute 
plebiszitäre Studentenversammlung bestärken und 
bestätigen zu lassen. Auch das Wechselspiel zwischen 
Versammlungen und Ausschüssen, eben mit dem Ziel 
realisiertsr unmittelbarer Demokratie und erhöhter 
Aktionsbereitschaft der Studenten, müßte also bei 
kommenden Ausschüssen über den einmaligen Wahlakt 
hinaus intensiviert werden. Das erfordert zugleich 


39) Betrieberäte in der Novemberrevolution,a.a.0.,5.77 
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Modell. der drei Ebenen und 
zwe Raäle- 


Das für den SDS noch junge Selbstverrtändnis als 
revolutionärer Verband arbeitender Kollektive an 
der Universität hat bis heute keine radikale Über- 
prüfung der aus sozialdemokrrtischen Zeiten über- 
kommenen Verbandsorganisation bewirkt. Auch heute, 
da die Revolutionierung der Hochschule vom SDS nur 
als Teil der sozialen kevolution begriffen werden 
kann, und in Gesamt-Westdeutschland unabhängig von 
einander ähnliche Modelle revoluionärer Arbeit an 
der gesellschaftlichen Basis entwickelt wurden,wer- 
den die organisatorischen Strukturen, Ausdruck ei- 
ner Parteifixierung sozialdemokratischer Prägung 
konserviert. 


Das Unbehagen darüber, daß die Organisation und Ko- 
ordination dezentralisierter Arbeit den revolutio- 

nären Zielen und den bereits praktisch verrerteten 

Methoden nicht annähernd genügt, wird sogar von de- 
nen artikuliert, die ein Interesse daran haben, die 

bisherigenVerbandsstrukturen im wesentlichen zu er- 
halten. 


Da wir diesesUnbehagen in Form der stramm zentra- 
listischen Konzeption eines reisenden Schuluneska- 
ders - mit plebiszitären Almosen verbrämt - an den 
Mann gebracht: Der kurzfristigen Attraktivität der 
von SDS-Kommissären bereisten Universitätsgruppe 
und der Hoffnung auf deren baldige Wiederkehr,wird. 
die langfristige von der Gruppe selbst zu leistende 
Schulungsarbeit geopfert. 


Zudem wird ein zentralistischer Kader, der sich theo- 
retisch wie politisch für den Gesamtverband verant- 
wortlich fühlt,in Situationen spontaner Masrenmobi- 
lisierung immer eine opportunistische Abwiegelungs- 
politik betreiben mürsen,da in einem gleich wie zen- 
tralistisch strukturierten SDS die Illegalisierung 
des Verbands die Liquidierung der >pitze nach sich 
ziehen muß. 


Die "außenpolitischen" RKätetheoretiker des SDS -man 
hat ihre gutherzigen Ratschläge an die Genossen in 
der CSSR, der Sowjetunion und Frankreich noch im Ohr- 
sollten die ihnen mitvertretene Maxime der kinheit 
von Theorie und Praxis nochmals überdenken. Sollten 
diese gleichen Rätetheoretiker, sei es aus Zweckpes- 
simismus, sei es aus elitären Motiven, den Versuch, 
den Verband nach rätedemokratischen Prinzipien neu 
zu organisieren mit dem Versuch der Liquidierung &s 
Verbands gleichsetzen, muß ihnen entgegengehalten 
werden, daß für den SDS gerade in der jetzigen Situ- 
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ation die Cinführung eines zentralistischen Organi- 
sationsschemas die andgültige Aufgabe der Basis in- 
nerhnlb des Verbands selbst bedeutet. Nur mittels 
rätedewokratischer Kriterien, d.h. permanenter Kon- 
trolle durch die Basis, direkter Abwählbarkeit, im- 
perativen Mandats und Delegation, ist der von uns 
selbst an unsere Arbeit gestellte A nspruch zu rea- 
lisieren. 


Davon ausgehend ist eine- Organisationsform zu ent- 
wickeln, die dem Inhalt der “ezentralisation und Ke- 
interration gerechtwerden muß, 


Warum Yezentralisierung? 


Unsere Schwächeposition und die fnkti-che Überlegen- 
heit unseres zentrelistisch organisierten Gegners auf 
allen Gebieten macht, wie sich aus der Praxis der re- 
volutionären Bewegungen in der d. itten Welt und den 
Metropolen nachweisen lÄäßt, es notwendig, unseren 
Kampf dezentralisiert zu organisieren, um 1. als Or- 
ganisation zu überleben und 2. alle Kräfte, die zum 
faktischen Widerstand bereit sind zu entfalten und 
somit den Kampf optimal auszuweiten. Der SDS wird sich 
auf Grund seines Selbstverständnisses derart organi- 
sieren, daß nicht weiterhin durch die Perpetuierung 
autoritärer Strukturen die Seltstinitiative an der Ba- 
sis, die Selbstorganisation der Gruppen, mithin d ie 
Revolutionierung der kevolutionäre verhindert wird. 
Unsere Kritik an Herrschaftsstrukturen muß eich in 

der Organisation des Verbands positiv konkret als 
Gegenmodell ausdrücken. 


Warum keintegration? 


Dezentralisierung muß nicht Äsolierung der autonom 
arbeitenden Projekte bedeuten und damit zur Auflö- 
sung des Verbands führen! ber Konsens des Verbands, 
als Verbindung lebendiger arbeitender “enorsen,stellt 
sich mittels ihrer selbstverfügten Kommunikation und 
Kooperation auf einer qualitativ höheren Stufe als bei 
jedem zentralistischen Modell her, Diese heintegration 
ermöglicht die in gemeinsamer und verbandsverbindli- 
cher Strategie angelegte Aktionseinheit. 


Wir haben die rätedemokratischen Maximen, da sie sich 
mit unserem Anspruch revolutionärer Praxis decken,zum 
Inhalt einer Vorstellung von Organisation gemacht, um 
in der Diskussion der Situation und Struktur des Ver- 
bands die Chance ihrer Verwirklichung zu überprüfen. 
Da wir glauben, daß die unabhängig von einander inal- 
len Gruppen entstandenen Projekt- und Basisgruppen in 
absehbarer Zukunft das revolutionäre Subjekt sein wer- 
den, haben wir das durch diese Selbstinitiative inten- 
dierte Modell konsequent auf die Ebene des Verbands 
übertragen - vermittelt durch regionale Räteorganisa- 
tion. >o ergibt sich ein Modell der Gliederung in drei 
Ebenen und zwei Räten:Die Projekt-Regional- und Ver- 
bandsebenen; der Projekt- und der Zentralrat. 


ferenzen zukommen zu las«een, rotiert der >itzungsort 
und damit die von jeweils einer Gruppe zu leistende 
Vorbereitung.) 


VERBANDSEBENE 
Zentralrat 


Die permanente Vertretung der kegionalkonferenzen “üuf 
Verbandsebene übernimmt das Kollektiv der Herinnnalspre- 
cher als Zentralrat. Ver Zentralrat besitzt keine Exe- 
kutivfunktion oder -gewalt. >eine Hauptaufgabe ist! es, 
Einrichtungen zu schaffen, daß alle Informntionen über 
Theorie und Praxis aller Arbeitsbereiche jererzeit ab- 
berufen werden können. ver intern»tionnlistische Au- 
spruch einer sozialistischen Be ezung fordert vom /en- 
tralrat den Aufhau und die Aufrechterhnaltung interna- 
tionaler Verbandskontakte. 


Zentralversammlung der Projekte 


Analog den Aufgaben, die auf der kegionnleliene gelöst 
werden müssen, erhebt sich nuf der Verbandsebene die 
dringende Notwendigkeit, die auf der liegionnlebne ge- 
leistete Analyse der materiellen hlassenkräfte für 
Westdeutschla nd und Werlin West zusammenzufassen und 
unter Berücksichtigung “der kückwirlung der revolutio- 
nären Prozesse in der dritten delt „uf die westeuro- 
päische Metropole eine Llobalstrategie für den Gesamt- 
verband zu entwickeln.Vie Umsetzung (er ülohalstrate- 
gie in Praxis obliegt wegen der regionalspezifischen 
Problemntik der Taktik allein der funktionnlen Autori- 
tät der regionalen Urgane. Gerade weil die verhands- 
verbindliche Wlobalstrategie nur 'n der Basis der Pro- 
jekte revolutionär realisiert werden kann, muß die 
Globalstrategie genau von denjenigen bestimmt werden, 
die die konkrete Arbeit leisten. Diese« höchste ple- 
biszitäre Gremium des SDS ist notwendig die Zentral- 
versammlung aller Projekte. (Anm.: «enn es erforder- 
lich ist, zu £reignissen Stellung zu nehmen, ohne daß 
in der verfügbaren Zeit eine Zentralveısammlung der 
Projekte stattfinden kann, übernimmt auf ürund de: 
objektiven Bedängungen seine honstitution „rr Zen - 
tralrat die akute Ve: tretung des Verbands.) 


Für die 23. Delegiertenkonferenz des SDS besteht Hie 
Möglichkeit mit der jahrelangen Perpetuierung anachro- 
nistischer Organisation zu brechen und den sich zu- 
spitzenden Widers;ruch zwischen revolutionfrer Arbeit 
und den Formen ihrer konkreten Vermittlung oder gerade 
Nichtvermittlung durch die tatsächliche kevolutionie- 
rung der Organisation selbst zu lösen, 


Deshalb fordern wir die Delegiertenkonferenz nuf, 


in der sofortigen biskussion der >ituntion und Struktur 
des Verbands die Möglichkeiten der Verwirklichung räte- 
demokratischer Prinzipien zu prüfen. 


Darüber hinaus verlangen wir von der 23. Delegierten- 
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konferenz des SDS hier und jetzt Regionalkonferen- 
zen zu initiieren, um damit den Prozess der rätede - 
mokratischen Umgestaltung des SDS bis in die Ver- 
bandsebene voranzutreiben, 


Deshalb kann der zu wählende Bundesvorstand nur vor- 
läufiger Bundesvorstand sein, mit dem imperativen 
Mandat der 23, Delegiertenkonferenz des SDS, die Po- 
litik des "BRECHT DEM BV DIE GRATEN - ALLE MACHT DEN 
KATEN" mit aller Entschiedenheit zu unterstützen und 
zum Zeitpunkt der konstituierung des Zentralrats zu- 
rückzutreten, 


VENCEREMOS 
SDS Delegiertenkollektiv 
Hamburg 


\utorität u Ke I 

seiner heutigen Bedeutung ist 

der Anarchismus weitgehend dem 
Sozialismus gleichzusetzen. 

Nach Gu&rin ist "der Anarchist 

‚. in erster Linie ein Sozialist; 
seine Ziele sind die Abschaffung 
der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, die Aufhebung des 
Staates und die Errichtung einer 
nichtrepressiven Gesellschaft; 

im Zentrum seiner politischen Ak- 
tivität und seiner Theorie steht 
der sozialistische Freiheits- 
gedanke... Anarchismus... ist 

- gleichgültig, ob eı sich in 

der Praxis auf den Sozialismus 
oder den libertären Kommunis- 


mus beruft - ein Progranım 
suX Umgestaltung 
der Gesellschaft 
imnmanente Le vol1uü- 
t30D0. Sein kiderstand gilt 
der bestehenden jesellschaftsord- 
nung, in der er die Sklaverei und 
die Unterdrückung institutiona- 
lisiert sieht. Indem er die gel- 


tenden Werte als geltende Mittel 
zu einem verheimlichten Zwecke 
entlarvt, Brenn er den sozialen Unterdruckungszusam- 
menhang auf."! 


Der Anarchismus rückt allerdings von der Praxis des 
Sozialismus ab, dessen autoritäre Züge vor allem am 
Beispiel der russischen Revolution deutlich wurden. 
Volin, der ihr Zeuge und Historiker zugleich war, 
schrieb: "Eine Revolution, die sich vom Staatsrozia- 
lismus beeinfluesen lä,t und ihm ihr Schicksal an- 
vertraut, und sei es nur unter der Aufschrift !pro- 
visorisch' ... ist verloren: sie begibt sich auf einen 
falschen Weg, dessen Gefälle immer stärker wird... Al- 
le politische Gewalt schafft unausweichlich für die 
Menschen, die sie ausüben..., eine DETvVvRIe 
ie, rt 8 Situation. Nachdem sie sich der Revolu- 
tion bemächtigt hat, sie bezwungen und gezügelt hat, 
ist die Macht gezwungen, einen bürokratischen Apparat 
zu schaffen, der für jede ‚utorität, die sich behaup- 
ten, kommandieren, in einem dort 're ieren' will..., 
unerläßlich ist. >50 bildet sie... eine Art neuen 
Adel...: Führer, Funktionäre, Militärs, Polizeibeamte, 
Mitglieder der Regierungspartei... Jede Gewalt 
sucht ... mehr oder weniger die Zügel des sozialen 
Lebens in ihre Hände zu bekommen. Sie ir wars 
poniert die Massen zur Pass i- 
vität, indem sie allein durch die bloße Existenz 
der Gewalt Jeden Unternehmungsgeist erstickt... Die 


1) D.Guerin: Anarchismus, Ffm. 1968, S.12 f. 


’ 


"kommunistische! Gewalt ist .. 
ein wahres Mord- 
instrument . Von 
ihrer "Autorität! aufgeblasen, 
«.. fürchtet sie jede unab- 
hängige Tat. Jede autonome 
Initiative erscheint ihr 
suspekt und bedrohlich, ... 
als eine Einmischung in ihren 
Bereich und ihre Sondezyechte 
... ist unerträglich." 


2)ipd., 5.26 £. 


Enrico MALA TESTA 


Kritische 
Justız 


Vierteljahresschrift Het! 


»Kritische Justiz« Ist eine neue Zeitschrift: 
Sie will Öffentlichkeit ermöglichen für eine 
kritische Rechtswissenschaft, für die Auf- 
deckung des Bozuges zwischen Recht und 
Gesellschaft, seinen pohtischen und sozie- 
len Implikationen 


In Hoft 1/68 
Werner Hofmann 
Die Krise des Staates und das Recht 
Stephan Leibfried 

Wissenschaftsprozeß und politische Öffent- 
lichkeit (Zu den Entscheidungen der Ver- 
waltungsgerichte zum politischen Mandat 
der Studentenschaft) 

Jürgen Seıfort 

Verlassungskompromisse und Verschleie- 
rungsnormen in der Notstandsverfassung 
Wolfgang Porschel 

Situationsmotiviorte Krisgsbienstverweige- 
rung und Innerer Bundeswehreinsatz 
Heinrich Hannover 

Demonstrationsfrelhelt als demokratisches 
Grundrecht 

Kommentare / Entscheidungen /Aszensionen 


September 


In Hett 2/68 November 
Bürgerliches Arbeitsrecht oder die Zorsid- 
rung der formalen Rationalität — Art. 12a 


GG und Europäische Menschenrechtskon- 
vention Zur Zulässigkeit von Tarllaus- 
schlußklauseln — Intormlerungsrechte der 
Gewerkschaften in den Betrieben — De- 
monstrationsrecht und Schulbesuchspflicht 
— Beiträge zur Retorm der juristischen Aus- 
bildung und zum Thema Justiz und Außer- 
parlamentarische Opposition. 


Einführungspreis Helt 1/68 (bis 31. 12.) 
4 DM. Im Jahresabonnement 20 DM / ein- 
zein 6 DM, Studenten und Relerendare: 
jährlich nur 16 DM. 

Prospekte und Bestellungen beim Verlag, 
6 Frankfurt 70, Postfach 270 

Wolfgang Friedmann 

Recht und sozialer Wandel 

Mit einem Vorwort von Spiros Simitis 

1968, ca. 500 Seiten, Leinen ca. 80 DM 
Peter Thoss 

Das subjektive Recht 

in der gliedschaftlichen Bindung 
Zum Verhältnis von Nationalsozlallemus und 
Privatrecht 

1968, 154 Seiten, Leinen 20 DM 

Jürgen Seifert 

Der Notstandsausschuß 


res nova, Band 83 
1968, 249 Selten, Snolin-Broschur 16.80 DM 


Europäische | 
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Brief on die Alten ! 
Die Jugend und die 
anarchistische Idee 


“Ich liebe die Jugend", so hatte einmal Rudolf üocker 
geschrieben, "die noch keine Prozente auf das Leben 
nimnt, die Jugend, die noch die -roße Kunst versteht, 
sich zu verschwenden, ohne Rücksicht, ohne Vorbehalt." 
Sich verschwenden für eine Idee, so meinte Rocker, 
ohne dabei der praktischen #rwägungen der ‚tunde und 
der Umstände Rechnung zu traiwen. Angesichts r-be' i- 
scher iktionen junger üenschen -en das SÜstablishment, 
gegen eine korrupte Gesellschaft und üie überliefe- 
rung knechtseliger Gewohnheitsmüli zeit erinnert man 
sich dieser “orte zutiefst in ihrer wahren Bedeutung. 


Diese Jugend, die in Deutschland und Frankreich, in 
‚llen Ländern der “elt, sich nicht in die gesetzmülige 
Oränunr der Dinge einreihen läit, ist der etablierten 
lacht von rechts und lin«s ein Greuel. kit Hohn und 
Spott wurde einst und wird auch heute wieder versucht, 
diese Jugend in das Land der Utopie zu verweisen, sie 
irrationaler Ideen und äandlungen zu verdächtigen - 
sie von den Neunwal.visen "gesunden wenschenver_ 
standes" in eine \orm zu sen. Jenn eine .orm mul: 
vorhanden sein, so weinen jene, wenn man die Gesell- 
schaft verändern wi.i. 

wer so denkt, offenbart la& für ihn freies 
Leben und un.bhäün,;i ‚cheffen des „enschen keine 
Bsdeutung haben.Beides aber beinhaltet der anarchis- 
wus. är ist nicht Jie Lenre einer Theorie und auf- 
zrunä .ieser Theorie künstlich geschaffener rrogramne, 
die geeignet wären, das Leben des lienschen villig in 
sich zu begreifen. „r ist eine Lehre vom Leben in 
allen ihren gesunden irscheinungsformen, des realen 
Lebens, das über alle k. stlichen Normen hinauswächst, 
eines Lebens, welches sich in letztere nicht hinein- 
pressen läßt. 

Der Änarchismus ersörebt-üie freie, regierungslose 
Gesellschaft und Freiheit, GSleichneit und solidarit.t 
im Leben ihrer telieder. Dıs bedeutet, daß der 
Anarchismus auf der Srundlage der freien Verantwortung 
des kenscnen Seruht. siner V-rantwortunz, die in jeder 
Situation und zu jei r Zeit urch sich selber die 3i- 
chersteliung der Freiheit und sozialen Gerechtigkeit 
immer in zl2ichen Wale für alle und jeden lenschen 
erstrebt. 
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Der Anarchismus hat seinen Ursprung in der Natur des 
Menschen und bringt seine natürliche Wesenheit durch 
lie Verneinung jexlicher «rt von Sklaverei und änechtung 
des Menschen zum ‚usäiruck. Für den Anarchisten gibt es 
kein Dogaa - auch kein wissenschaftliches - und die. 
anarchistischen Denker wie Godwin, Prouihon, Bakunin, 
kropotsin, Malatesta und 3. Faure, um nur einige zu 
nennen, haben zwar die theoretische intwicklung des 
Anarchismus vorengetrieben, aber nicht die Absicht 
verfolgt und au... kaum daran zeziaubt, den Anarchis- 
sus in den unv. vänderlichen Rahmen wissenschaftlicher 
Doguen spannen zu können. 


Stattdessen haben viele unabhängige Geister aus dem 
Anarchismus die Kraft zum Protest und zur Wahrheit ge- 
schöpft. siner „ahrheit, die den Nachweis erbrachte, 
daß das Frinzip der Autorität das ölend und das Ende 
der Menschheit bedeutet und das Prinzip der gegensei- 
tigen Hilfe, der Solidarität, der Kooperation und 
Selbstver a;itung einen Ausweg aus dem Chaos bietet. 
ös sind alte “ahrheiten, die heute auch wieder in der 
Jugend lebendig werden und sie zu der Erkenntnis 
bringen, daß jeder Despotismus - einerlei ob es sich 
un den einer Negierung oder den einer Partei handelt - 
stets bestrebt ist, den Gemeirschaftsinstinkt des 
llenschen zu erdrosseln unä wi.d.er den natürlichen Ge- 
setzen und der Yornunft zur Uumenschlichkeit inkliniert. 


Als anarchisten sagen wir der Jugend, daß das von 
ihnen wEierentdeckte Ideal der Freiheit nur im System 
der Herrschaftslosigkeit seinen erhabenen Aus .ruck 
findet und anwendbar gerade auch auf den ökonomischen 
Bereich sein muß. Denn die Freiheit darf weder hun- 
sernde Menschen nach sozial unterdrückte Iniividuen 
kennen. ss ivt b>zeichnend, daß antiautoritäre Ideen 
seraie unter der aksdemischen Jugend an Einfluß gewin- 
nen,und wehr noch aufschluiireich, wie revoltierende 
Studenten im Sinne Bakunixns gegen die Herrschaft 

der .issenschaft auftreten. Bakun saste: "... Der 
einzige Beruf der “issenschaft ist, den eg zu be- 
leuchten; sch:ffen aber kann nur allein das Leben 

in seiner vollen !irksamkeit, wenn es von allen Fes- 
seln der üerrschaft und der Doktrin befreit ist." 


Der von den Studenten geführte Kampf gegen die Herr- 
schaftsverhältnisse an der Universität, also gegen 

die "ordinariale Autokratie" brachte es nicht nur 

mit sich, daß die Studenten aufhörten ‚widerspruchslose 
Objekte irgendwelcher Institutionen zu sein, sondern 
es .etzte sich die örkenntnis durch, "daß diese spät- 
hapitalistische Gexsellschuft ersetzt werden muß durch 
eine sozialistische Gesellschaft" (Rabehl). sas die 
Jugend will, deutet R-benl in der Schrift Rebell ion 
der S.udenten oder die neue Oppo.ition” (Rowohlt-ixtueli) 
bereits an: 

",.. Die antisutoritäre Revolte der studenten, 
Schiller und ‚junsen „rbeiter heute ist von einer 
anderen ‚ualität als das dumpfe Aufb.gehren der 
ratlosen Jugend vor 1514. »s ist die smpörung 


gegen ein rienlos eıscheinenues Le’en und 
gegen die zwni-che bevormuniuni Ausch hor- 
nierte sutorit2ten, „ie ihre selt.rtherriiche 
hegeutschaft im !tantsa,,uret, in Jen Laiver- 
sitäts- und »schnllierarchien und in der he- 
trieblichen iatromupe „usuben. Zum <cırteunal 
in der Ge-ehichte weutschlunis Fesmt sieh die 
Stwientenschaft in zsrober Zahl grgen (te nuto- 
ritären „trubturen und \erir Itnirse der w- 
sellschaft auf. vente „uch Yen »istorisc,en 
trfahrungen zseier .„eltkıicge, unch ven hi- 
storischen kankrott es sihesalismus im rü- 
schisrus, nach dem Versugen der sozialdemo- 
kratischen um! kome.mistischen Aärbeiterbe- 
„erungen ist tie Fritische Verarbeitun. der 
Vergauzenueit vorsursetzun, ur sie urienüut- 
nis der verenanit. Jeim ser rroduktiv- 
hräfte, ulso des gesel!,chaftlichen seichtums , 
will die rebellische Juzend nicht nur eine 
autorität durch eine andere vertausche:, son- 
dern irraticnale Jerrechaft abschatfen.” 


doch (»tlt ser il co, ie Dutschke an ander:r „.e 
fesisteilt, mit eres «isenen Herrschaftcup,arat 

zu br chen. .ir: n auch nicht, wann der Zeitpun«t 
eintreten wird, wnü »s soll sich auch erweisen, i..- 
‚ieweit lie 2 volte „er heutigen Jugond „üun!it-t ist. 
Für uns ist es wichti;, zu wissen, aa. antinutoritüres 
Gedanken;ut eine ;ro.e Zahl jun er Menschen erfa.t 
h:t und wir eine ıufsabe darin sehen sollten, «It 
diesen jungen Menschen ;wweinsam den -anpf eo un des 
»Stablishn.nt aufaneh.en. 


„enn in diesen b'r.-rlichen Zeitungen bezüs- 
lich des Kongr ‚narchi ten in Carrara die 
Nachricht verbreiteter, „ie Jungen und alten häiten 
sich gespalten, :0 «isz.n wir, d«& bier in »rster 
iinie das „.unschuensen dr Bürgerlichen Fate ze- 
tanden hat. ..ie inz:' auch Ser Syncro. ve 
sein mag, Ssicheriich in „er frei:ssten „eise, .ie man 
‘ich nur denken «ann; e= wird nicht der sinüurüuck 
entstanden sein, lie „narchisten wären der weinunr, 
die absolute und unteilbare \ahrneit b..fünde sich bei 
ihnen selbst. Die unabhin;ige Grup.i ung der Junzen 
i:t aur allzu natürlich und wi. rspricht nicht der 
anarchistisclLen !radition. der slan der Jungen ird 
:ich als nitzlich erweisen, ienn wenn die anarchisti- 
schen Ziele und 3estr:bungen auch alt sind, i> anarchi- 
stische Iiee -ird imm:r wieder neu g-forat. 


Lange haben »ir sie srassive Kraft veraiit, vie 

in der Iuse d-s „nır smus zu allen Z.iten das Yun- 
saw .nt roicsr Voiksbe: zungen in nampf »czen jegiiche 
i;rrschaft ;e:ssen ist. Diejenigen, welche unter uns 
verstehen wol en, bz,;reifen sehr wohi, in wcicher 
Jeise una so_urch eine neue I.se aufsteist. »8 spre- 
chen die Tatsachen d„für, “ai lie r-ovellierende Jugend 
sich aehr dern je des in.rchiswus zurendet. £s ist 
urchaus ze;jcben, °0 meinte ein aeporter der "Frani- 


iurter kundschau"”, von « ier ten: 
chismus zu srrechen, und manches sprüche dafür, daß 
ir erst an deren Beginn stehen. Jede neue soziale 
kultur entwickelt ihre keime im Schoße der alten 
Gesellschaft, die es zu überwinden gilt. 


ber anarchismus wird starken Anteil an der Neubil- 
dung unserer gesellschaftlichen Struktur haben, was 
auch von seinen Gegnern nicht mehr gseleugnet wird. 
„s sollten in unseren keinen die Zeichen der Zeit 
eine größere Beachtung finden, als es bisher ge- 
schehen ist. Die Jugend zeigt uns, wie man eine 
groLe Idee wieder zu neucm ‚olitischem Leben er- 
wechen kann. 


(abgedruckt aus "Befreiung", YOw GE Preyfu 
Darmstadt, Jahrgang Nr. 1) 


:ir haben bewußt diesen jathetischen Artikel abge- 
druckt, um die Vorstellungen eines traditionellen 
Vertreters des Anarchismus zu dokurentieren, dessen 
Utojie von einer freien, regressio.slosen Gesell- 
schaft jedoch im Gegensatz zu den Marxisten - Leni- 
nisten - Trutzkisten - swaoisten - Castristen »it 
unseren Vorstellungen jdentisch ist. 


"„as in der »enschenwelt die weuen hirklich- 
keiten schafft”, sagt Gustav Landauer, "ist 
inwer das Unzwögliche gesesen". 


kin Anarchistentreffen von kFicasso (1897) 


2.Oberlercher (SDS-IFan 


WAT FENS K PITER 
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Die letzte Phase der 1 Internstionnle r gekenn- 


zeichnet durch den kampf zwischen dem Londoner Gene- 
alrat und der Bakuninschen "Allianz für zialisti- 
sche bLemokratie", Diese Allinnz war einve eheimge- 


sellschaft jiunerhbulb der Internationalen versuch- 
te, die Führu zu Übernehmen. >ie war mit Folizei- 
spitzeln durchsetzt, An die tinntorit=re Phraseolo- 
gie des Anarchismus „uch bei mittelmaliger Intelli- 
genz recht leicht erlernt werden konnte, 


Die wesentlichste Aritil an bakunin hat Marx in der 
Asrarfrage geleistet: 


",.. wo der Bauer massenweise ls Frivateigentümer 


existiert, wo er sc r eiue mehr oder minder beträcht- 
liche Majorität bildet „.., wo er nicht verschwunden 
und durch den Arrikultur-Taglöhner ersetzt ist, .:. 
treten folgende Falle ein: entweder er verhindert ... 
jed rbeiterrevolution, wie er das bisher in Frauk- 
reich getan hat; ‘oder das Proletariat .„.. muß als He- 
gierung Maßreeeln ergreifen, wodurch der Bauer seine 
Lage unmittelbar verbessert findet, die ihn also für 
die kevolutieon gewinnen; AMnfregeln, die „ber im keim 
ven Lbergang nus dem Friväteigeutum am Boden in hol- 
lektiveigent erleichtern, so daß der bauer ven 
selbet ölonomisch Hdazu kommt, es darf aber nicht «den 
Bauer vor den kopf stoßen, indem es z.B. die Abschaf- 
fung des Erbrechts proklarmiert oder die Abschaffung 
seines Eirentums; ... noch weniger darf das Parzellen- 
eisventum dadurch gekräftigt werden, daß die Farzelle 
vers rövert wird, einfuch durch Annexation der größern 
Guter an die Bauern, wie im bakuninschen Kevolutions- 
Teldzug. (...) 
Eine radikale ıevolution ist an gewisse historische 
Bedingungen der ökonomischen Entwicklung geknüpft; 
letztere sind ihre Vornussetzung. >ie ist „lso nur 
möglich, wo mit der kapitalistischen Produl:tion das 
industrielle Proletarint wenigstene eine bedeutende 
stellung in der Volksmasse einnimmt „.. br (Bakunin) 
versteht absolut nichts von sozialer Kevolution, nur 
die politischen Phrasen davon; die ökonomischen Be- 
dingungen derselben existieren nieht für ihn. Da nun 
alle bisheriren ötonom’schen Formen, entwickelt oder 
unterentwickelt, knechtschaft des arbeiters ... ein- 
schließen, so glaubt er, daß jn allen gleichmälig 
radikale kevolution möglich, Aber noch mehr! Er will, 
daß die auf der Öhonomischen Basis der kapitalisti- 
schen Produktion gegr ndete europäische soziale llevo- 
lution auf dem Niveau der russischen oder slawischen 
Agrikultur- und Hirtenvölker sich vollziehe, dies Ni- 
veau nicht übertreffe ... ber Wille, nicht die ökono- 
mischen Bedingungen, ist die Grundlage seiner sozialen 
Revolution."1)_ _ _ 
J) K.Marx, honspekt von Bakunins ">tantlichkeit und 
Anarchie", in: MEGA Bd 18, 5. 630 ff. 
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Lenin, der theoretisch die Marxsche kosition inne- 
hatte, betrieb aus pregmntischen üriinden eine Baku- 
ninsche aerarreform, „ls er die konfiszierten Güter 
überwierend unter die Landarbeiter und kleinkauerın 
aufteilte. Das Parzelleneigentum wurde gestärkt,die 
industrielle Agrarproduktion ein Jahrzehnt verzögert. 
1927 drohte eine Hungesnot, und Stalin setzte die Li- 
quidation der kulaken und die Zuangskollektivierung 
durch, 


Bakuninscher Individualterrorismus und stalinisti- 
scher hkollektivterror sind zwei histori-che quali- 
täten in der Zerstörung der bäuerlichen Parzelle, 
Die naturwüchsige kapitalisierung von (Grund und Bo- 
den läßt die bäuerliche Parzelle im Großgrundbesitz 
- der Voraussetzung industrieller Agrarproduktion - 
aufgeben. 'ber Einzige und sein kirentum' sieht sich 
in ein renler Nichts geworfen, wo ihm nur die phan- 
tasierte Allmächtigkeit bleibt. Der expropriierte 
Parzellenbauer, dcı noch nicht zum Industriearheiter 
geworden ist, gibt die soziale >timmung, die vorüber- 
gehende Massenbasis des alten Anarchismus ah. 


In der Zwangskollektivierung erscheint die bikt>tur 
des Proletariats auf breitester Basis: nicht geren 
die antagonistischen Herrschaftsinteressen der feind- 
lichen Bourgeoisie, sondern gegen das anachronisti- 
sche Partikularinteresse der verhiundeten Bauern. Lie 
kooperierte Arbeiterklasse zwingt dem vereinzelten 
Landvolk seine eigene Arheit<:weise - (je kooperation 
auf, stellt die Produktion der Nahrungsmittel, die 
physische keproduktion ihrer selbst, „uf eine prole- 
tarische Grundlage. 


Was Sozialisten unter Anarchie verstehen und die 
desorganisierende, objektiv konterrevolutionäre jol- 
le der Anarchisten charakterisiert Marx wie folgt: 
"Alle »0ozialisten verstehen unter Anarchie dieses: 
Ist einmal das Ziel der prolet“rischen Bewegung, "ie 
Abschaffung der klassen, erreicht, so ver-chwindet 
die Gewalt des >tantes, welche dazu dient, die gıos- 
se produzierende Mehrheit unter dem Joche einer re- 
nig zahlreichen »nusbeutenden Minderheit zu halten, 
und die kegierungsfunktionen verwandeln sien in ein- 
fache Verwaltungsfunktionen. bie Allinnz greift die 
Sache am umgekehrten knde an. >ie proklamiert die 
Anarchie in den kieihen der Proletarier als das un- 
fehlbarste Mittel, Hie gewaltigen, in «en H .nden 
der Ausbeuter konzergtrierten gesellschaftlichen und 
politischen Machtmittel zu brechen. Unter diesem 
Vorwande verlangt sie von der Internationalen in- 
demselben nugenblick, wo die alte welt sie zu ver- 
nichten sucht, daß sie ihre Organisation durch die 
Anarchie ersetze. vie Internntionale Polizei ver- 
langt „auch nichts anderes ..." 
2) Marx/Engels, “ie angebliche >paltung in der 
Internationale (1872), in: MEGA Bd 186, 5. 50 


’ 


Bakunin- Marx 


Zum Verhältnis Bakunin,y Marx zitieren wir aus einer 
Senrift Rudolf Rockers aus dem Jahre 1921. Rocker, 
deutscher Anarchist, gehörte zusammen mit Nalatesta, 
Kropotkin u.a. zu den konsequentesten Kritikern des 

Bolschewismus. 


Aus der historischen Betrachtung entwickelt er seine 
Analyse der Küteidee und beweist, daß die Auseinander- 
sevzung zwischen den beiden widerstreitenden Konzep- 
tionen schon in der Ersten Internationalen, lange 

vor der Üktoberrevolution, geführt wurde. 


xxx 


"‚..man war in alien Betrachtungen über die russische 
evolution bestrebt, zwei Dinge zu vereinen, die sich 
schiechterdings nicht vereinen lassen - den Rätege- 
danken und die sogenannte "Diktatur des Proletariats". 
Die Diktatur steht mit der konstruktiven Idee des 
Rätesystens im elementarsten Widerspruch, und eine ge- 
waltsame Verbindung der beiden mußte notwendigerweise 
zu jener verzweifelten Midgeburt der heutigen bolsche- 

wistischen Kommissarokratie führen, die der russi- 
schen Revolution zum Verhängnis geworden ist. Das 
konnte nicht anders sein. Das Rätesystem verträgt 

eben keine Diktatur, da es von ganz anderen Voraus- 
setzungen ausgeht. In dem Rätesystem verkörpert sich 
der Wille von unten, die schöpferische Energie des 
Volkes. In der Diktatur verkörpert sich der Zwang 

von oben, die blinde Unterwerfung unter das geist- 
lose Schema eines Diktats. Beide können nicht neben- 
einander bestehen. In Rußland siegte die Dektatur, da- 
rum gibt es dort heute keine Sowjets mehr. Was davon 
noch existiert, ist nicht mehr als eine grausame 
Karikatur des Sowjetgedankens, ein jämmerliches Spott- 
Gebilde. 


Ver Rätegedanke ist der bestimmteste Ausdruck dessen, 
was wir unter einer sozialen Revolution verstehen und 
umfaßt die ganze konstruktive Seite des Sozialismus. 
Die Idee der Diktatur ist rein bürgerlichen Ursprungs 
und nat mit dem Sozialismus überhaupt nicht gemein. 
Der Kätegedanke ist durchaus keine neue Idee, die uns, 
wie manche glauben, erst durch die russische Revolutio: 
vermittelt wurde. Er entwickelte sich im Scho3e des 
fortgeschrittensten Flügels der europäischen Arbeiter 
bewegung, als die organisierte Arbeiterklasse sich 


"per Bankerott des russisghen Staatskommunismus, 
Anarsch Verlag Berlin 19 
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anschickte, die Schlacken und Eierschalen des bürger- 
lichen Radikalismus abzustreifen und sich auf eigene 
Füße zu stellen. Das geschah, als die "Internationale 
Arbeiter-Association" den großen Versuch machte, die 
Proletarier der verschiedenen Länder in einem Bunde zu 
vereinen, um die Befreiung derselben vom Joche der Lohn- 
sklaverei anzubahnen und herbeizuführen. 


Obwohl die Internationale vorwiegend den Charakter 

einer großen Gewerkschaftsorganisation hatte, so waren 
ihre Statuten derart abgefaßt, daß alle sozialistischen 
Richtungen der damaligen Zeit in ihren Reihen Platz fin- 
den konnten, sofern sie sich mit dem Endziel des Bundes 
einverstanden erklärten. Daß die Ideengänge der großen 
Vereinigung’in der Klarheit des Erkennens und der Be- 
stimmtheit des Ausdrucks zunächst noch viel zu wünschen 
übrig ließen, war nur natürlich und kam auf den Kon- 
gressen von Genf (1866) und Lausanne (1867) deutlich 
genug zum Ausdruck. Aber je mehr die Internationale 
innerlich heranreifte und sich als Kampforganisation 
auswuchs, desto schneiler klärten sich die Anschauun- 
gen ihrer Anhänger. Die praktische Betätigung im alltäg- 
lichen Kampfe zwischen Kapital und Arbeit führten ganz 
von selbst zu einem tieferen Erfassen der gesellschaft- 
lichen Probleme. 


Auf, dem Kongreß in Basel, im Jahre 1869, erreichte 
die innere Entwicklung des großen Arbeiterbundes ihren 
geistigen Höhepunkt. Außer der Grund- und Bodenfrage, die 
den Kongreß nochmals beschäftigte, war es hauptsächlich 
die Gewerkschaftsfrage, welche das meiste Interesse her- 
vorrief. In dem Bericht, den der Belgier Hins und seine 
Freunde den Delegierten vorlegten, wurde die Frage über 
die eigentlichen Aufgaben und die Bedeutung der gewerk- 
schaftlichen Organisation zum erstenmal von einem ganz 
neuen Gesichtspunkt aus entwickelt, der eine gewisse Ähn- 
lichkeit mit den Ideengängen Robert Owens hatte, als er 
in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts seine 
"Grand National Consoldate "rades Union" ins Leben rief. 
In Basel wurde klar und deutlich ausgesprochen, daß die 
Gewerkschaft kein" gewöhnliches Provisorium sei, das nur 
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft eine Existens- 
berechtigung habe und zusammen mit dieser verschwinden 
müsse. Der Standpunkt der Staatssozialisten, demzufolge 
die Tätigkeit der Gewerkschaften sich lediglich auf die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen im kahmen des Lohnsys- 
tems beschränken könne, und daß in dieser Arbeit ihre Auf- 
gabe erschöpft sei, erfuhr eine sründliche Korrektur. In 
dem Bericht von Hinsund Genossen wurde erklärt, daß die 
wirtschaftlichen Kampforganisationen der Arbeiter als die 
Zellen der zukünftigen sozialistischen Geselischaft zu be- 
trachten seien, und daß es die Aufgabe der Internationale 
sei, die Gewerkschaften für diesen Zweck heranzubilden. In 
diesem Sinne nahm der Kongreß die folgende Resolution 'an: 
"Der Kongreß erklärt, daß alıe Arbeiter die Gründung von 
Widerstandskassen in den verschiedenen Berufen an- 
streben sollen. Sobald eine Gewerkschaft gebildet wird, 
sind die Vereine des nämlichen Berufes davon zu unter- 
richten, damit die Bildung nationaler Industrieverbände 


so 


ins Werk gesetzt werden kann. Diese Verbände sollen be- 
auftragt werden alles ihre Industrie betreffende Material 

zu sammeln, die gemeinschaftlich zu ergreifenden Maß- 

regeln zu beraten und auf die Durchführung derselben hin- 
zuarbeiten, damit das heutige Lohnsystem durch die Föderation 
der freien Produzenten ersetzt werden kann. Der Kongreß be- 
auftragt den Generalrat, die verbindung der Gewerkschaften 
aller Länder zu vermitteln." 


In der Begründung der von der Kommission vorgeschlagenen 
Resolution erklärte Hins, daß "aus dieser doppelten 
Organisationsform der lokalen Arbeitervereinigungen 

und der allgemeinen Industrieverbände sich einerseits 
die politische Verwaltung der Gemeinde und andererseits 
die allgemeine Vertretung der Arbeit, und zwar regional, 
national und international ergeben würde. Die Räte 


der Berufs-und Industrieor ga- 
nisationen werden die heuti ge 
Regierung ersetzen, und diese 
ver tnt une der ArberTt vwera ein 
Fa 1 RER Ve IE 127.700 Se Sal 1 IE) alten po.li- 
tischen Systeme der Vergangen- 
heit ablösen ." 


Dieser neue und fruchtbare Gedanke entsprang der Er- 
kenntais, daß jede neue wirtschaftliche Form der gesell- 
schaftlichen Organisation auch eine neue Form der poli- 
tischen Organisation nach sich ziehen müsse, ja sich nur 
im Rahmen dieser verwirklichen lasse. Aus diesem Grunde 
mußte auch der Sozialismus eine besondere politische Aus- 
drucksform erstreben, innerhalb derer er ins Leben tre- 
ven konnte, und man glaubte diese Form im Rätesystem der 
Arbeit gefunden zu haben. 


TDie Arbeiter der romanischen Länder, in denen die Inter- 
nationale ihren Hauptrückhalt fand, entwickelten ihre 
Bewegung auf der Basis der wirtschaftlichen Kampforgani- 
sation und der sozialistischen Propagandagruppen und 
wirkten im Sinne der Baseler Beschlüsse. Da sie im Staate 
den politischen Agenten und Verteidiger der besitzenden 
Klassen erkannten, so erstrebten sie keineswegs die Erobe- 
rung der politischen Macht, sondern die Überwindung des 
Staates und die Abschaffung der politischen Macht in jeder 
Form, in der sie mit sicherem Instinkt die Vorbedingung 
jeder Tyrannei und Ausbeutung erkannten. Aus diesem Grun- 
de dachten sie nicht daran, die Bourgeoisie nachzuahmen, 
eine politische Partei zu gründen und damit einer neuen 
Klasse von Berufspolitikern den Weg zu ebnen. a 
ziel war die Eroberun e der We rk- 
stätte des Betriebes, des Grund 
und Bodens ,„ und sie erkannten wohl, daß dieses 
Ziel sie grundsätzlich von dem Politikantentum der radi- 
kalen Bourgeoisie unterschied, dessen ganze Tätigkeit 
SHE Gegrikfen, Aio"sTı "Sa *hanapet des Benftzes auch” 
das Monopol der Macht falien müsse, daß das ganze ge- 
sellschaftliche Leben auf neuen Grundlagen aufzubauen sei. 
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Ausgehend von der Erkenntnis, daß die Herrschaft des 
vienschen über den Menschen ihre Zeit gehabt habe, such- 
ten sie sich mit dem Gedanken an die Verwaltung der 

Dinge vertraut zu machen. So Setzte man der Staatspo- 
litik der Parteien die Wirtschaftspolitik der Arbeit ent- 
gegen. Man begriff, daß in den Betrieben und Industrien 
die Reorganisation der Gesellechaft im sozialistischen 
Sinne vorgenommen werden müsse, und aus dieser Erkenntnis 
heraus wurde der Rätegedanke geboren. In den Versamm- 
lungen, in der presse, in der Broschürenliteratur des 
freiheitlichen Flügels der Internationale, der sich um 
Bakunin und seine Freunde scharte, fanden diese Ideen 
ihre Klärung und Vertiefung. In besonders klarer Weise 
wurde sie auf den Kongressen der spanischen Föderation 
entwickelt, wo auch schon die Bezeichnung "Juntas y 
Consejos dei Trabajo" (Arbeitsgemeinden und Arbeits- 
räte) angewendet wurde. 


Die freiheitliche Richtung innerhalb der Internationale 
begriff vollkommen, daß der Sozialismus von keiner Re- 
gierung diktiert werden könne, daß er sich vielmehr 
organisch von unten nach oben aus dem Schoße des werk- 
tätigen Volkes entwickeln müsse, und daß die Arbeiter 
selbst die Verwaltung der Produktion und der Verteilung 
in ihre Hände nehmen müßten. Diese Idee war es, die sie dem 
Staatssozialismus der sozialistischen Parteipolitiker 
enkegenstellten. Und diese innerenGegensätze zwischen 
Zentralismus und Föderalismus, diese verschiedenen Auf- 
fassungen über die Rolle des Staates als Ülbergangsfaktor 
zum Sozialismus bildeten auch den Mittelpunkt des 
Streites zwischen Bakunin und seinen Freunden mit Marx 
und dem Londoner Generalrat, welcher zur Spaltung des 
großen Arbeiterbundes führte. Es handelte sich in diesem 
Kampfe nicht um persönliche Gegensätze, wicwohl Marx und 
Engels gegen die Bakunisten fast ausschließlich die ge- 
hässigsten persönlichen Verdächtigungen ins Feld führten, 
sondern um zwei verschiedene Auffassungen des Sozialis- 
mus und ganz besonders um zwei verschiedene Auffassungen 
des Sozialismus und ganz besonders um zwei verschiedene 
Wege, die zum Sozialismus führen sollten. !Inrx und 
Bakunirn waren lediglich die hervorragersten Vertreter 

in diesem Kampfe um fundamentale Prinzipien; allein 

die Auseinandersetzungen wären auch gekommen ohne sie. 
Es war nicht der Gegensatz zwischen zwei Personen, in 
dem sich die Frage erschöpfte, sondern der Gegensatz 
zwischen zwei Ideenströmungen, der ihm seine Bedeutung 
gab.und heute noch gibt. ..... 


.... Die alte Internationale ... hatte ein gemeinschaft- 
liches Grundprinzip, bindend für jede Richtung in ihren 
Reihen: die Abschaffung der Lohnsklaverei und die Ke- 
organisation der Gesellschaft auf der Basis der gemein- 
schaftlichen Arbeit, die keiner Ausbeutung irgendwelcher 
Art unterworien ist. Sie verkündete den Arbeitern, daß 
dieses große Ziel der sozialen Befreiung das Werk der 
Xrbeiter selbst sein müsse. Aber sie erkannte gleich- 
zeitig, daß jede Richtung, die dem Bunde angehörte, das 
unveräußerliche Recht habe, dieses gemeinsame Ziel mit 
den Mittein anzustreben, die ihr am besten und geeigresten 
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erschienen und die Ärt ihrer Propagande nach ihrem 
eigenen Ermessen zu gestalten. 


Min dem Augenblick, als der Londoner Generalrat, der 
vollkommen unter dem geistigen Einfluß von Marx und 
seiner Freunde stand, jedoch keineswegs den ursprüng- 
lichen Geist der Internationale und die eigentlichen 
Bestrebungen ihrer Föderationen repräsentierte, in dem 
Augenblick, ais der Generalrat den verhängnisvollen 
Versuch michte, diese grundlegenden Rechte zu zerstören 
und die Autonomie der Sektionen und Föderationen zu be- 
seitigen, indem er dieselben zur parlamentarischen Tätig- 
keit cbliswatorisch verpflichten wollte,) in diesem Augen- 
bliek war die Einheitsfront des großen Arbeiterbundes 
gebrochen, und es kam zu jener verhängnisvollen Spaltung, 
welche der gesamten Arbeiterbewegung zum Verderben ge- 
reichte und deren betrübende Folgen sich heute mehr denn 
je bemerkbar machen. Die alte Internationale war eine 
große Vereinigung von gewerkschaftlichen -Ürganisationen 
und sozialistischen Propaganda,;ruppen. Sie erblickte 
das Schwergewicht ihrer wissamkeit nicht in einer be- r 
stimmten Parteizugehörigkeit ihrer einzelnen Mitglieder, 
sondern in deren Fkigenschaft als Hoduzenten, ais Berg- 
leute, Matrosen, Feldarbeiter, Wechniker u.s.w. Und 
aus diesem Grund war sie eine internationale der Ar- 
beiter - die einzige, die diesen Namen bisher wirklich 
verdiente.\Der radikale Flügei ihrer Anhänger, deren 
bekanntester und einflußreichster Vertreter Bakunin war, 
sprach den deutschen Arbeitern keineswegs das Recht ab, 
sich parlämentarisch zu betätigen, obwohl er selbst 
jede parlamentarische Tätigkeit schroff ablehnte) Aber 
er forderte dasselbe Recht für seine Überzeugungen und 
seine Bestrebungen, und als die berüchtigte Londoner 
nonferenz (1871) dieses Recht mit Füßen trat, wurde die 
organische Zinheit der Arbeiterklasse, die jn dem großen 
Bunde einmmachtvollen Ausdruck gefunden hatte, zu Grabe 
getragen. 


IDie sogenannte Zweite Internationale war von Anfang an 
keine Internationale der Arbeiter, sondern eine Inter- 
nationale der sozialistischen Arbeiterparteien, die sich 
auf dem gemeinschaftlichen Boden der parlamentarischen 
Betätigung zusammengefunden hatten. Indem sie die 
Anarchisten- und aile übrigen Richtungen, weiche die Er- 
oberung der politischen Macht ais angebliche Vorbedin- 
sun; zur Verwirklichung des Sozialismus prinzipiell 
ablehnten,\von ihren Xongressen ausschloß, konnte sie 
ebensowenig Anspruch darauf erheben, eine Internationale 
der Arbeiter, wie eine soiche der Sozialisten zu sein, 
da sie nur eine ganz beetimmte Richtun,s der Arbeiterbe- 
wegung und der sozialistischen Gedankenwelt vertrat...." 
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UTOM nn REVOL 
Tıon IND yrIon 


Der folgende Artikel war ursprünglich geplant als 
Kritik am Nirumand/Siepman-Aufsatz im kursbuch 14, 
in dem die kKevolution in die Dritte Welt verwiesen 
wurde, hat «ich aber von der ur« prünglichen kon- 
zeption weit entfernt. 


Getreu dem anzelsächsischen Sprachgrehrauch, h+- 
zeichnen «ir mit Mechanisierung r!ie Lbernahme k'r- 
perlicher Arbeit durch Maschinen, wit kyberneti- 
sierung die Automatisierung von kegelunes- und kon- 
trollvorgängen. 


Mit dem aufstieg des institutionnlisierten kapitalie- 
mus hat ein ehemals unhedeutendes +lement er tesell- 
schaft ungeahnte, kelevanz erlangt: Menschen, "ie we- 

nig oder keinen Anteil nm Besitz der,!’roduktionsmittel 
haben, aber völlig nn die kfasse gebunden sind,die Iıre 
Dienste und ihre Loyalität kauft. »ie «tellen das Ma- 
nagement des Spätkapitalismus, sie verhindern die re- 
volutionäre Lösung seiner inneren Widersprüche.Da ihnen 
nicht daran geleren ist, sich selbständig zu machen, tei- 
len sie nicht die weltanschauung (les hleinhürgertunms. 

Um ihre privilegierte Steilung zu erıiei:hen, verknufen 
sie nicht nur ihre Arbeitskr»ft, sondern sich selb-t. 
Ihr Leben ist so entfrendet, daß die Armseliekeit iires 
materiellen keichtums ihnen-nicht Keuult aerden kann. 
indem sie über die wWroduktionsmittel im wohlvers tande- 
nen Interesse ihrer Ligentumer verfuüzen, identifizie- 
ren sie ihr eigenes hWohlerrehen mit dem der Institution, 
der sie dienen, und zwar so vollständig, daß ihre Ober- 
schicht oft mit der be: itzenden klasse verwechslet wird, 
die Marx als Bourgeoisie bezeichnete, 


Ohne große Anstrengung läßt sich die tarallelentwick- 
lung in den industriali«ierten sta: tssozialistischen 
Ländern erkennen, Lenin wußte, dab "das Bestehen des 
Staates beweist, daß die Klassengerensätze unversähn- 
lich sind."1 Er vertrat die ansicht, nach der ltevolu- 
tion hedürfe ee eines "Staates der bewaffneten Arbei- 
ter"!, umidie Bourgeoisie niederzuhalten. Im die int- 
stehung einer neuen Bürokr“tie zu.verhiudern, sollten - 
folgende’ Maßnahmen getroffen werden: "1. nicht nur 
Wählbarkeit, sondern nuch rine jederzeitige Absetzbar- 
keit, 2; eine den Arbeiter lonn nieht ubeısteigende Be- 
zahlung; 3. sofortiger Übergang dazu, Aaß all® die 
Funktionen der kontrolle und Aufeicht errichteneet 
Heute ist in den Usthlockstaaten die Burpkrrtie weit 
stärker als im kapitalismus aufgequollen. Mehr als 

ein hnlbes Jahrhundert nach der irevolution kann die 
notwendige Unterdrückung der Bourgeoisie sicher nicht 
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nehr als die brklärunge für die Existenz des >taates 
herhalten; es ist geschehen, was Balunin den Marxi- 
sten vorterges"gt hatte vie burokratie hrt die Ver- 
fügungszewalt über die Produktionsmitte! »n sich ge- 
ris:en und sich „ls neue unterdrückende klasse kon- 
stituiert, die sich erhätt, indem sie sich unbezahl- 
te Arbeit des Proletariats aneignet, das heißt die- 
ses ausbeuten,. Statt das Absterben des >taates zu 
erleben, muß der arbeiter die kosten seiner Unter- 
drückung selbst tragen. (Dab ein so intelligenter 
Kritiker wie Nirumand - im hursbuch 14 - schlicht 
behnuptet, in den sozintistischen >tanten gäbe e« 
keine Ausbeutung, zeirt nur, welch einen langen 
Marsch wir noch zurucklegen müssen, bis die letzten 
Relikte des solschewismus wusgetjilgt sind.) 


Die zentrale »tellime im gesellschaftlichen kepro- 
duktionsprozeß erobern in den Indurtrienationen zu- 
nehmend Absolventen der IH's und der naturwisren- 
schafttiichen Uni-Fakultäten, die spezialisierte tech- 
nolorische Intelligenz, ohne die -Produktion und For- 
schung zusamuerhrächen, bie kebellion der Studenten 


Böhmische Maschinenstürmer 
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unterscheidet sich qualitativ dadurch vom Kampf 
der Arbeiter, daß sie sich bisher an der Basis 
au-schlieblich gegen administrative 4wange ge- 
richtet "ıabeu. Inwieweit sich die bisher noch 
recht :chwachliche Auflehnung an den Arbeits- 
plützen fortsetzen „ird, läßt sich heute noch 
nicht beantworten. Anar& Gorz schreibt: "Die 
Industrie in der zweiten Hälfte des 20. Jh. zieht 
tendenziell iumer «ehr Menschen heran, die von 
Universitäten und liochschulen kommen und die Fä- 
higkeit zu schöpferischer und autonomer “arbeit 
erworben haben. Sie entfalten Neugier, die Fahig- 
keit zur Synthese, zur Analyse, zur Erfindung 
und Verarbeitung, die jedoch leer läuft und zu 
verkünmern droht, weil sie sich im Arbeitsprozef 
nicht anwenden läßt. Techniker, Ingenieure, Stu- 
denten und Forscher entdecken, daß sie Lohnemp- 
fänger wie die anderen sind, daß ihre Arbeit be- 
zahlt nird. Solange sie '"gut' ist, d.h. sich als 
kurzfristig rentabel erweist. Sie erfahren, dab 
die langfristigen Forschungsarbeiten, die schöp- 
ferische Arbeit an eigen: tändigen Lösungen, die 
Leidenschaft für einen Beruf sich mit den krite- 
rien eig. | Ar erenke Rationalität nicht ver- 
tragen.“ Die Hochschulrevolte könnte in diesem 
Zusammenhang die bedeutung gewinnen, die ihr von 
den Froletariatfetischisten der Linken imwer ab- 
gesprochen wird. 


Im kapitaliswus hat die Arbeiterk!mse ein Maß 

an materiellem Wohlergehen erreicht, das Marx 

für unmöglich hielt, während Enzels, der ihn 
überlebte, in England den Beginn der Entwicklung 
beobachtete. Die fähigsten Arbeiter werden in die 
unteren Ränge des Managements oder der Produk- 
tionsintelligenz rekrutiert. Mechanisierung und 
Kybernetisierung verdrängen ihre unterste Schicht 
ins Lumpenproletariat. Der Kest teilt sich all- 
mählich in zwei Schichten, je nach dem zesell- 
schaftlichen Wert ihrer Arbeitskraft - die begün- 
stigten Arbeiter in automatisierten und halbauto- 
watisierten Industrien, und «ie nicht begünstigten 
in nichtautomatisierten Industrien und »ienstlei- 
stungspositionen. Va sie nicht längecr. zleichartigen 
Lebensbedingungen unterliegen, besteht nicht die 
Basis für ein gemeinsames Bewußtseir. >olidari- 

tät der arbeiterklasse ist heute ein seutinentaler 
Mythus. Sicher, die Arbeiter empfinden iur die Bour- + 
geoisie, die sie ausbeutet, keine Sympathie, aber 
ihre Existenz als klasse bedarf der «enschlichen 
Arbeitskraft, und ihre Organisationen versuchen 
bemüht, ihn zu erhalten. 


1) W.I. Lenin: Sta:it und kevolution 
A. Gorz: Die Strategie der Arbeiterklasse 
im Neokapitalismus 


#6 


Wenden wir uns nun den künftigen Veränderungen der 
Produktionsmittel zu, wie sie sich schon jetzt 
Aurchsetzen. Durch kybernetische Steuerungs- und 
Kontrollmethoden werden die Grundstoffindustrien 

- Stahl, Textil, Ol, Chemie - weiter automati- 
siert und die papierverstopften Engpässe der Ver- 
waltung bei Versicherungen, Banken und Regierung 
geräumt. Es ist klar, daß Kybernation nicht einfach 
ein weiterer Schritt in der allmählichen Steigerung 
der Pro-Kopf-Produktivität ist. Da die Geschwin- 
digkeit einer industriellen Anlage sich nach dem 
langsanmsten Faktor im Produktionsprozeß richtet 

und da der Mensch die Genauickeit der Maschine 
nicht erreichen kann, ist die Eliminierung der 
wenschlichen Arbeitskraft in diesem Bereich not- 
wendig für die volle Ausnutzung der Produktions- 
kapazität. Wenn eine einzige Fabrik kybernetisiert 
ist, muß die gesamte Branche nachziehen, um kon- 
kurrenzfähig zu bleiten; wenn Big Business- mit 

der kybernetik beginnt, verlangen die kleinen Ka- 
pitalisten unüberhörbar Subventionen vom Staat; 
wenn ein Staat, sei er sozialistisch oder kapita- 
tistisch, subventioniert, müsen die anderen folgen. 
"Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die 
Produktionsinstrumente,also die Iroduktionsver- 
hältnisse, also sämtliche genollnchartkichen Ver- 
hältnisse, fortwährend zu revolutionieren", ) ni- 
rumand mag eine kapitalistische Verschwörung wittern, 
wir aber wissen, daß die kapitalistische Aneignungs- 
weise die Kybernation erzwingt. 


Durch diese Entwicklung werden die traditionellen 
Methoden der Verteilung des ge ellschaftlichen 
Reichtums wertlos. Die bestehenden sozioökono- 
mischen Systeue, #apitalismus sowie Sozialismus, 
sind mit einem sich ständig verschärfenden Wider- 
spruch konfrontiert: Einkommen und damit Konsum 
hängen von der Beschäftigung ab, während die er- 
weiterte Froduktion mit ihrem potentiellen "Wohl- 
stand für alle" vom Gegenteil abhängt: von der 

“ Ausschaltung der menschlichen Arbeit aus dem in- 
dustriellen Fertigungsprozeß. Dieser Widerspruch 
kann nicht gelüs t werden, solange dasPrinzip der 
Lohnarbeit weiterbesteht. 


Die beiden Systeme können es sich leisten, das 
Prinzip der Lohnarbeit zu durchbrechen; der Kapi- 
talismus hat es teilweise schon getan. Die Versor- 
gung mit dem Keproduktionsminimum als Menschenrecht 
zu institutionalisieren, wäre nicht nur keine 
Katastrophe, sondern würde sich als Vorteil er- 
weisen. Intelligente Befürworter des Kapitalis- 

mus vertreten diese Maßnahme schon jetzt, um den 
Schock der teehnologischen Verdrängung für Mil- 
lionen von Arbeitslosen zu mindem,. 
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Als weitere offensichtliche Möglichkeit sozialer 
"Befriedung"bietet es sich an, d’e Zahl der un- 
produktiven Arbeitsplätze radikal zu erhöhen, 
d.h. eine Art Massenbeschäftigungs therapie mit 
Entlöhnung anzuwa den. Auf dem militärischen und 
paramilitärischen Sektor schreitet die Automati- 
sierung noch schneller voran als auf dem indu- 
striellen. Die Zukunft gehört der kleinen, hoch- 
technisierten Kampfeinheit. Die Bürokratie muß 
ebenfalls, um rationell zu arbeiten, die mensch- 
liche Arbeitskraft ausschalten. “öglich scheint 
die Schaffung riesiger Verwa!tungsapparate, die 
nur sich selbst verwalten (ein Gebiet, auf dem 
die sozialistischen Staaten dem Westen weit vor- 
aus sind). Daß hier eine endgültige Lösung des 
"Problems" liegt, möchten wir bezweifeln. Die 
Beatniks, kocker, Provos, Stiljagi, Hip;ies, die 
Protestbew:gungen der unruhigen Jugend, richteten 
sich nicht gegen materielle Armut, sondern gegen 
den Stumpfsinn und die Gleichförmigkeit des täg- 
lichen Lebens unter beiden herrschenden Systemen, 
Die "Stellung fürs Leben" ist im Kurs gesunken. 


Vor welche Probleme wir als Hevolutionäre gestellt 
werden, wurde oben sehon angedeutet, Die Liqui- 
dation der Arbeiterklasse als entscheidenden Be- 
standteil der Gesellschaft, die gleichbedeutend 
ist mit dem Verlust des traditionellen revolutio- 
nären subjekts, ist unabwendbar. Die Gewerkschaf- 
ten können und werden sie verzögern, aber nicht 
verhindem. wenn menschliche Indus triearbeit 
überholt ist, dann bedarf die Forderung "Alle 
Macht den .(Arbeiter-)Räten" dner neuen Inter- 
pretation. Es ist einer der Hauptpunkte der mar- 
xistischen Philosophie, daß neuentwickelte Froduk- 
tionsmittel entsprechende Wandlungen der gesell- 
schaftlichen Organisation bewirken. Die Indu- 
strielle Revolution rief die Entstehung der sozia- 
listischen Arbeiterbewegungen hervor; die Kyber- 
netische macht die Weiterentwicklung unseres Selbst- 
verständnisses notwendig. Marx schreibt irgendwo, 
daß die Menschheit immer nur solche Auf gaben 
anpacke, die sie lösen könne. In diesem Sinne 

ist es sicher kein Zufall, daß die totgesagten 
anarchistischen Gedanken - herrschaftlose Gesell- 
schaft, direkte Aktion etc. - heute so heftig 

zur Verwirklichung dräüugen. 


Der Privatbesitz an Produktionsmitteln ist sicher 
abzulehnen, ebenso die Verstaatlichung; der voll- 
automatisierte Produktionskomplex bedarf weder 
eines einzelnen noch eines kollektiven Eigentümers, 
um zu liefern, was von ihm verlangt wird. Durch 
die sich entwickelnde Technik der Informations- 
verarbeitung wird es möglich, daß die Konsumenten 
unmittelbar die Industrieanlagen steuern. Die 
Entfesselung der Produktivkräfte garantiert die 


Befriedigung aller materiellen Bedurfnisse ohne 
entfremdete Arbeit und macht die Entfaltung des 
Bewußtseins, der Sinnlichkeit und der schöpferi- 
schen Fähigkeiten möglich. In der freien kon- 
struktion des täglichen Lebens, in der permanenten 
Kulturrevolution wird der Mensch seine Geschichte 
bewußt gestalten. 


Weil v»akunin das Lumpenproletariat für eine revo- 
lutionäre Schicht hielt, wurde er von Marx heftig 
angegriffen. Marx charakterisierte es als "passive 
Verfaulung der untersten Schichten «er alten 
Gesellschaft"3), die hin und wieder in.eine revo- 
lutionäre Bewegung ge:chleudert würde. Ohne die 
Streitigkeiten der beiden kivalen wieder aufzu- 
nehmenkönnen wir sagen, daß Marxens Beurteilung 
heute sicherlich nicht mehr zutrifft. Heute be- 
steht das Lumpenproletariat aus dem harten, über- 
wiegend jugendlichen kern der Arbeitsverweigerer, 
der die Arbeit verabscheut und entschlossen i:t, 
ohne sie zu leben. Diese materiell niedrigste 
Schicht der modernen Gesellschaft setzt die Kritik 
der entfremdeten Arbeit, die die Na,xisten immer 
nur theoretisch geleistet haben, in die Praxis um. 
Die ihr Angehörenden leben von krankengeld, Arbeits- 
losenunterstützung oder (statistisch) von Luft. Sie 
sind Proletarier im römischen >inn: Menschen) ohne 
weıt für die bestehende soziale Ordnung. Sie 
taugen nicht einmal zur industriellen lHieserve- 
armee. Maschinen eignen sich besser. 


Dennoch bildet das Lumpenproletariat den kern 
einer neuen Klasse, mit einem gemeinsamen Ver- 
hältnis zum kest der Gesells chaft und einem ge- 
weinsamen Ehrgeiz: vie Früchte der Aneignung der 
Natur zu genießen, ohne sich der repressiven ge- 
sellschaftlichen Ordnung zu unterwerfen. Die "Lum- 
penkultur" verachtet alle hohen ideale wie Fleiß, 
Sparsamkeit, Ehrlichkeit und Selbstaufopferung, 
kurz, jene verlogene Moral, die Lohnversklavung 
und Unterdrückung rechtfertigt, und die Gesetze, 
die das herrschende Elend festigen. bie Gleich- 
artiekeit der Erfahrung erzeugt eine gemeinsame 
Haltung ohne ausführliche Theorie und formale 
Organisation. Wenn diese fundamentale praktische 
Kritik im Heer der Wohlfahrtsempfänger ihre 
Massenbasis findet, wird der industrialisierte 
Teil der Welt, Ost wie West, aus den Fugen ge- 
raten. 


Nirumand schreibt im kursbuch 14 zutreffend: "Die 
körperliche Arbeit war eines der Medien zur Ab- 
reagierung jener Aggressionen, wie sie überent- 
wickelte kapitalistische Gesellschaften mehr als 
alle früheren produzieren. Ohne exakte Steuerung 
der Menschen würde sie sich bei verringerter 
Arbeitszeit in Kriminalität und Destruktion ent- 
laden. Der Überdruß an einer sterilisierten Ge- 


sellschaft könnte zum Erwachen sozialen Bewußt- 
seins führen, das in Verbindung mit dem Aggres- 
sionsstau subversive kräfte hervorbringen würde", 
Wir stimmen mit Nirumands Analyse überein, aber 
seine Schlußfolgerung, die Befreiung werde durch 
totale Manipulation verhindert werden, können 

wir nicht teilen. Wenn die Befriedigung der mate- 
riellen Bedürfnisse eine Selbstverständlichkeit 
geworden ist; wenn die "Ökonomie des Mangels" 

der Vergangenheit angehört, dann wird der Reich- 
tum an Statussymbolen seine ganze Armut enthüllen, 
Der Aufstand der Hipyies war das erste Anzeichen 
der Revolte im Überflui,. Mittlerweile ist sie re- 
integriert worden; aber wenn die ökonomische Basis 
sich entwickelt, wird der Widerstand sich immer 
wieder ueu formieren, getragen von einer neuen 
Klasse, bis die Macht des konsumzwangs gebrochen 
ist, Die Lumpenproletarier, und nur sie, haben 
nichts zu verlieren als ihre Ketten. ihre Zahl 
wächst, und ihre Vorhut ist auf dem Marsch. 


"Vertrauen wir auf den ewigen Geist der Zerstörung 
und Vernichtung, der zugleich der unergründliche 
und ewig schaffende Quell alles Lebens ist. Die 
Freude an der ia N ist zugleich eine schöp- 
ferische Freude! "4 


4) M. Bakunin: Die Heaktion in Deutschland 


Michael Bakunin 
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ID Max Stimme 
Als die folgende Arbeit über J.C.Schmidt 


(Max Stirner) konzipiert wurde, lag sein Werk 
in keiner Ausgabe vor. In den letzten zwei 
Monaten hat eich das Bild geändert: die wesent- 
lichen Schriften liegen in neuen Editionen vor. 
Trotzdem glauben wir, daß eine Dokumentation, 
die Stirnere Hauptthesen in komprimierter Form 
bietet, für die (notwendige) Diskussion über 
Max Stirner und den Individualanarchismus 
nützlich ist. Aus technischen Gründen mußte 
der Beitrag auf zwei PARTISAN-Ausgaben ver- 
teilt werden. In diesem Heft erscheint dar 
erste und zweite Teil (Biographie und Werk). 
Teil drei (Kritik) wird in der nächsten Nummer 
des PARTISAN erscheinen. £ 


In vielen Diskussionen der letzten Zeit taucht der 
Name 'Max Stirner' auf. Meist wird dieser Name (oder 
ein Stirner-Zitat) benutzt, um den Kontrahenten 'tot- 
zudiskutieren', Diese Praxis ist fast immer 'erfolg- 
reich': kaum fällt der Name 'Stirner', breitet sieh 
Stille aus. 


Das hat verschiedene Gründe. Viele können sieh unter 
'"Stirner' nichts vorstellen; sie kennen ihn nicht. 
Andere kennen ihn nicht viel besser - wissen aber 
"aus sicherer Quelle", daß Stirner ein kleinbürger- 
licher exzentrischer Querulant war. ("Im ganzen ist 
Stirner für die gebildeten Kreise sein Symbol - und 
ein falsches." Schultheiss: Stirner, S.3). Binige 
wenige kennen Stirner und sein Werk - bei ihnen 
hilft der 'Trick' nicht; im Gegenteil: die Diskus- 
sion wird jetzt erkittert. Denn bei Stirner ist 
ittarens kaum möglich - er zwingt zur Stellung- 
ne . 


Deshalb soll hier der Versuch unternommen werden, 
‘Licht in das Dunkel' um Max Stirner zu bringen. 
"Problem Stirner' soll in drei Teile (Biographie - 
Werk - Kritik) eingekreist werden. 'Ewige Wahrheiten 
will und kann diese Arbeit nicht vermitteln. Sei 124 
Jahren bemüht man sich um Stirmer - bislang ohne 
großen Erfolg. 


Teil 1) ZUR BIOGRAPHIE MAX STIRNERS 


r) Wer war Max Stirner? Zunächst: Johann Caspar Schmidt. 
Unter diesem Namen wurde er am 25. 10. 1806 in Bay- 
reuth geboren. Sein Vater war Instrumentenbauer, sein 
Großvater ' Herrendiener'. Von 1818-1826 besuchte er 
das Gymnasium in Bayreuth (Reifeprüfung mit Note 1). 
1826-35 Studium der Philosophie, Philologie und 
Theologie in Berlin und Erlangen (u.a. bei Hegel, 
Feuerbach, Lachmann, Trendelenkurg). Im Grühjahr 
1935 legt er das Staatsexamen (mit beschränkter 

& Zulassung zum Lehrerberuf) ab. 1835-37 war er Leh- 
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rer (auf !’robe) an der neugegründeten liealschule in 
Berlin. Seine ?837 geschlossene erste Ehe dauerte 

nur wenige Monate. Frau und Kind starben bei einer 
Frühgeburt. 1839-44 war Schmidt Lehrer (Privntdozent) 
an der "Höhereu Töchterschule Gropius-Zepr" in Berlin. 
Seit 1841 war er unter dem Fseudonym 'Max Stirner' frei- 
er Mitarbeiter oppositioneller Zeitungen (u.a. bei der 
von karl sarx redigierten "itheinischen Zeitung'). Im 
Oktober 1843 Eheschließung mit Marie Dähnhardt (ihr ist 
"Der Einzige" gewidmet).im Oktober 1844 erschien bei 
#igand (in Leipzig) "Der Einzige und sein Eigentum", 
sieder unter dem Pseudonym "Max Stirner'. Einige Wo- 
chen vor erscheinen der "Einzigen" hatte er seinen 
Posten als Lehrer aufgegeben. Der Versuch,mit einer 
Milchverwertungsgeselk chaft seinen Lebensunterhalt 

zu verdienen, schlug fehl.5o arbeitete Schmidt in den 
nächsten Jahren als Übersetzer. serke von Say 1845, 
Smith 1846, Proudhon 1847, hier nur als Herausgeber; 
1847 trennte er sich von seiner Frau. *852 erschienen 
die Teile 1 und !! seiner "Geschichte der lieaktion”. 
(Die geplanten Teile 3 und 4 erschienen nicht mehr). 
Seine letzten Lebeusjahre verbrachte er auf der Flucht 
vor Gläubigern: zweimal wurde er ins Schuld gefängnis 
geworfen. Am 26.6.1856 starb Johann Caspar Schmidt 

in Berlin. Sein Nachlaß ging verloren. 


Das biographische Material, das über ihn vorliegt, ist 
iußerst gering. 50 existiert z B. auch kein zu seinen 
Lebzeiten angefertigtes Bild von ihm. 36 Jahre nach 
Stirners Tod fertigte Friedrich Enxels (aus dem Ge- 
Aächtnis) eine Zeichnun» von ihm an. Bekannte Äußerten, 
sie sei "sehr unähnlich". Johann Caspar Schmidt hat fast 
keine Spuren hinterlassen. Was von ihm lebt, ist 'Max 
Stirner' - sein Verk. 


Teil 2: Zum Werk Max Stirners 


Das Werk Max Stirners besteht fa-t ausschließlich aus 
dem Buch "Der Einzige und sein Ligentum”. Is er-chien 
1844 bei Wigand. Die letzte Aurgate in deutscher Sprache 
besorgte Philip; keclam jun. im Jahre 19°8. "ber Ein- 
zige" wurde in folgende Sprachen übersetzt: i 
Französisch, Englisch, lusrisch, >;anisch, Dänisch, 
Italienisch, Niederländisch, Schwedisch, Jiddisch 

und Japanisch. Von einem echten Lrfolg (oder 

gar einer Breitenwirkung) kann nicht gesprochen 
werden. vas hat mehrere Ursachen: zum eiuen die «ich 
überschlagende kritik aus allen Lagern (riehe Teil 3); 
zum anderen die Schwerve.«tändlichkeit des Buches. 
("Wenige mögen überdies das Werk ordentlich relesen 
haben; das Buch ist mit ktecht als äußerst schwierig 
bezeichnet worden" - Schultheiss, 5. 3). Die Haupt- 
schwierigkeit liegt in Stiıners Terminologie. Sie 

ist voller Wortspiele, Andeutungen, boppeldeu- 
tigkeiten etc. 5o kann der Sinn mancher Termini nur 
mühsam aus der Lektüre vieler Seiten (oder des gan- 
zen Buches) erschlossen werden. Manchmal ist aber auch 
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das ganz unmöglich: die wesriffe bleiben «chwankend, 
vieldeutir. Das» ist Metode: stirner ist ein erklärter 
Feind jeder "ideolorie", jedes"Douwas”" - durum ver- 
sucht er, keine ueue "keligion”, keine neue "fixe 
idee" zu iiefern. Viele I-rmini erscheinen ihm durch 
ven allgeweiuen >Sprachgehnrauch verdorben zu sein: er 
ersetzt sie durch weue »esriffe. 50 den begriff 
"„ensch” (fur ihn ein \hsiraktum) durch "Linziger", 
";reiseit" durch "Zizgenheit", "ievoluti.n" (er hat 
dabei „ie Iranzösische kevoluti.u, die einen neuen 
stast, eine neue Form der Lnterdrückung „ur Folge 
aaite, vor Augen) «urch en neuriff "Empörung". ber 
Be-rifi "Eigentum" i:t bei Stirner besonders viel- 
‚eutir. vas wort steht n.a. für "Eigenart", "Eigen- 
heit" ete. Außerder ist ser "einzige" keineswegs 
sıstematisch aucelest. wr gauze zweite Teil ist eine 
wonifizierte „iederholuug des ersten Teils. 


sier soll der Versuch unternowwen werden, „tirners 
„erk „ystem+tisch darzu. teilen. Folgende Einteilung 
Hol sren „atei an: . ver „laut. sie Hierarchie, 
2. »apitaliseus, 3. Iueoloriekritik, 4. Bewußtwerdug 
des Ich, 5. vesintegration. >olidaritüut. Empörung, 
dv. ber verein (alle Zitate nach: sax Stirner,Der Ein- 
»ige und sein Ligentun, -uili,, seclam jun., Leip- 
ZIE :0S8). 
1. Der Staat - Die Hiersrchie 
»ıiraers Veinung vom .. t .ipfelt iu dem satz: Jeder 
start ist eine „espotie, ‚ei nun einer oder viele 
der „esput, oder seien - sie man sich's wohl von 
einer kepublik vorstellt - alle ‚ie Herren, d. h. 
despotiere kiner den iudern (>. 228-229). Und: Ein 
Voir kanu nicht anders, als auf nosten des Linzelnen 
frei sein, denn nicht der Finzelne ist bei dieser 
Freiheit sie Hauptsache, sondern das Volk (5.249). 
‚as man Staat nennt, ji t ein üenebe und Gellecht von 
Antsuzizkeit und Anhanglichk it, es ist eine Zusäam- 
wengehsrigkeit, ein zusanmenhalten, „obei die Zusam- 
„ergeorüneten ich ineinander scnickeua, kurz: 
gee.nseitig voneinander sbhangen: er ist die Ordnung 
vijeser abhangigkeit (>. 259). als nückgrat des 
Staates erkennt >tirnmer Ute dierarchie: san deilt 
witunter «je kenscnhen in zwei klassen, in Gebildete 
und „.ngebildete. bie ersteren be: chäftigen sich, 
soseit sie ihres Nawens »ürlig waren, wit dem Ge- 
sanken, wit dem veiste und forderten, „ei) sie in 
ser ua-hcehristlichen Zeit, deren ırinzip eben ser 
üssornke ist, die serrschenden waren, für :ie von 
ianen anerkannten Gesanken einen unterwürfigen 
tespekt. >taat, kaiser, kirche, wott, -ittlichkeit, 
Ordnung usw. sind solche Ge ar'en «der weist r, 2ie 
wur für den weist sjiui. zin hLiob lebesuiger \esen, 
ein sier, künnert -ich um sie so “enig „ie ein 
ni.cd. „allein ::je üngebilderen sivd wirklich nients 
Is „inder, und wer .ur se wen Lebenshedürfnissen 
1ac.htenzl, ist eleichzeliig ze en jene weister; “ei 
ra er auch scimach en «„leselben j:t, so unt:ır- 
tieet er ihrer macht, und wird beherrscht von - 
Gedanken. »ies ist der »iun der uierarchie. KHicrar- 
chie i:t wesankeuherrsenaft, uerrschaft ges Gei- 
-stes! „lerarchisch siu‘ sir is “uf Jen heutigen Taz, 
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terdrückt von denen, die sich auf Gedanken stützen 
15. 89-90). Nochmals betont Stirner, daß Macht in er- 
ster Linie Herrschaft über Gedanken bedeutet: Staat, 
Religion, Gewissen, diese Zwingherren, machen Mich 
zum Sklaven, und ihre Freiheit ist Meine Sklaverei. 
Daß sie dabei notwendig dem Grundsatze "der Zweck 
heiligt die Mittel" folgen, versteht sich von selbst. 
Ist das Staatswohl Zweck, so ist der Krieg ein ge- 
heiligtes Mittel; ist die Gerechtigkeit Staatezweck, 
so ist der Totschlag ein geheiligtes Mittel und heißt 
mit seinem heiligen Namen: "Hinrichtung" er der ö 
heilige Staat heiligt Alles, was ihm frommt. (S. 127-28) 


wer durch geistige Mittel herrscht, muß seine Unter- 
tanen "erziehen": Ein Staat ist vorhanden auch ohne 
mein Zutuns Ich werde in ilım geboren, erzogen, auf 

ihn verpflichtet und muß ihm "huldigen". Er nimmt 

mich auf in seine "Huld" und ich lebe von seiner "Gnade". 
So begründet das selbständige Bestehen des Staates 
meine Unselbständigkeit, seine "Naturwüchsigkeit", 

sein Organismus, fordert, daß meine Natur nicht frei 
wachse, sondern fir ihn zugeschnitten werde. Damit 

er naturwüchsig sich entfalten könne, legt er an Mich 
die Schere der "Kultur"; er gibt mir eine ihm, nicht 
mir, angemessene Erziehung und Bildung, und lehrt Mich 
z.B. die Gesetze respektieren, der Verletzung des 
Staatseigentums (Privateigentums) Mich enthalten, eine 
Hoheit, göttliche und irdische, verehren usw., kurz 

er lehrt Mich unsträflich sein, indem Ich meine Eigen- 
heit der "Heiligkeit" (heilig ist alles Mögliche, z.B. 
Eigentum, Leben des Andern usw.) "opfere". Darin be- 
steht die Art der Kultur und Bildung, welche Mir der 
Staat zu geben vermag: er erzieht Mich zu einem '"brauch- 
baren Werkseug", einem "brauchbaren Gliede der Gesell- 
schaft". Das muß jeder Staat tun, der "Volksstaat” so 
gut wie der abbolute oder konstitutionelle (S.260-261). 
Und: Wer hätte es niemals, bewußter oder unbewußter, ge- 
merkt, daß unsere ganze Erziehung darauf ausgeht, Ge- 
fühle in Uns zu erzeugen, d.h. sie Uns einzugeben, statt 
die Erzeugung derselben Uns zu überlassen, wie sie auch 
ausfallen mögen (...) So mit eingegebenen Gefühlen voll- 
gestopft, erscheinen Wir vor den Schranken der "Mündig- 
keit" und werden "mündig gesprochen". Unsere Ausrüstung 
besteht aus "erhebenden Gefühlen, erhabenen Gedanken, 
begeisternden Grundsätzen, ewigen Prinzipien" usw. 
Mündig sind die Jungen dann, wenn sie zwitschern wie 
die Alten; «man hetzt sie durch die Schule, damit sie die 
alte Leier lernen, und haben sie diese inne, so erklärt 
man sie für mündig (S.80). Und die Bevölkerung ist 
"mündig": Das Volk ist ganz toll darauf, gegen Alles 
die Polizei zu hetzen, was ihm unsittlich, oft nur un- 
anständig zu sein scheint, und diese Volkswut für 

das Sittliche beschützt mehr das Polizeiinstitut, als 
die Regierung es nur irgend schützen könnte (S. 281). 
Und: Das Bürgertum bekennt sich zu:einer Moral, welche 
aufs engste mit seinem Wesen zusammenhängt. Ihre erste 
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Forderung geht darauf hin, daß man ein solides Geschäft, 
ein ehriiches Gewerbe betreibe, einen moralischen Wandel 
führe. Unsittiich ist ihm der Industrieritter, die Buh- 
lerin, der Dieb, Räuber und Mörder, der Spieler, der 
vermögenslose Mann ohne Anstellung, der Leichtsinnige. 
Die Stimmung gegen diese "Unmoralischen" bezeichnet 

der wackere Bürger als seine "tiefste Entrüstung”. (...) 
Man könnte alle, welche dem Bürger verdächtig, feind- 
ich und geführlich erscheinen, unter dem Namen 
"Vagabunden" zusammenfassen; ihm mißfällt jede vaga- 
bundierende Lebensart. Denn es gibt auch geistige Vaga- 
bunden, denen der angestammte Wohnsitz ihrer Väter zu 
erg und drückend vorkommt, als daß sie ferner mit den 
beschrüunkter Raume sich begnügen möchten: statt sich in 
Schranken einer gemäsigten Denkungsart zu halten und für 
unantastbare Wahrheiten zu nenmen, was Tausenden Trost 
und Beruhigung gewahrt, überspringen sie alle Grenzen 
des Althergebrachten und extraver;ieren mit-ihrer fre- 
chen Kritik und ungezähnten Zweifelsucht, diese extra- 
vaganten Vagabunden. Sie bilden die Klasse der Unstäten, 
Rukelosen, Veränderliichen, d.h. der Proletarier, und 
heißen, wenn sie ihr unseßhaftes Wesen laut werden 
lassen, "unrunige Köpfe". Solch weiten Sinn hat das so- 
genannte Proletariat oder der Pauperismus ($.134-135). 
Auf diese "Vagabunden" und "Proletarier" setzt Stirner 
seine Hoffnung. 


2. Kapitalismus 


Auch hier wollen wir mit Stjirners abschließender 
Fest<tellung beginnen: Das Eigentum, wie die bür- 
gerlichen Liberalen es verstehen, verdient die An- 
griffe der hkomnunisten und Proudhons: es ist un- 
haltbar... (5. 290). 


Stirners These, daß Privateigentum Staatseigentum 
sei, erläutert er folgendermaßen: Las trivateigen- 
tum lebt von der Gnade des kechts. Nur im Rechte 
hat es seine Gewähr - Besitz ist ja noch nicht 
Figentum, er wird erst "das Meinige" durch Zustim- 
mung des Hechts-; es ist keine Tatsache, nicht 

un fait, wie troudhon meint, sondern eine Fiktion, 
ein Gedanke (S. 293). Über das Eigentum entschei- 
det nur die Gewalt, und da der Staat, gleichviel 

vb Stat der Bürger oder der Lumpen oder der Men- 
schen schlechthin, der allein Gewaltige ist, so ist 
er allein Eigentümer; Ich, der Einzige, habe nichts, 
und werde nur belehnt, bin Lehnsmann und als sol- 
cher Vienstmann. Unter der Herrschaft des Staates 
giebt es kein Eigentum Meiner (S. 294). Und: Durch 
Eigentum, womit er (ber Staat) die Einzelnen be- 
lohnt, kirrt er sie; es bleibt aber sein Eigentum, 
und jeder hat nur so lange den Nießhrauch daran, 
als er das "ich" des Staates in sich trägt, oder 
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ein "loyales Glied der Gesellschaft" ist; im 
Gegenfalle wird das Eigentum konfisziert oder durch 
peinliche Prozesse zu Wasser gemacht. Das Eigentum 
ist und bleibt sonach Sta-tseigentum, nicht Figentum 
des Ich's. (S. 296) Etwas modifiziert: Der Bürger 
ist, was er ist, durch den Staatsschutz, durch die 
Gnade des Staatr. Er müßte fürchten, Alles zu ver- 
lieren, wenn die Macht des Staates gebrochen würde. 
Wie ist's aber mit dem, der nichts zu verlieren 
hat, wie mit dem Proletarier? Da er nichts zu ver- 
lieren hat, braucht er für sein "Nichts" den 
Staatsschutz nicht. Er kann im Gegenteil gewinnen, 
wenn jener Staatsschutz den Schützlingen entzogen 
wird. Darum wird der Nichtbesitzende den Staat 
als Schutzmacht des Besitzenden ansehen, die diesen 
privilegiert, ihn dagegen nur - aussaugt (...). 
Unter dem Regime des Bürgertums fallen die Arbei- 
tenden stets den Besitzenden, d.h. denen, welche 
irgendein Stantsgut (und alles Besitzbare ist 
Staatsgut, gehört dem Staste und ist nur Lehen 
der Einzelnen) zu ihrer Verfügung haben, besonders 
Geld oder Gut; also den Kapitalisten in die Hände, 
Es kann der Arbeiter seine Arbeit nicht verwerten 
uach dem Maße des Wertes, welchen sie für den Ge- 
nießenden hat (. .). Der Staat bezahlt gut, damit 
seine "guten Bürger”,die Besitzenden, ohne Gefahr 
schlecht bezahlen können; er sichert sich seine 
Diener, aus welchen er für die "guten Bürger" eine 
Schutzmacht, eine "Polizei" (zur Folizei gehören 
Soldaten, Beamte aller Art, .B. der Justiz, Er- 
ziehung usw., kurz: die ganze "Sta’tsmaschine") 
bildet, durch gute Bezahlung, und die "guten Bür ger" 
entrichten gern hohe Abgaben an ihn, um desto nie- 
drigere ihren Arbeitern zu leisten (5.136-137). 
Stirners Folgerung: Der Pauperismus ist die Wert- 
losigkeit Meiner, die Erscheinung, daß Ich Mich 
nicht verwerten kann. Deshalb ist Start und Pauperis- 
mus Ein und dasselbe (...). Nur dann kann der 
Pauperismus gehoben werden, wenn Ich als Ich Mich 
verwerte, wenn Ich .Mir selber Wert gebe, und mei- 
nen Preis selber mache; Ich muß Mich empören, um 
empor zu kommen. (S. 296-297). 


3. Ideologiekritik 


Im Idealismus sieht Stirner den Hauptfeind des "Ein- 
zigen". Der Idealismus hindert da«- "Ich" an der Be- 
wußtwerdung: Die Macht der Gedanken und Ideen, die 
Herrschaft der Theorien und Prinzipien, die Ober- 
herrlichkeit des Geistes, kurz die - Hierarchie 
währt so lange, als die Pfaffen, d. h. Theologen, 
Philosophen, Staatsmänner, Philister, Liberale, 
Schulmeister, Bedienten, Eltern, kinder, Eheleute, 
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Proudhon, George Sand, Bluntschli usw., usw. das 
grosse Wort führen, die Hierarchie wird dauern, - 
so lange man an Prinzipien glaubt, denkt, oder 

auch sie kritisiert: denn selbst die unerbittlichste 
kritik, die alle geltenden Frinzipien untergräbt, 
glaubt schließlich doch an das Prinzip (.. j 

Aber ich unterscheide zwischen dienstbarer und eige- 
ner Kritik. Kritisiere Ich ufter Voraussetzung 

eines höchsten Wesens, so dient meine Kritik dem 
Wesen und wird um seinetwillen geführt: bin Ich 

z.B. bessen von dem Glauben an einen "freien Staat", 
so kritisiere Ich alles dahin Einschlagende von dem 
Gesichtspunkte aus, ob es diesem Staute kouveniert, 
denn Ich liebe diesen Stant (...) Unbefangen setzt 
der Kritiker, indem er sich an die Arbeit macht, 

die "Wahrheit" voraus, und in dem Glauben, daß 

sie zu finden sei, sucht er die Wahrheit.(...) 
Voraussetzen heißt nichts anderes, als einen Gedan- 
ken voranstellen, oder etwas vor allem Andern denken 
und von diesem Gedachten aus das Übrige denken, d.h. 
es daran messen und kritisieren. (...) Das Denken 
aber als Vorausgesetztes, ist ein fixer Gedanke, 

ein Dogma: Denken und kritik können also nur von 
einem Dogma ausgehen, d.h. von einem Gedanken, einer 
fixen Idee, einer Voraussetzung. (...) Anders ver- 
hält es sich, wenn das Deinige nicht zu einem Für- 
sichseienden gemacht, nicht personifiziert, nicht 
als ein eigener "Geist" verselbständigt wird. Dein 
Denken hat nicht "das Denken" zur Voraussetzung, 
sondern Dich. Aber so setzest Du Dich doch voraus? 
Ja, aber nicht Mir, sondern meinem Denken. Vo; 
meinem Denken bin - Ich. baraus Tolct, dab meinem 
Denken nicht ein Gedanke vorhergeht, oder daß mein 
Jenken ohne eine "Voraussetzung" ist, Denn die Vor- 
aussetzung, welche ich für mein Denken bin, ist kei- 
ne vom Denken gemachte, keine gedachte, sondern ist 
das gesetzte Denken selbst, ist der Eigner des 
Denkens, und beweist nur, daß das Denken nichts 
weiter ist, als Eigentum, d. h. daß ein selbstän- 
diges Denken, ein "denkender Geist" gar nicht 
existiert. Diese Umkehrung der gewöhnlichen Be- 
trachtungsweise könnte einem leeren Spiel mit 
Abstraktionen so ähnlich sehen, daß selb:t die- 
jenigen, gegen welche sie gerichtet ist, ihrer 
harmlosen Wendung sich ergäben, «wenn nicht prakti 
sche Folgen sich daran knüpften. Um diese in einen 
bündigen Ausdruck zu bringen, so wird nun behauptet 
daß nicht "der Mensch" das Maß von Allem, sondern 
das "Ich" dieses Maß sei. (S. 409-412). (zur Er- 
läuterung: daß nicht ein Abstraktum "der Mensch" 

das " sei, sondern der reale Mensch "Ich" oder 
"Du®, 
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Wir sollen zwar Geist haben, aber der Geist soll 

Uns nicht haben. Scheint das Letztere eines rech- 

ten Sinnes zu ermangeln, so denke man z.B. daran, 

daß bei so Manchem ein Gedanke zur "Maxime" wird, 
wodurch Er selbst in dessen Gefangenschaft gerät, 

so daß nicht Er die Maxime, sondern diese vielmehr 

Ihn hat. (S. 77) Ob ein armer Narr des Tollhauses 

von dem Wahne besessen ist, er sei Gott der Vater, 
Kaiser von Japan, der heilige Geist usw., oder ob 

ein behaglicher Bürger sich einbildet, es sei 

seine Bestimmung, ein guter Christ, ein gläubiger 
Protestant, ein loyaler Bürger, ein tugendhafter 
Mensch usw. zu sein - das ist beides ein und 

äieselbe "fixe Idee". (...) Gleichwie die Scho- 
lastiker nur philosophierten innerhalb des Glaubens 

der Kirche, Papst Benedict XIV dickleibige Bücher 
innerhalb des papistischen Aberglaubens schrieb, 

ohne je diesen Glauben in Zweifel zu ziehen, Schrift- 
steller ganze Polianten über den Staat anfüllen, ohne 
die fixe Idee des Staates selbst in Frage zu stellen, 
unsere Zeitungen von Politik strotzen, weil sie in 

dem Wahne gebannt sind, der Mensch sei dazu geschaf- 
fen, ein Zoon politikon zu werden, 50 wegetieren 

auch Untertanen im Untertanentum, tugendhafte Menschen 
in der Tugend, Liberale im "Menschentum" usw., ohne 
jemals an diese ihre fixen Ideen das schneidende Messer 
der Kritik-zu legen. Unverrückbar, wie der Irrwahn eines 
Tollen, stehen jene Gedanken auf festem Fuße, und wer 
sie bezweifelt, der - greift das "Heilige" an."(S.56). 
Seinen, den entgegengesetzten Standpunkt erläutert. 
Stirner: "Die Wahrheiten sind vor 'Mir so gemein und so 
gleichgültig wie die Dinge, sie reißen Mich nicht hin 
und begeistern mich nicht. Da ist auch mächt eine Wahr- 
heit, nicht.das Recht, nicht die Freihei$, die Mensch- 
lichkeit usw., die vor Mir Bestand hätte, und der ich 
nich unterwürfe. Sie sind Worte, nichts als Worte ... 
(S. 406). Also Gedankenfreiheit existiert, wenn Ich alle 
aöglichen Gedanken haben kann; Eigentum aber werden die 
Gedanken erst dadurch, daß sie nicht zu Herren werden 
können. In der Zeit der Gedankenfreiheit herrschen Ge- 
danken (Ideen); bringe Ich's aber zum Gedankeneigentum, 
so verhalten sie sich als meine Kreaturen"(S. 401). 

Die Gefahren des Idealismus schildert Stirner 80: 

"Mir gehört die Welt. Sagt Ihr etwas anderes mit dem 
antgegengesetzten Satze: "Allen gehört die Welt?" 

Alle sind Ich und wieder "Ich" usw. Aber Ihr macht 

aus den "Allen" einen Spuk, und macht ihn heilig, 

so daß dann die "Alle" zum fürchterlichen Herrn 

des Einzelnen werden. Auf ihre Seite stellt sich 

dann das Gespenst des "Rechtes". (S. 292). Wer aber 
voll heiliger (religiöser, sittlicher, humaner) 

Liebe ist, der liebt nur den Spuk, den "wahren Men- 
schen", und verfolgt mit dumpfer Unbarmherzigkeit 

den Einzelnen, den wirklichen Menschen, unter dem 
phlegmatischen Rechtstitel des Verfahrens gegen den 
"Untermenschen". (S. 337). 
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Stirners Kritik an den politischen Bewegungen (Ideo- 
logien) seiner Zeit, ist im wesentlichen ebenfalls 
Idealismus-Kritik: Und wie die Religion, so wollte 
auch die Politik den Menschen "erziehen", ihn zur 
Verwirklichung seines "Wesens", seiner "Bestimmung" 
bringen, etwas aus ihm machen, nämlich einen "wahren 
Menschen", die eine in der Form des "wahren Gläu- 
bigen", die andere in der des "wahren Bürgers oder 
Untertanen". (...) Unter Religion und Politik be- 
findet sich der Mensch auf dem Standpunkt des 
Sollens: er soll dies und das werden, soll so und 

so sein. (...) Allerdings läßt sich gegen ein 
Zusammentreten kein Einwand aufbringen; umso mehr 
‚aber muß man jeder Erneuerung der alten Fürsorge, 
der Heranbildung, kurz dem Prinzipe aus Uns etwas 

zu gachen, gleichwohl ob Christen, Untertanen 

oder Preie und Menschen, entgegentreten (S. 282-83). 
Pointierter ist seine Kritik am "Staatssozialismus": 
"Alle Versuche, über das Eigentum vernünftige Ge- 
setze zu geben, liefen vom Busen der Liebe in ein 
wüstes Meer von Bestimmungen aus. Auch den Sozia- 
lismus und Kommunismus kann man hiervon nicht aus- 
nehmen. Es soll jeder mit hinreichenden Mitteln 
versorgt werden, wobei wenig darauf ankommt, ob 

men soziaiistisch sie noch in einem persönlichen 
Eigentum findet, oder kommunistisch aus der Güter- 
gemeinschaft schöpft. Der Sinn der Einzelnen bleibt 
dabei derselbe, er bleibt Abhängigkeitssinn. Die 
verteilende Billigkeitsbehörde läßt Mir nur zukon- 
men, was ihr der Billigkeitssinn, ihre liebevolle Sor- 
ge für alle vorschreibt. Für Mich, den Einzeä“nen, liegt 
ein nicht minderer Anstoß in dem Gesamtvermögen, als 
in dem der anderen; weder jenes ist das Meinige, 
noch dieses: ob das Vermögen der Gesamtheit gehört, 
die Mir davon einen Teil zufließen läßt, oder ein- 
zelnen Besitzern, ist für Mich derselbe Zwang, da 
Ich über keins won beiden bestimmen kann. Im Gegen- 
teil, der Kommunismus drückt Mich durch Aufhebung 
alles persönlichen Eigentums nur noch mehr in die 
Abhängigkeit von einem Andern, nämlich von der 
Allgemeinheit oder Gesamtheit, zurück, und so laut 
er auch immer den "Staat" angreife, was er beab- 
sichtigt, ist selber wieder ein Staat, ein status, 
ein meine freie Bewegung hemmender Zustand, eine 
Oberherrlichkeit über Mich. Gegen den Druck, welchen 
Ich von den einzelnen Eigentümern erfahre, lehnt 
sich der Kommunismus mit Recht auf; aber grauenvoller 
noch ist die Gewalt, die er der Gesantheit ein- 
händigt (S. 300-301). Der Kommunismus macht den 
Grundsatz des Bürgertums, daß Jeder ein Inhaber 
("Eigentümer") sei, zu einer unumstößlichen Wahr- 
heit, zu einer Wirklichkeit, indem nun die Sorge 

ums Erlangen aufhört und jeder von Haus aus hat, 

was er braucht (S. 318). Daß der Kommunist in Dir 
den Menschen, den Bruder erblickt, das ist nur die 
sonntägliche Seite des Kommunismus. Nach der wer- 
keltägigen nimmt er Dich keineswegs als Menschen, e 
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sondern als menschlichen Arbeiter oder 
arbeitenden Menschen (5. 144-45). 


Zur Parteienfrage: Eine Partei kann, welcher Art 
‘je auch sei, niemals ein Glaubensbekenntnis ent- 
behren. Denn an das Prinzip der Partei :wüssen ihre 
Angehörigen -!auben, es wuß von ihnen nicht in 
Zweifel gerogen oder in Frage ge:-tellt werden, es 
muß das Gewisse, Unzweifelhafte für das Partei- 
mitglied sein. Das heißt: Man mu einer Partei 

mit Leib und Seele gehören, sonst ist man nicht 
wahrhaft Parteimann, sondern mwehr und minder - 
Egoist. (...) So könnte der Egoist also nie- 

wals Partei ergreifen und einnehmen lassen. Die 
Partei bleibt für ihn allezeit nichts als eine 
Partie: er ist von der lartie, er nimmt Teil. 

(Ss. 276 - 277). "Partei, Partei, ser sollte sie 
nicht “ehmen!" Der kinzelne aber iSt einzig, kein 
Glied der Yartei. ıLr vereinigt sich frei und 

trennt sich wieder frei. Die Partei ist nichts als 
ein >ta t im >ia te, und in diesem kleineren 
Bienenstaute so!l dann ebenso ieder "Friede" herr- 
scuen wie im größeren. Gerade „iejenigen, welche 

am lautesten rufen, Jaß im Starte eine Opposition 
sein müsse, eifern gegen jede Uneinigkeit der Partei. 
Ein Beweis, wie auch sie nur einen - >tant wollen. 
(Ss. 274) >tirners Fazit: Was sdhert Mich die Partei. 
Ich werde doch genug finden, ie sich mit Mir ver- 
einigen, ohne zu meiner Fahne zu schwören. (S.275) 


4, Bewußtwerdung des Ich 


Voraussetzune der sußeren Befreiung d n 
ist seine innere Freiheit, :act Be Dar en 
kaum Jemand entgehen kann, daß lie Gegenvart für 
keine Frage ei en ebrudigen Anteil zeizt, als 
für die "ssciale", <o hat man auf die Ge ellschaft 
besonders sein Auseamerk zu richten. Ja, väre das 
daran zefaßte Iuteresse weniger leidenschaftlich 

und verblendet, «o „ürde -an üher lie Ge: ellschaft 
nicht so sehr die kLinzelnen darn aus den Augen 
verlieren und erkennen, daß eine Ge: ellschaft nicht 
neu werden kann, solange diejenigen, welche sie 
ausmachen und konstituieren, die alten bleiben.(...) 
Darum be:timnt den Uharakter einer Gesellschaft der 
(“harekter der Mitglieder; sie sind die Schöpfer 
terselben (>. 245). was kann ein Uhristgläubiger 
sagen und drucken lassen, das freier wäre von jener 
Christgl ubigkeit, als er selb:t es ist? Wenn Ich 
et#as nicht schreiben kann und darf, so liegt die 
“„achste Schuld vielleicht an Mir. Sowenig dies die 
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Sache zu treffen: scheint, so nahe findet sich denn- 
noch die Anwendung. Ich selbst beschränke Mich. (5.327 
-328). Ich sage: Befreie Dich soweit Du kannst, so 
hast Du das na getan; denn nich jedem ist 

es gegeben, alle Schranken zu durchbrechen oder 
sprechender: Nicht jedem ist das eine Schranke, 

was für den Andern eine ist, Folglich mühe Dich 
nicht an den Schranken Anderer ab; genug, wenn Du 
die Deinigen niederreißt. (...) Wer eine seiner 
Schranken uswirft, der kann Andern Weg und Mittel 
gezeigt haben ; das Umwerfen der Schranken. bleibt 
ihre Sache. (S. 167-168). 


Das Mitte] zur Bewußtheit ist für Stirner die Kritik 
des, Idealismus. an seine Stelle setzt Stirner den 
Egoismus. Den Unterschied beschreibt er so: Wie oft 
wird die Heiligkeit der unveräuße rlichen Menschen- 
rechte den Feinden derselben vorgehalten, und irgend 
eine Freiheit als ein "heiliges Menschenrecht" er- 
wiesen und vordemonstriert. Die das tun, verdienen 
ausgelacht zu we:den, wie's ihnen wirklich geschieht, 
wenn sie nicht eigentlich doch, sei's auch unbewußt, 
den zum Ziele führenden Weg einschlügen. sie ahnen 
es, daß, wenn nur erst die Mehrzahl für jene Frei- 
heit gewonnen ist, sie auch dieselbe wollen und dann 
nebmen wird, was sie haben will. (S.68.). Stirners 
Folgerungen: bie Macht oder respektive Onnmacht 
Meiner ist Meine alleinige Grenze (5. 133). Wer 

die Gewalt hat, der hat - Hecht; habt Ihr jene nicht, 
so habt Ihr auch dieses nicht (>. 225). Also: 

was Du vermagst, ist Dein Vermögen! (S. 309). 

Was ist also mein Eigentum? Nichts als was in 
meiner Gewalt ist! Zu welchem Eigentum bin ich be- 
reohtigt? Zu jedem, zu welchem Ich Mich ermächtige. 
(...) Der Egoismus denkt nicht daran, etwas auf- 
zuopfern, sich etwas zu vergeben; er entscheidet 
einfach: Was ich brauche, muß Ich haben und will 
Ich Mir verschaffen (S. 299-300). Genieße, so bist 
Du zum Genuß berechtigt. Hast Du aber gearbeitet 
und lässest Dir den Genuß entgehen: Wir sind allzu- 
mal Sünder, so stelle Ich ihm den andern entgegen: 
“ir sind allzumal vollkommen! (S. 420). Dem "Gebt 
Gott die Ehre" entspr icht das Moderne: "Gebt dem 
Menschen die Ehr®". Ich aber denke sie für Mich zu 
behalten (S. 188). 
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5. Dasintegration . Seliäsrität . Empörung 


Soll die bestehende Gesellschaftsform verändert 
werden, muß zunächst eine Desintegration des "Ein- 
zelnen" erfolgen: Wohlan, diene Ich keiner Idee, 
so findet sich's von selbst, daß Ich auch keinen 
Menschen mehr diene, sondern - unter allen Um- 
ständen - Mir. (S. 422) Der Staat übt "Gewalt", 
der Einzelne darf dies nicht. Des Staates Betragen 
ist Gewalttätigkeit, und seine Gewalt nennt er 
"Recht", die des Einzelnen "Verbrechen". Verbre- 
chen also, so heißt die Gewalt des Einzelnen, und 
nur durch Verbrechen bricht er die Gewalt des 
Staates, wenn er der Meinung ist, daß der Stant 
nicht über Ihm, sondern Er über dem Staate sei. 
(S. 230). 


Als nächster Schritt folgen solidarische Aktionen 
und Streiks: Nehmenwir an, daß, wie die Ordnung zum 
Wesen des Staates gehört, so auch die Unterordnung 
in geiner Natur gegründet ist, so sehen Wir, daß 
von den Übergeordneten oder Bevorzugten die 
Zurückgesetzien unverhältnismäßig überteuert und 
übervorteilt werden. Doch die Letzteren ermannen 
sich (...) zu der Frage: wodurch it denn euer 
Eigentum sicher, Ihr Bevorzugten? - „nd geben sich 
die Antwort: Dadurch, daß Wir Uns des kingriffes 
enthalten! Mithin durch unserm Schutz! Und was 
gebt Ihr Uns dafür? Fußtritte und Geringschätzung 
ge Ihr dem "gemeinen Volke"; eine polizeiliche 
erwachung und einen Katechismus mit dem Haupt- 
satze: Respektiere, was nicht dein ist, was Andern 
gehört! respektiere die Andern und besonders die 
Öbern! Wir aber erwidern: Wollt Ihr unsern Respekt, 
so kauft ihn für den Uns genehmen Preis. 
Wir plagen Uns zwölf Stunden im Schweiße unseres " 
Angesichts, und Ihr bietet Uns dafür ein mar 
Groschen (...). Ich hin dein Ackerknecht und werde 
Dir deinen Acker fortan'nur für 1 Taler Tagelohn 
bestellen. "Da nelıme Ich einen Anderen". Du fin- 
dest keinen, denn Wir Ackersknedhte tun's nicht 
mehr anders, und wenn einer sich meldet, der weni- 
ger nimut, so hüte er sich vor Uns. (Ss. 315-17). Und 
weiter: kann mn jetzt noch Stat und Volk refor- 
mieren und bessern? "So wenig als den Adel, die 
Geistlichkeit, die Kirche usw., man kann sie auf- 
heben; vernichten, abschaffen, nicht reformieren. 
(s. 273) 


402 


Die Stunde der "Empörung" ist gekommen, Warum wollen 
gewisse Oppositionen nicht gedeihen? Lediglich aus 
dem Grunde, weil sie die Bahn der Sittlichkeit oder 
Gesetzlichkeit nicht verlassen wollen (S. 64). 

Die Gewalt ist eine schöne Sache, und zu vielen 
Dingen nütze; denn "man kommt mit einer Hand voll 
Gewalt weiter, als sit einem Sack voll Recht". Ihr 
sehnt Euch nach der Freiheit? Ihr Toren! Nehmet Ihr 
die Gewalt, so käme die Freiheit von selbst; wer 
.die Gewalt hat, der "steht über dem Gesetze". (S.196) 
Zum Gegensatz von Revolutiom (Stiıner meint die 
bürgerliche Revolution, meint Frankreich) und Em- 
pörung: Bis auf den heutigen Tag ist das Revolu- 
tionsprinzip dabei gehlieben, nur gegen dieses und 
jenes Bestehende anzukämpfen, d.h. reformatorisch 
zu sein, Soviel auch verbessert, so stark auch 

der "besonnene Foıtschritt” eingehalten werden 

mag: immer wird nur ein neuer Herr an die Stelle 
des alten reset t, und der Umsturz ist ein - Auf- 
bau (S. 132). Revolution und Empörung düfen nicht 
für gleichbedeutend angesehen werden. Jene besteht 
in einer Umwälzung der Zustände, des bestehenden 
Zustandes oder status, des Staats oder der Gesell- 
schaft, ist mithin eine politische oder sociale Tat; 
diese hat zwar eine Umwandlung der Zustände zur 
unvermeidlichen Folge, geht aber nicht von ihr, 
sondern von der Unzufriedenheit der Menschen mit 
sich aus, ist nicht eine Schilderhebung, sondern 
eine Erhebung der Einzelnen, ein Emporkomnen, ohne 
Rücksicht auf die Einrichtungen, welche daraus 
entsprießen. Die Revolution zielte auf neue Ein- 
richtungen, die Empörung führt dahin, Urs nicht 
mehr einrichten zu lassen, sondern Uns selbst ein- 
zurichten, und setzt auf "Institutionen" keine 
glänzende Hoffnung. (...) Einrichtungen zu machen, 
ge.bietet die Revolution, sich auf- oder empor- 
zurichten, heischt die Empörung. Welche Verfassung 
zu wählen sei, diese Frage beschäftigte die revo- 
Jutionären Köpfe. (...) Verfassungslos zu werden, 
bestrebt sich der Empörer (S. 370-371). 


Die Arbeiter haben die ungeheurste Macht in den 
Händen, um wenn sie ihrer einmal recht inne 

würden und sie gebrauchten, so widerstände ihnen 
nichts; sie dürften nur die Arbeit einstellen und 

das Gearbeitete als das Ihrige ansehen und genießen. 
Dies ist der Sinn der hie und da auftauchenden 
Arbeiterunruhen. Der Staat beruht auf der - Sklaverei 
der Arbeit. Wird die Arbeit frei, so ist der Staat 
verloren (S. 138). 
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6. Verein 


Was soll nun das Ziel der Empörung sein? Die 
"soziale liepublik"? Vie kepuhlik ist gar nichts 
anderes, als die - absolute “onarchie; denn es 
verschlägt nichts, ob der Monarch Fürst oder Volk 
heiße, da beide eine "“aje:tät" sind (S. 265). 
Das Ziel ist der Verein‘ Es ist ein Unterschied, 
ob durch eine Gesellschaft meine Freiheit Wer 
meine Eigenheit beschränkt wird. Ist nur jenes 
der Fall, so ist sie eine Vereinigung, ein Über- 
einkommen, ein Verein; droht aber der Eigenheit 
Untergang, so ist sie eine Macht für sich, eine 
Macht über Mir, ein von Mir Unerreichbares, das 
lch zwar anstaunen, anbeten, verehren, respektie- 
ren, aber nicht bewältigen und verzehren kanı, ‚und 
zwar deshalb nicht kann, weil ich resigniere. (...) 
in bezug aber auf die Freiheit unterliegen Staat 
und Verein keiner wesentlichen Verschiedenheit. 
ber letztere kann eben so wenig entstehen oder 
bestehen, ohne daß die Freiheit auf allerlei Art 
beschränkt werde, als der Start mit ungemessener 
Freiheit sich verträgt. (. .) Allerdings wird 
der Verein sowohl ein größeres Maß von Freiheit 
darbieten, als auch namentlich d«rum für "eine 
neue Freiheit" gehalten werden dürfen, weil man durch 
ihn allem dem Staats- und Gesellschaftsleben 
eigenen Zwange entgeht; aber der Unfreiheit und 
Unfreiwilligkeit wird er gleichwohl noch gmug 
enthalten. Venn sen Zweck ist eben nicht _ die 
Freiheit, die er im Gegenteil der Eigenheit opfert, 
aber auch nur der Eigenheit (3. 359-360). Als 
Einzigen kannst Du Dich Hlaß im Vereine behaupten, 
weil der Verein nicht Dich be:itzt, sondern Du ihn 
besitzt dcr Dir zumute machst (>. 65). Der Ver- 
ein ist für Dich und durch dich a, «die Ge ell- 
schaft nismt umgekehrt Dich für sich in Anspruch 
und irt auch ohne vich; kurz die Gerellschaft ist, 
"heilig", der Verein bein eigen: Die Ger l1lschaft 
verbraucht Dich, den Verein verbrauchst Du (5.367) 
"Es müßte ja alles ‚runter und drüber gehen, wenn 
jeder tun könnte, was er wollte!” Wer sagt denn, 
aß jeder aller tun kann? Wozu bist Du denn da, 
der du nicht alles dir gefaılen zu lassen brauchst? 
(Ss. 229) Ver letzte und entschiedenste Gegensatz, 
der des Einzigen gern den Linzigen, iet im Grunde 
über das, was Gegmsatz heißt, hinaus, ohne aler 
in die "Einheit" und Linigkeit zurückgemunken zu 
sein. bu hast als Einziger nichts Gemeinsames 
mehr mit den Andern und darum auch nichts Tren- 
uendes oder Feindlithes. (...) Der Gegensatz ver- 
schwindet in der vollkormenen - Ge: cliiedenheit 
oder Einzigkeit (S. 243). Ich will nichts Beson- 
deres vor Anderen haben oder sein, Ich will kein 
Vorrecht gegen sie beanspruchen, aber - Ich messe 
Mich auch nicht an And«rn, und will überhaupt Fein 
Recht :haben. Ich will Alles sein und Alles haben, 
was ich sein und haben kann (S. 64). 
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Zur kooperation im Verein: Als ob nicht immer 
Einer den andern suche: rird, weil er ihn braucht, 
als «b nicht Liner iu den Andern sich fügen muß, 
senn er ihn braucht (5. 161). ks ist daher imirer 
fördersam, daß Wir Uns über :lie menschlichen Ar- 
beiten einigen, (damit sie nicht, wie unter der 
koukurrenz, alle unsere Zeit und Mühe in Anspruch 
nehmen. (S. 313) Lie Konkurrenz aufheben heißt 
nicht soviel als die ' Zunft begünstigen. Der 
unte schied ist dieser: In der Zunft ist das 
Backen usw, Sache der Zünftigen; in der konkur- 
renz Sa:he der belietig Wetteifernden; im Verein 
derer, welche Gebackenes brauchen, also meine, 
deine Sache, weder Sache des zünitigen noch des 
konzessionierten Bäckers, s ndern Sache der Ver- 
einten (s. 321). 


Zur"sozialen Frage": Der Egoismus schlägt einen 
»nderen Weg ein, um den besitzlosen Pöbel auszu- 
satten. kr saut nicht: Warte ab, was Dir die Bil- 
ligkeitsbehörde im Na‘en der Gesautheit - schenken 
wird (. .), sonderan:Greife zu und nimw, was Du 
brauchst! le53) Erst wenn Ich weder von Einzelnen, 
noch von einer Gesamtheit erwarte, »as Ich Mir 
selbst geben kann, eret dann entschlüpfe ich den 
Stricken der - Liebe; erst dann hört der Kbel auf, 
röbel zu sein, wenn er zugreift. Nur die Scheu 

des Zugreifens und die entsprechende Bestrafung 
derselben wacht ihn zum Pöbel. (...) Gelangen die 
Menschen dahin, daß sie den lespekt vor dem Eigen- 
tum verlieren, so värd jeder Eigentum haben, wie 
alle Sklaven freie Menschen werden, sobald sie den 
Herrn als Heırn nicht wehr achten. Vereine werden 
dann auch in dieser Sache die Mittel des Einzelnen 
multiplizieren und sein angefoäatenes Eigentum dä- 
cherstellen. (...) Heißt es soziali$tisch: Die 
Gesellschaft gibt Mir, was ich brauche, - so aagt 
der Egoist: Ich nehme Mir, was ich brauche. (...) 
Alle Pöbelbeglückung: versuche und Schwanenverbrü- 
derungen müssen scheitern, die aus dem Frinzipe 
der Liebe entspringen. Nur aus dem Egoismus kann 
dem Föbel Hilfe werden (5. 301-302). "Einem Jedem 
nach seinem Vermögen!" Wer soll mir nach meinem 
Vermögen geben? Die Gesellschaft? Va müßte Ich 
Mir eine Schötzung gefallen lassen. Vielmehr werde 
ich Mir nach meinem Vermögen nehmen. (S. °11) Von 
Deinem und Eurem Eigentum trete ich nicht scheu 
zurück, sondern sehe es stets als mein Eigent um 
an, woran Ich nichts zu "respektieren" brauche. 
Tuet doch desgleichen mit dem, was Ihr mein Eigen- 
tum nennt! Bei dieser Ansicht werden wir uns am 

1. ichtesten miteinander verstandigen. (S. 289). 
Zum Strafrecht: Dem Verbrechen folgt die Strafe. 
Fällt das Verbrechen, weil das "Heilige" ver- 
<chwindet, so muß nicht minder die Strafe in des- 
sen Fall hineingezogen werden; denn auch sie hat 
nur einem "Heiligen" gegenüber Bedeutung. (S. 280) 
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Stirner warnt: Hat sich ein Verein zur Gesellschaft 
kristallisiert, so hat er aufgehört, eine Vereini- 
gung zu sein; denn Vereinigung ist ein umaufhör- 
liches Sieh-Vereinigen; er ist zu einem Vereinigt- 
sein geworden, zum Stillstand gekommen, zur Fizheit 
ausgeartst, er ist - tot als Verein, ist der Leich- 
nam des Vereins oder der Vereinigung, - d.k. er ist 
- Gesellschaft, Gemeinschaft (8. 358). 


Abschließend sei noch einmal darauf hingewiesen, 
daß Stirner seinen "Binzigen" nicht systematisch 
angelegt hat. "Manches an diesem Versuch, den 'Bin- 
zigen' in ein System zu bringen, ist also Konstruk- 
tion..." 


?etl 3) ZUR KRITIK AN MAX STIRNER folgt in 
der nächsten PARTISAF-Ausgake. 
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MAX STIRNER: Der Einzige und sein Bigentum, 
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MAX STIRNER: Kleinere Schriften, Treptow 1914 
(Beuaufl. angek. von Priedrich Frommann, Bad Cannstatt) 
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H.6. HEIMS: Die Ideologie der ansnymen Gesellschaft, 
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(Werke - Band 3), Berlin (Ost) 1958 


K. LÖWITH: Die Hegelsche Linke, Bad Cannstatt 1962 
A. RUEST: Max Stirner, Berlin, Leipzig 1907 
H. SCHULTHEISS: Stirner, Leipzig 1922 


vs 


"Regiert sein, das heißt unter polizeilicher Über- 
wachung stehen, inspiziert, spioniert, dirigiert, 
mit beretzen überschüttet, reglementiert, einge- 
pfercht, belehrt, bepredigt, eingeschitzt, abge- 
schätzt, zensiert, kommandiert zu werden durch Leus 
te, die weder das kecht noch das "issen noch die 
kraft dazu haben .„.. Megiert sein heißt, bei jeder 
Handlung, bei jedem Geschäft, bei jeder Bewegung 
notiert, registriert, ertalt, taxiert, gestempelt, 
vermessen, bewertet, versteuert, patentiert, lizen- 
siert, autorisiert, befürwortet, ermnhnt, behindert, 
ausgerichtet, reformiert, beet:aft zu werden, Das 
heißt unter dem Vorwand der öffentlichen Nützlich- 
keit und im Namen des Allgemeininteresses ausge- 
nutzt, verwaltet, geyrellt, ausgebeutet, monopoli- 
siert, hintergangen, ausgepreßt, getäuscht, bestoh- 
len zu werden; schließlich bei dem geringen Wider- 
stand, beim ersten Wort der klage unterdrückt,be- 
straft, heruntergemacht, beleidigt, verfolgt, miß- 
handelt zu Loden geschlagen, entwaffnet, geknebelt, 
eingesperrt, füsiliert, beschossen, verurteilt,ver- 
dammt, deportiert, geopfert, verkauft, verraten 
und obendrein verhöhnt, gehänselt, beschimpft und 
entehrt zu werden. Das ist die Kegierung, das ist 
ihre Gerechtigkeit, das ist ihre Moral ... 0 Per- 
sönlichkeit des Menschen! kann es sein, daß Du 
sechzig Jahrhunderte lang in dieser Niedertracht 
versunbren warst?" 

( FROUDUHON,zit. nach Gußrin: 

Anarchismus, Frankfurt 1967, 
Ss. 15) 


LLE MACHT DEN 


Von ihrem ersten Auftreten in der Cromwell'schen 
Armee über die l’ariser Commune, den Petrograder 
Sowjets, hronstadt, bis hin zu Ungarn 1956 und 
dem rariser Mai entstanden die Käte spontan aus 


Oppostion gegen die herr:chenden Machtapparate. 
Die ideologische.‚Tünche dieser represeiven Sy- 
steme war dabei gre1abael Fi. 08 die als bürger- 


lich-liberal in Frankreich 1968 oder als sozia- 
listisch apostrophierte Unterdrückungsmechanis- 
men in Ungarn, stets war es eine Massenbewegung, 
die gegen die Manipulation der Herrschenden re- 
voltierte. Dabei scheint der Politisierungspro- 
zess erst in der Aktion, d.h. während der Be- 
triebsversammlungen, Besetzung von Gebäuden etc., 
durch direkte konfrontation mit der Staatsge- 
walt grössere Teile der Bevölkerung zu ergrei- 
fen. Erst im Lernprozess der Fraxis werden die 
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eigenen Interessen ı 3 wieder erkannt.kon- 
munikation tritt an die Stelle der lsolation,So- 
lidarität ersetzt die sonst herrschende kivali- 
tät. Der klassenkumpfcharakter tritt wieder ins 
Bewusstsein. 


Die einmal so entstandene Politisierung der Massen 
kann in ihrem Anfangsstadium zwar noch durch refor- 
mistische Zugeständnisse des Staates oder durch Ab- 
wiegelung einer einflußreichen Partei (KPF - Pari- 
ser Mai) kanalisiert werden, führt jedoch in fort- 
geschrittenen Stadien zur bewaffneten Auseinander- 
setzung mit dem Gegner (Oktober-kevolution, Spa- 
nischer Bürgerkrieg). Erst dieser dialektische Pro- 
zess schafft die Möglichkeit (die Beibehaltung der 
Rätestrukturen während des Kampfes vorausgesetzt) 
die freie, sozialistische Gesellschaft zu verwirk- 
lichen, 


Aufbau der Räte 


Um allen Mißverständnissen vorzubeugen, muß ge-agt 
werden, daß es ein p ı fektes, nach Schema des 
Parlamentarismus nufgebautes Modell der Selbstver- 
waltung nicht gibt. Ernst Väumig <arte (dnzu am 

4. März 1919 auf dem Parteitag der USD: 


Ein prominenter Farteigenosse... hat mir per- 
sönlich den Vorwurf gema-ht, Aaß ich in meinem 
Eintreten für das Hätesvstem vermissen lasse, 
einen klaren, wohl entworfenen Plan des ganzen 
kätesystems, daß ich kein Oıganisatinnegebäude 
aufrichte. Nach weinem Vafürhalten verkennt man 
da das kätesystem gründlich, denn es ist nicht 
allein das kätesystem ein Mittel, sondern „auch 
Zweck der lievolution, f#.h. das Rätesystem kann 
sich in seinem Ausbau, in seiner Organisations- 
form niemals als ein fix und fertiges Qebiude 
darstellen, es xird vollstandig wechseln mit dem 
Fortschritt, mit der Luütsicklung der kevolution. 
Ich kann wohl ein Parteistatut in Faragrajhen 
ausarbeiten und das darlegen, aber ich kann 
nicht in einer revolution.ren Epoche eine revo- 
lutisnäre Institution, die erst auf dem Mmutter- 
boden der kevolutien wichst, ;lanmaßig "arstel- 
len." 

(k.bLAUMıG: Das kätervstem, 

berlin *919, 5. 5) 


In Anlehnung an historische Modelle, dem Aufbau 
nach modifiziert, iet eine Lbertragunr des Käte- 
systems auch auf hochindustrielle Strukturen denk- 
bar. 
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Arbeitsweise der Räte 


Um Anhäufung von Macht und Privilegien zu verhindern, 
bestand die jederzeitige Abwählbarkeit der Räte bzw. 
einzelner Mitglieder. Oft wurde zusätzlich noch das 
Rotationsprinzip, d.h. einmalige Wählbarkeit für 
einen begrenzten Zeitraum praktiziert. 


Das Verhältnis Räte und Wähler war variabel. Vom 
Februar bis zum Oktober 1917 differierte es bei- 
spielsweise in Rußland, bedingt durch lokale (Größe 
des Betriebes etc.) Gegebenheiten zwischen 1:500 bis 
1:10 000. Bei letzerem Verhältnis ist allerdings 
der Kontakt zur Basis kaum noch vorhanden. 


Es gab keine Gewaltenteilung beim PERBSRUS SM: Ver- 
selbständigung der Institutionen durch Übertragung 
von Verwaltungsfunktionen auf Behörden wurde daher 
unmöglich. Beschlüsse wurden von den Räten gefaßt 
und von ihnen selbst ausgeführt, d.h. durd Annahme 
von Mehrheitsbeschlüssen durch die Wähler selbst 
wurden beispielsweise Betriebsprobleme (Lohnniveau 
etc.), Lokalfragen (Bau von Schulen etc.) sofort 
von der Basis her 'ratifiziert' und verwirklicht. 


Chron ologie der Räte 


Cromwell'sche Armee 3647 
Pariser Co mmune 1871, 10.März bis 20. Mai 
Petrograd 1905 
kußland ab Februar 1917 
Ukraine bis 1920 
Kronstadt bis 1921 
München 1918, 7. April bis 1. Mai 
Turin April 1919 
Spanien 19. Juli 1936 bis Sommer 1937 
Jugoslawien ab 1950 (nur ökonomische Funktion) 
Ungarn 24.0kt.1956 - 17.März 1957 (reduziert 
auf ökonomische Funktion) 
Polen ab 1956 (Posener Aufstand) bis Frühjahr 1958 
(reduziert auf ökonomische Funktion) 
Frankreich Mai 1968 
CSSR ab April 1968 (nur ökonomische Funktion) 


Sr a. dar 
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RATEMODELL 


ZENTRALRAT 


(Oberstes Räteorgan) 
Muß sich zweimal jährlich dem Räte= 


kongress zur Wahl stellen und Rechen= 
schaft ablegen. Kann vom Rätekongress 
Volksbeauftragte für bestimmte Aufgaben 
zugeordnet bekommen. 


RATEKONGRESS 


(Kontrollinstanz für Zentralrat) 


| + een er = 
für Gemeinderäte 

mau BEZIRKS- Vertreter aus Gemeinde B - 

| RATE |räten und Betriebsräten RATE | 


GEMEINDE | GEHENDE GEMEINDE 


EMEI 
RATE || RATE 


(zuständig für Lokalfragen, Wohnungsbau ..) 
Delegierte der Fabriken und Einwohner des 
Kreises oder Gemeinde. Vorausetzung für 
Wahlberechtigung: keine Ausbeutung von 
fremden Arbeitskräften; d.h. stimmberech= 
tigt sind auch freiberuflich Tätige. 


RATE 


setzen sich zusammen aus allen Lohnabhängigen 
des Betriebes, fällen Entscheidungen über 
Produktion, Planung und Sozialfragen. 
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Die Ausemanderselzung 
zwischen Räten und Parfeien 


Vereinfacht kann gesagt werden, daß alle größeren 
seit der Oktoberrevolution aussichtsreichen Ansätze 
zu Hätesystemen im Verlauf ihrer Entwicklung um- 
schlugen in Machtauseinandersetzungen mit den be- 
stehenden kommunistischen Parteiapparaten. Es gilt 
deshalb, zu untersuchen, inwieweit Parteien Räte- 
bewegungen als Vehikel zur konsolidierung ihrer 
Macht benutzt haben und inwieweit auch jede zu- 
künftige Entwicklung zur Selbstorganisation durch 
Parteien zerschlagen werden. 


Rätebewe ung und 
Bolschewik- 


£17 schrieb Lenin in den '"Aprilthesen' über die 
Funktion der Räte:"aus kontrollorganen sollten 
Machtorgane werden, nicht eine parlamentarische 
kepublik sei das Ziel, sondern "eine Republik der 
Sowjets der Arbeiter-, Landarbeiter- und Bauern-,) 
deputierten im ganzen Land von unten mch oben".” 
Er geriet damit in Widerspruch zu der eigenen Partei 
und seinen früheren Äußerungen. Entsprechend der Re- 
volutionstheorie von iarx, daß der Übergang zum 
>ozialismus nie auders von der proletarischen Re- 
gierung durchgeführt werden kann als "vernittels 
despotischer Eingriffe in das Eigeutumerech$ ‚und 

in die bürgerlichen Frodı.ktionsverhältnisse‘ ’, wurde 
die jetzige Auffassung Lenins von seinen Partei- 
freunden mit den üheorien Bakunins verglichen, der 
für eine unmittelbare, lokale Sozialisierung der 
Fabriken eingetreten war. 


In der August/September 19:17 verfaßten Schrift 
"staat und lievolution' verband Lenin die ldee 

des kätemodells mit der Funktion einer neuen büro- 
kratischen Macht. Er schrieb dort: "wenn tatsäch- 
lich alle an der Leitung des Staates teilnehmen, 
kann sich der kapitalismus nicht mehr halten, Regi- 
strierung und kontrolle - das ist das Wichtigste, 
was zum "Ingangsetzen', zum richtigen Funktionieren 
der ersten l’hase der komwunistischen Gesellschaft 
erforderlich ist. Alle Bürger verwandeln sich hier 
in entlohnte Angestellte des Staates, den die be- 
waffneten Arbeiter bilden. Alle Bürger werden An- 
gestellte und Arbeiter eines das gesamte Volk um- 
fassenden Staats-Syndikats. Von dem Augenblick an, 
wo alle Mitglieder der Gesellschaft oder wenigstens 
ihre übergroße Mehrzahl selbst gelernt haben, den 
Staat zu regieren, selbst diese Angelegenheiten 

in ihre Hände genommen haben, von diesem Augenblick 
an beginnt die Notwendigkeit irgendeinen Regierens 
überhaupt zu schrinden, dann wird das Tor- zum Über- 
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sang von der ersten Ihase der kommunistischen üe- 
sellschaft zu der höheren ihase und damit auch 

zum völligen Ahsteıben des „tantes sperraugel weit 
geöffnet stehen".4) Und an anderer Stelle :"Unser 
nächstes Ziel ist es, die gesamte Volkswirtschaft 
nach dem Vorhild der Post zu org«nisieren. „.. Das 
ist der Staat, das ist die ökonomische Grundlsge wie 
wir sie brauchen"d,. Gegen anarchistische "Träumereien" 
und ein Auskownen "ohne jede Unterordnung" wendet Le- 
nin sich dann weiter in seiner 'Staatsphilosophie': 
"wir sind keine Utopisten. wir träumen nicht davon, 
wie man urplötzlich ohne jede Verwaltung, ohne jede 
Unterordnung auskommen könnte; diese anarchistischen 
Träumereien, die “uf einem Verkennen der “ufraben 
der *iktatur des Proletariats beruhen, sind dem Mar- 
xismus wesensfremd, sie dienen in Wirklichkeit nur 
dazu, die sozialistische sevolution auf die Zeit zu 
verschieben, da die Menschen anders geworden sein 
werden. Nein, wir wollen die sozialistische kevolu- 
tion mit den Menschen, wie sie gegenwärtig sind, Wen 
Menschen, die ohne Unterordnung, ohne Kontrolle, She 
'Aufseher und ®uchhalter' nicht zuskomwen werden." 
Und in Anlehnung an die Pariser Commune heißt es an 
anderer >telle, teilweise den oben aufgeführten 
Außerungen widersprechend: "Die völlige und jederzei- 
tige "ählbarkeit und absetzharkeit nusnahmslos «ller 
beamteten Personen, die keduzierung ihrer Wehälter 
auf den gewöhnlichen "Arbeitslohn', diese einfachen 
und 'selbstverstündlichen' demokratischen Maßnah- 
men, in denen sich die Interessen der arbeiter-chaft 
völlig mit denen der Mehrheit der Bauern vereinigen, 
dienen gleichzeitig als Brıcke, die vom Kapitalis- 
mus zum >ozinlismus führt. viese Maßnahmen betref- 
fen die stantlich,rein politirche Umge-taltung der 
Gesellschaft, aber sie bekosmen vollen Sinn und We- 
deutung selhetverstundlich er-t im Zusammenhang mit 
der in Verwirklichung oder Vorbereitung begriffenen 
'Expropriation der Expropriateure',d.h. mit dem \ber - 
gang des kapitalistischen Privateirentum -n den 
Produktionsmitteln in eesellschaftlichesr kigentum" 
Diese anarchistisch anmutenden bedankeng nge Lenins, 
deren geführlichen »iders pruche jedoch schon vielen 
Kritikern vor der Oktoberrevolution bewußt varen, 
schienen in ibren freiheitlich-sozi: Listischen For- 
derungen auf die Situation des lierbstes 1917 abge- 
stimmt zu sein. bie von den bolschewiki zusgegebne 
Parole "Alle Macht den sowjets'! (Haten) förderte 
noch die Tendenz, indem sie den Massen glaubhaft 
suggerierte, dab die Näte tatsuchlich das Macht- 
instrument des "neuen >tantes" sein würden, 

) Lenin. Bd. '24, 5.58 

) kommunistisches “anifert 

) Lenin, B4. 25, 5. 393-507 

) Iba, 

) Ibd, 

) Ibi, 


heftige Agitation der Anarcho-Syndikalisten in dan 

- trieben Petrograds, den Lokomotivfabriken Charkovs 
den Bergwerken des Donetz-Beckens,schaffte das eige 
liche revolutionäre Potential, das in der Mehrzahl 
nicht bolschewistisch organisiert war. Dieses zeigt 
sich besondern auch in der Zusammensetzung der ört- 
lichen Fabrikkommitees, der Sowjets etc. Noch auf d 
3. Sowjetkongreß im Frühjahr 1918 verkündete Lenin: 
"Die anamehistinghen Ideen nehmen jetzt eine leben- 
dige Gestalt an" 5 ber VIlIl. Parteikongreß 1918 
schien der libertär-sozialistischen Tendenz recht z 
geben. Es wurden Beschlüsse gefaßt über die Verge- 
sellschaftung der durch die Arbeiterorganisation ge 
leitete Produktion, über die Abschaffung der Berufs 
funktionäre der Polizei und der Armee, über die Gle 
heit der Lohn- und Gehaltempfänger. 


Als jedoch in immer größerem Umfange in der Praxis 
Entwicklungen eintraten, die der Kontrolle der Part 
entglitten, als die tatsächliche jederzeitige Abset 
zung der bolschewistischen Funktionäre konkret ver- 
langt wurde, besann die Partei sich plötzlich auf 
die staatserhaltenden Passagen aus Lenins 'Staats- 
philosophie'!. Erst jetzt merkten die meisten wenige 
kritischen Anhänger der Bolschewiken, daß die "füh- 
rende Kolle der Partei" in keiner Zeit in Frage 
gestellt worden war. D#e Propagierung des Rätege- 
dankens durch Lenin,und seine Lehre vom höheren,dem 
kratischen Staatswesen, dienten nureinem Zweck: Nac 
vollzogener Hevolution die Machtergreifung in den 
Sowjets durch die Partei zu ermöglichen. Schon am 
28. März 1918 sagte Trotzki in einer Rede: "Arbeit, 
Disziplin und Ordnung werden die Sowjetrepublik ret 
ten", Und Lenin einen Monat später: ""enn wir kein 
Anarchisten sind, müssen wir die Notwendigkeit des 
Staates, d. h. des Zwanges für den Übergang vom ha 
talismus zum >ozialismus anerkennen. Deshalb besteh 
njcht der geringste prinzipielle Widerspruch zuwisch 
dem sowjetischen (d.h. sozialistischen) Demokratism 
und der EnPondppE dAiktatorischer Macht einzelner Pe 
sonen."10) Und: "Mit beiden Händen das Gute aus dem 
Ausland übernehmen: Sowjetmacht und preußische Eise 
- bahnordnung und ameri kanische Volksbildung & ameri- 

kanische Technik und SEBBDIEAEFON der lrusts usw. 
usw.++ = * = Sozialismus."11 

8) Gu&rin, Anarchismus, Fim.., 3. 75. 

9) Arbeiterdemokratie oder Parteidiktatur, Olten,i 
10) Lenin, zit.n.Arbeiterdemokratie,S.49 VS. 
11) Lenin, Bd. 26, S. 37 (Leninskij sbornik) 


EEE EEE Fl RE ee re a a iin un Be 4 En > 1 na sat 
und unter keinerlei aoütrolk stehende "außer 
liche Kommission zum ıampf gegen honterrevolu 
und Sabotage" (Ischeka, i922, umbenannt in Gh 
gann mit ihrer Tätigkeit. Jede aufkeiwende li 
sozialistische oder sozialrevoluti näre hkriti! 
Programm der kr wurde liruiliert. Der X.Part 
1921 bildete den .t: chlu:. dieser Eroche. Leniı 
vor diesem Forum über 'ie üreignicse in hrons! 
"Mit Worten „nie hreineit oder Kkıitik wird man 
nicht hinteiıs Licht führen. «ir brauchen jetz! 
Opposition, Genossen, es ist nicht Jie Zeit d; 
Entweder hier oder dort wit dem vewehr, aber ı 
mit einer Opposition. bas ergibt sich aus er 
tiven Lage, ob es lunen „at oder nicht. Und 
denke, der varteitag ‘ird diese Sehlur folg. ru: 
müssen. br siid die schiuufolgerung ziehen ü..: 
daß es jetzt mit der Upposition zuende sei, ej 
allemal aus sein wul!, Cab „ir jstzt der Vrrosi 
müde sind."12 

Der befehl Irotzkis, einige Taze nach diesen " 
sitionstribunal" Wormbeu auf die krou tädter ie 
tionäre zu serfen, :tellte schon eine ıohe Inı 
lungsstufe im Vergleich zum späteren stolinist 
Teiror dar. 


elbstverwaltung und 
olle der KP wahren: 
spanischen Bürgerkr: 


Maurin, einer der wmitbegrunder der <panischen 

sagte 1924: "Lie euinültige v.michtune des .\n 
mus ist eine schwierige Aufgabe in cinem Lande 
Arbeiterbewegung ein h.lbes Ja,rhundert lanz a 
chistischer  roppayuda ausgesetzt war. aber: wi 
den es schaffen. i2 Jahre s,äter, mit dem u 
des Bürgerkrieges, nahm uiese kam;fansaze an d 
libertären »ozialismus konkrete toruen an. 


Im Februar 1936, nach dem aulsieg der Linken, 

gannen die Am-rcho-vyudikalisten safort, olme 

12) Lenin, Bd. 2, >. te, 200. 
wuerin, Ausrchismus. rf%o.>102, 
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Biluung einer neuen keri:rung abzuwarten, mit der 
Durchsetzung ihrer Vorstellungen. Die politischen Ge- 
fangenen wurden befreit, auf den Dörfern führte man 
unverzuglich :iie Selbstverwaltung ein, die Eisenbahn- 
arbeiter und Maurer verlangten .ie sofortige Arbeiter- 
Fontrolle als ersten schritt zur Sozialisierung. Die 
Autwort auf diese maßnahmen und Forderungen war der 
Putsch unter Führung Fraucos. Am 19. Juli 1936 begann 
ser kampf der Am: rchisten gegen Faschismus und Staats- 
Komnunismus. >chon in den ersten Stunden und Tagen 
dieser ausejnandersetzungen waren Armee, bFolizei und 
Ver»saltung in den liänden des Volkes. Obwohl die anar- 
cho-syndikali=tischen Organisationen C.N.T. und F.A.I. 
fast ausschliellich die dauptfaktoren dieser Maßnahmen 
waren und faktisch allein die Macht besaßen, be- 
guugten sie sich im "Verteidigungsrat" mit fünf von 

15 Sitzen. Ja die spanische kepublik im Kampf gegen 
Frauco keinerlei Unterstützung von den westlichen 
"Demokratien"” bekran, var sie ausschließlich auf die 
“ilitärische Änilfe der Sowjetunion angewiesen. Die 
Bedingungen -aren entsprechend. >tärkung und größere 
kinfluöuahme der spanischen KP und - Verbot der Ent- 
eignung der Fabrikbesitzer. Mit dieser kücksichtnahme 
auf die hohen englischen Kapitalinvestitionen in 
Spanien wollte Stalin den potentiellen Verbündeten 
gezen djitler nicht verärgern. "Trotz dieser ungünsti- 
gen >ituation schlossen ie Anuarcho-Syndikalisten mit 
den Komwunisten und anderen Parteien eine antifa- 
schistische kKinheitsfront. Mit den von Moskau ge- 
lenkten >staatssozialisten hofften sie nach dem Ende 
des Bürgerkrieges fertigzunerden. >elbst als im Mai 
1937 die Arbeiter Barcelonas von stalinisetischen Trupps 
entaalfnet wurden, verzichtetn die Annrcho-Syndi- 
kalisten auf Gegenwehr. Sie wollten keine Spaltung 

im antifaschistischen kam,f. 


* 


heitere AMaßnahı.en der komwunisten, die parteigefähr- 
dende Selbetveıwaltung zu zerschlagen, war die Ver- 
-taatlichung der kriegsiudustrie in kLatalonien am 

11. August 1938 durch die Regi rung Negrin. Die 

durch Initiative der \Munitionsarbeiter entstandenen 
über 400 Metallfabriken mit 80 000 Beschäftigten 

fiel damit in “ie uände der Parteibürokratie. - 

Die von größtenteils aurländischen Kommunisten be- 
herrschte Urganisation gegen Militärspionage (SIM) 
besaß ei. eigenes Tribunal und eigene Gefängnisse: 
neben zahlreichen antifaschiseten „urde auch der kata- 
lanische Justizminister Andreas Nin ihr Upfer. Am Tage 
nach der Ent fernung Nins aus seinem Amt schrieb die 
PRADA am 17. Dezember 1936: "Der Reinigungsprozeß 
gegen die Trotzkisten und Anarcho->yndikalisten hat 
in Spanien begonnen. &r wird mit der gleichen as. 
durchgeführt werden wie in der Sowjetunion. "14 


14) PKARDA, 17. 12.1936 


Die sozialen Veränderungen nach dem 19. Juli 1936 charak- 
terisierten sich durch ihre Mannigfaltigkeit. Es gab kei- 
ne Befehle von oben, alles erfolgte durch direktes Ein- 
greifen der Bauern. Mehr als eine halbe Million Bauern 

in über 450 Dörfern veränderten freiwillig ihre Eigen- 
tumsverhältnisse, ihre Arbeitsweise und das soziale Re- 
gime,. Niemand wurde gezwungen, in die Kollektive einzu- 
treten, Es gab die verschiedensten Formen von Kollektiven: 
von loser Zusammenarbeit selbständiger Bauern bis zur voll- 
kommenen Produktionsgemeinschaft. Vielfach bildeten die 
Nachbarn Arbeitsgruppen von fünf oder zehn Personen, um 
die Feldarbeit gemeinsam zu verrichten. Sie wählten all- 
morgendlich ihren Arbeitsleiter und Delegierten. 


Die Kollektive bildeten Kreis- oder Kantonalverbände. 
Die Kantonalföderation war ein Wirtschaftszentrum, in ' 
das die Produkte des ganzen Kreises gebracht wurden. Alle 
Kantonalföderationen waren in der Regionalföderation zu- 
sammengeschlossen. Es gab einen obersten Wirtschaftsrat 
für die ganze Region, der lediglich die Funktion der Ko- 
ordination innehatte. 


Initiatoren der Kollektivierungen waren die Anarcho-Syn- 
dikalisten. In den meisten Dörfern schlossen sich ihnen 
die Sozialisten an. Der Parteivorstand der Sozialisti- 
schen Arbeiterpartei Spaniens wich jedoch einer klaren 
Stellungnahme zu den Kollektiven aus. Die Kommunisten 
waren am Kollektivierungsprozess nicht beteiligt. ie 
hatten keine Weisungen aus Moskau erhalten. Als später 
die Moskauer Parolen eingetroffen ware, bekämpften sie 
den Kollektivismus. Getreu der Mutterpartei in der UdSSR 
hielten sie sich auch hier an die bewährten Methoden der 
Gewalt. Bei einem von Kommunisten geleiteten Angriff auf 
die Bauernkollektive im Dorfe Mora de Toledo in Mittel- 
spanien wurden 70 Menschen ermordet. Ahnliche Aktionen 
wurden in vielen Teilen Spaniens durchgeführt. Die Kon- 
terrevolution war auf dem Marsch, 


Ein typisches Beispiel für die Entwicklung nach dem 

19. Juli 1936 war die Ortschaft Binefar ( 5 000 Einwoh- 
ner) in Aragonien. Nach dem Sieg der Bevölkerung über 
die reaktionäre Zivilgarde wurden in wochenlangen Dis- 
kussionen mit allen Dorfbewohnern Vorstellungen über 
Formen der Selbstverwaltung erarbeitet. Man kollekti- 
vierte da< gesamte Land von 1 200 Hektar, Es wurde in 
Arbeitsparzellen aufgeteilt. Es bildeten sich sieben 
grössere Arbeitsgruppen. An dez: Spitze jeder Gruppe 
stand ein Delegierter, der nach jeder Ernte neu ge- 
wählt wurde. Die Delegierten trafen sich jeden Abend 
im Kollektivhaus, jeder gab einen Bericht über den 
Verlauf der Arbeit ab. Alles,Was die Arbeit betraf, « 
wurde mit StimmenMehrheit beschlossen und die Produk- 
tion geregelt. Sämtliche Nahrungsmittel wie Mehl, Obst, 
Fleisch, Olivenöl, Gemüse, “ein wurden gratis ausge- 
teilt. Der Friseur, der Arzt brauchten nicht mehr be- 


DIE SELBSTVERWALTUNG IN ARAGONIEN, LEVANTE UND KASTILIEN 
\ 
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zahlt zu werden, ebenfalls die Filmvorführungen, die 
in einer umfunktionierten Kirche stattfanden, 


in der Levante in den Provinzen Murcia, Alicante und 
Valencia errichteten die Landarbeiter durch Selbstor- 
ganisation mehrere Konservenfabriken,ebenfalls Fabri- 
ken für Alkohol und Düngemittel. Eine besondere Han- 
delsabteilung beschäftigte sich mit dem Austausch von 
Produkten der angschlossenen Kollektive, mit dem Ver- 
kauf der eigenen Erzeugnisse an die Kegierung, mit dem 
Einkauf von Maschinen und Ackergeräten, sowie mit dem 
Tausch der Produkte mit den kollektivierten Fabriken 
der Textil-, Metall- und Holzindustrie. Bei diesen Ope- 
rationen wurden die Preise in Übereinstimmung mit den 
Intereseen der Konsumenten festgesetzt. 


DIE SELBSTVERWALTUNG IN BARCELONA 


Das Militär war besiegt, die Polizei neutralisiert 
und durch Arbeiter-Kontroll-Patrouillen ersetzt wor- 
den. Durch &£rrichtung der anti-faschistischen Miliz 
hatten die Arbeiter eine eigene bewaffnete Macht zur 
Verteidigung der Kevolution. 


Die wichtigste Aufgabe war die Versorgung der Millio- 
nenstadt mit Lebensmitteln. Sie wurde von der Gewerk- 
schaft der Nahrungsmittelindustrie übernommen. Vierzehn 
Tage lang lebte man in Barcelona ohne Geld. Die Bevölke- 
rung konnte in öffentlichen Restaurants kostınlos essen. 
Die Gewerkschaft der Lebensmittelindustrie kaufte die 
erforderlichen Lebensmittel ein und bezahlte mit Gut- 
scheinen, die später vom anti-faschistischen Milizkom- 
mitee eingelöst wurden. Laut Beschluß des Milizkommi- 
tees wurden die Streiktage als Arbeitstage bezrhlt. 


Der Wechsel in den Beritzverhältnissen vollzog sich 
ohne Betriebsstockungen. Die hohen Direktorengehälter 
und die unproduktiven Ausgaben für die Zwischenhänd- 
ler wurden abgeschafft. 


Die Kollektivierung der Betriebe war der erste Schritt 
zur Sozialisierung der Wirtschaft.Der zweite Schritt 
bestand in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit säntli- 
cher Betriebe innerhalb der Industriegewerkschaft. Die 
Gwerkschaften verwandelten sich in sozialisierte Indu- 
striekartelle. 


Die Kollektivierung erfasste das Baugewerbe, die Metall- 
industrie, Schlachtereien, Kinos, Friseurgewerbe, Gast- 
stätten. Unrentable Unternehmen wurden geschlossen oder 
mit anderen zusammengelegt. Vie Löhne der niederen Lohn- 
klassen wurden erhöht, die grossen Gehälter gekürzt. 
Unternehmergewinne, Dividenden, Tantieme gab es nicht 
mehr. Überschüsse wurden an die Gewerkschaftskasse ab- 
geführt. Der Staat war an dieser Neuordnung nicht be- 
teiligt. Es war eine wirtschaftliche, industrielle und 
soziale Revolution.Ebenfalls innerhalb weniger Tage wur- 
den die Strassenbahneund das Telephonnetz Barcelonas 
kollektiviert; auch die vorher in Privatbesitz gewese- 
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ne Eisenbahn in Katalonien wurde in Gemeineigentum 
überführt. In all diesen Unternehmen wurde. die wö- 
chentliche Arbeitszeit von meist 60 Stunden sofort 
auf 40 Stunden reduziert. Die Löhne und Gehälter wur- 


den bis zu 100% erhöht. 

Obwohl die Anarcho-Syndikalisten in der überwiegenden 
Mehrheit ware, boten sie der sozialdemokratischen Ge- 
werkschaft in den Verwaltungskommitees Gäeichberechti- 
gung an. Sie wollten keine Diktatur in der Art des 


Bolschewismus, 


%* 
aus: Augstin Souchi, 


‚NACHT ÜBER SPANIEN 


Eine der größten Kollektivleistungen der katala- 
nischen Arbeiter war der vollständige Neuaufbau 
einer kriegsindustrie. Sie wurde aus dem Nichts ge- 
schaffen und beschäftigte zu Ende des Krieges 

80 000 Arbeiter. Sie war vollständig das Werk der 
Arbeiter selbst. 


Die Metallindustrie war in Katalonien bei Ausbruch 
des Krieges nur schwach entwickelt. Das größte Me- 
tallwerk war die Automobilfabrik Hispano-Suiza, die 
1 100 Arbeiter beschäftigt hatte. Bereits in den, 
ersten Tagen nach dem 19. Juli stellte diese Fabrik 
Panzerwagen, Handgranaten, Fahrgestelle für Maschi- 
nengewehre, Krankenwagen usw. für die Front her. 
Diese ersten kriegswagen trugen die Initialien 
C.N.T.-F.A.l., der beiden kampforganisationen, die 
im Kampfe gegen den Faschismus führend waren und 
denen die Metallarbeiter angehörten. 


Im Laufe des Bürgerkrieges wurden in Barcelona und 
Katalonien 40oo Metallfabriken errichtet. Ein großer 
Teil der waffen wurde in diesen Fabriken hergestellt. 
Der bürgerliche katalanische Ministerpräsident 
Tarradellas erklärte im Oktober 1937: "Die katala- 
nische haffen- und Munitionsindustrie hat in 14 Mo- 
naten ihres Bestehens ein Epos an Arbeit und Schöpfer- 
kraft vollbracht. Katalonien muß für alle Zeiten jenen 
Arbeitern dankbar sein, die mit größter Kraftanstren- 
gung_, Begeisterung umd Aufopferung, oft unter Einsatz 


15) A.Souchy: Nacht über Spanien, Darmstadt 0.J.,S.1i1f. 


oft unter kinsatz de« Lebens, gearbeitet haben, um 
unseren Brüdern an der Front zu helfen," 


Die Munitionsarbeiter waren zu 80 Prozent Syndika - 
listen, Während die politischen Parteien ihr Intri- 
genspiel um die Macht fortsetzten, verrichteten ddie 
>yndikalisten konstruktive Arbeit. Diese Arbeit be- 
eann Anfıng August 1936, unter der Leitung des emer- 
gischen lechnikers kugenio Vallejo, eines überzeug- 
ten Anarchosyndikalisten. Die sachverständigen Beob- 
achter des Auslandes waren durch die Leistung der 
Metallarbeiter kataloniens, die die Maschinen zur 
ierstellung von Waffen und Munition selbst herstell- 
ten, in Erst unen gesetzt. Aus dem Ausland wurde 

nur ein geringer Teil von Spezialmaschinen impor- 
tiert, In kurzer Zeit wurden 200 verschiedene hy- 
draulische Pressen bis zum Gewicht von 250 Tonnen, 
215 Drehbänke, 178 Kevolverdrehbänke und hunderte 
von Fräsen, Bohrmaschinen usw. hergestellt. Ein 

Jahr nach Ausbruch des Bürgerkrieges betrug die 
Erzeugung von Projektilen (bis 155 Millimeter)eine 
Million, die von Flugzeugbomben 50 000 und die 


von Patronen und Patronenhülsen mehrere Millionen, 
Allein im letzten bVrittel des Jahres 1937 produzier- 
ten die katalanischen Kollektivfabriken 15 *Millio- 
nen Patronenhulsen, 3,1 Millionen Patronen, eine 
Million Kapseln für Handgranaten und Kiesenmengen 


von Kriegsmaterial aller Art. 


Das Werk der kataMıischen Metallarbeiter war so 
imposant, daß die spanische Regierung unter Minister- 
präsident Negrin am 1'. August 1938 zur Beschlagnahme 
der kollektivisierten Fabriken schritt. Diese mMaßnah- 


me wurde mit der Notwendigkeit begründet, die kriegs- 
industrie unter das Verteidigungsministerium zu stel- 
len. Der wahre Grund lag jedoch in dem Wunsche der 
kommunistischen Ratgeber aus Kußland, diese gewaltige 
Industrie der kommunistischen Kontrolle zu unter- 
stellen. Den Syndikalisten war es darum zu tun, den 
krieg gegen Franco zu gewinnen. Sie wollten keine 
inueren Streitigkeiten inmerhalb der antifaschisti- 
schen Front aufkommen lassen und setzten sich gegen 
die kommunistische Herausforderung nicht zur Wehr. 
Nach der siegreichen Beendigung des hrieges, so mein- 
ten sie, würden sie mit der Handvoll kommunistischer 
Eindringlinge schon fertig werden. 


% 
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Mit der Staatskontrolle über die kollektivisi erten 
haffen- und “unitionsfabriken war dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Arbeiter ein vorläufiges Ende gesetzt. 
Die gewaltige koliektivleistung der katalanischen 
Metallarbeiter bleibt jedoch gina dauerndes Verdienst 
des spanischen >yndikalismus. 


* 


Nachdem die der kommunistischen Partei unhenueme 
Regierung Largo Caballero durch kommunistische In- 
trigen gesturzt warden war, trat der moskauhörige 
Negrin mit seinem Kabinett an deren Stelle, Mit 

ihm wuchs auch der Einfluß der russischen Katgeber. 
Die verheerenden Folgen dieses kinflusses wurden 
schnell sichtbar. Befördert wurde nur, wer das kommu- 
nistische Parteibuch besaß. Hunderte von sozialisti- 
schen, anarchistischen und radikalsoziali: tischen 
Kämpfern wurden ausgeschaltet und zum größten Teil 
umgebracht. vie Folge war eine Demoralisierung der 
republikanischen Truppen. “ine militärische Nieder- 
lage folgte der anderen. Bilbao und Gijöon wurden’von 
Francos Truppen genommen. Die spanische Schwerindustrie 
war uamit für die kepublik verloren. Die Fehlschläge 
und Niederlagen der kommunistischen >Strategen nahmen 
immer größere Ausmaße an. In diesem Stadium war cie 
Abhängigkeit Spaniens von den Waffen der UdsSk schon 
derart groß, daß jeder Bruch mit den kommunisten die 
sofortige Einstellung von Flugzeug- und Kanonenlie- 
ferungen bedeutet hätte. 


Erst in der letzten khase des Bürgerkrieges ent- 
schlossen sich die anarchisten, auch auf die Gefahr 
einer Spaltung der anti faschistischen Front hin, die 
von ihnen zuerst freiwillig an die verschiedenen 
Gruppen verteilte Führung wieder zu übernehmen. Am 
6. März wurde die Bildung einer freiheitlich- 
sozialistischen Verteidigungsjunta verkündet. In der 
gleichen Nacht floh Ministerpräsident Negrin nach 
Frankreich. Doch die Kommunisten wollten das Feld 
nicht-kampflos räumen. Sie zogen die ihnen hörigen 
Truppen von der Front zurück und errichteten in der 
Innenstadt Madrids Baırikaden. Sie schritten damit 
25 Tage vor dem Ende des Bür gerkrieges zu militäri- 
schen Auseinandersetzungen inm rhalb des antifaschi- 
stischen Lagers. Der sieg der Anarcho-Syndikalisten, 
in der Hochburg des spanischen Komsunismus am 

13. Mäız bewies das wahre kräfteverhältnis. bie Ohn- 
macht der bolschewistischen Bürokraten war offen- 
kundig. Diese auseinandersetzung mit der "linken" 
keaktion erschöpfte jedoch die letzten Kräfte des 
Widerstands. Am 30. März zogen die Truppen Francos 
in Madrid ein. Die zweite große sozialrevolution 
des 20. Jahrhunderts war diesesmal von Faschisten 
und Staatssozialisten gemeinsam zerschlagen worden. 
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Beispiel Spanien 


Sämtliche Publikationen über Rätedemokratie haben - bewußt 
oder aus Unkenntnis - die fast zwei Jahre praktizierte 
Selbstverwaltung während des spanischen Bürgerkrieges 
ignoriert (so auch Sebastian Haffner in "konkret" Nr. 14, 
14.11.68). Die Tatsache, daß während des Bürgerkrieges in 
den selbstverwalteten Gebieten, von Lenin als "bürgerlich" 
bezeichnete Freiheiten (Presse, Versammlungs-, Streik- 
recht) ungehindert ausgeübt werden konnten, beweist, daß 
die Phrase von der zentralistischen Führung während einer 
begrenzten revolutionären Übergangszeit, nichts weiter war, 


als ein moralisches Alibi zur Rechtfertigung der bosche- 
wistischen Di tur. Die immer wieder unreflektriert über- 
nommene Berrlindung, "daß die annomale Situation, in der 
sich die pr t sche Revolution im rückständigen Ruß- 
land bet: nicht auf radikal-demokratischem Weg 

in Richt n Sozialismus hätte iiberwunden werden 
können", ht das Zentralproblem: die Rolle der 
Partei. ix muß endlich radikal die Eigenge- 
setzlich her Institution aufzeigen, nämlich 
Verselbe% Verbürokratisierung, Isolation von der 
Basis. radikalste Partei (z.B. KP China) muß 
von.ihr: »r "erzieherisch" von oben auf die für 
unnündij Massen wirken. Es ist unmöglich, Teil- 
strukturer en etc.) aus dem kapitalistischen System 
herauszubrechen, um sie unter sozialistischem Vorzeichen 
für eine freie Gesellschaft einzusetzen. Diese ist nur 


zu verwirkiichen durch radikalen Bruch mit jeglicher 
staatlichen Tradition. Die spanischen Anarchisten haben 
ein Beispiel dafür gegeben. 


P.S. 

In der Diskussion über den Titel dieser Arbeit 
"ALLE MACHT DEN RÄTEN", bei dem wir das 
historische Schlagwort verwendeten, erkannten 
wir, daß sich die Begriffe MACHT und RÄTE wider- 
sprechen: denn Macht ist immer Macht über ..., 
beinhaltet immer Unterdrückung, während Räte 

die Verwirklichung von Selbstorganisation sind 
und damit die Negation jeglicher Macht darstellen. 
Deshalb ersetzen wir das unreflektiert über- 
nommene "Alle Macht den Räten" mit 


alles durch de RATE 
Keime Macht über die RATE 


ES Te Fr 


Ertl, Alle Macht den Räüten?, Ffm.1968 


Brötzmann 
Zur Entwicklung des Beat oder liock haben die deutschen 
Bands bisher keinen nennenswerten Beitrag geleistet, 
sie sind über das Mittelmässige kaum hinausgekommen ; 
erst in letzter Zeit scheint sich das zu ändern, man 
denke an die Tangerine Dream oder Gunter Hampels Rock- 
Gruppe. Anders sieht es im Jazz aus. Hier können auch 
deutsche Musiker international mitreden, vor allem auf 
dem Gebiet des Free Jazz. 


Der Free Jazz jedoch hat nicht nur hierzulande noch 
lange nicht die Anerkennung gefunden, die ihm gebührt. 
Die Gründe dafür sind zahlreich,Besonders auffällig 
aber ist, dass die Ablehnung vor allem Ästhetisch 
begründet wird, Der Free Jazz, so heisst es, sei un- 
verständlich und formlos, eben weil man ihn nicht 

nach den ihm immanenten Gesetzen, sondern nach den 
herkömmlichen Kriterien beurteilt. ber Free Jazz ist 
aber, wie jede Musik, nicht nur ein Ästhetisches Phä- 
nomen, seine Abkehr von der tradierten und grossenteils 
standalisierten musikalischen Schemata ist in erster 
Linie nicht ein bewusst gegen diese gerichteter Protest, 
diese Schemata werden als nicht existent angesehen, 


Free Jazz unterscheidet sich vom "alten" Jazz dadurch, 
dass er keine durchkomponierte Musik ist. Der Musiker 
ist nicht mehr darauf festgelegt, etwas vorher schrift- 
lich genau Fixiertes, mit einem gewissen liahmen zur 
Improvisation, musikalisch umzusetzen; er hat jetzt 
sozusagen freie Hand, um sich selbst auszudrücken, 

sich selbst zu verwirklichen, .Es ist daher auch un- 
sinnig, wenn man, gegen den Free Jazz polemisierend, 
behauptet, "dass eine gesunde (sic!) Weiterentwicklung 
des Jazz nur durch sinnvolle Evolution und nicht durch 
zerstörerische Missachtung sämtlicher Werte erreicht 
werden kann" (Horst Schade in "Publik"). Der Free Jazz 
ist ja gerade, so paradox es klingen mag, die konstruk- 
tive "Missachtung sämtlicher Werte", wie Schade sie 
versteht, und eine sinnvolle Evolution: das Ergebnis 
einer langen Entwicklung, das über kurz oder lang 

so oder ähnlich zu erwarten war. 


Der Musiker, und auch das «pielt eine wesentliche 
Koile bei der \'!lehnung dee Free Jazz, i«t nicht mehr 
vor allem da , was man bicher von ihm erwaıtete: ein 


entertainer, der einen netten Abend vestalten soll, 

um den chaotischen Alltag zu vergessen. Die Hörer 
lehnen Free Jayz ah, veil Aie von ihnen in der Alltags- 
welt vermißte Ordnung, die sie »nderswo, eben auch in 
der Musik, suchen, ja suchen müssen, um :«la- Chaos er- 
tragen zu können, ihnen hier nicht rehoten wird. 1m 
Gegenteil: Sie werden mit aller Jeutlichkeit darauf 
hingewiesen. 
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Der Nörer des Free Jazz muß bereit sein, sich zu 
engagieren: er kann nicht wehr nur passiv, also rezep- 
tiver Hörer, sondern muß aktiv, gewissermaßen (mit)pro- 
duzierender Hörer sein. 


Der Free Jazz bedeutet also nicht nur einen entschei- 
denden Bruch mit der bisherigen Musik, er "hat nicht 
bloß eine Grenze überschritten von Tradiertem zu Neuem: 
Er hebt die Grenze, die Schematisierung überhaupt auf. 
Der Materialbereich des Free Jazz ist die Unendlich- 
keit aller Möglichkeiten" (Manfred Miller). Im Free 
Jazz hat sich, wie gesagt, auch die Koll des Musikers 
radikal gewandelt. Der “Musiker ist nicht mehr bloß Pro- 
duzent, die Arbeitsteilung ist in ihm aufgehoben; Mu- 
siker und Musik fallen in eins. "Wir sind die Musik, 

ie „ir spielen", sagte Albert Ayler. Oder noch deut- 
licher: "Ver Tendenz nach waren die Musiker des alten 
Jazz Arbeiter geworden, “die wie jeder andere an indu- 
strieller Produktion Beteiligte dem unterworfen waren, 
was Marx Jie "Entfremdung' nannte: die Unmöglichkeit, 
in der arbeitsteiligen industriellen Produktion sich 
selbst zu verwirklichen. Wie der Arbeiter oder Ange- 
stellte unterlag der Musiker Gesetzen der Froduktions- 
weise, die nicht er der Produktion, sondern diese ihm 
vorschrieb, ‚ihn immer sehr nur noch als Funktionär, 
nach ihm fr&mden Gesetzen #unktionierendes bean- 
spruchend" (sanfred Miller). 


Und das, diese nicht gelenkte Selbstverwirklichung, 
ist in der Tat ein revolutionärer Akt. Die gesell- 
schaftlich unterdrückte, weil kanalisierte und for- 
zierte Emotionalität wird hier nicht reproduziert, 
sondern zerstört und wieder zur ursprünglichen, auch 
beim dörer, sofern dieser noch nicht in den starren 
Mechanismen verhaftet ist, “amit unfähig, sich daraus 
zu befreien. Dieser kinfluß auf die Psyche des Hörers 
ist ein unerhört wichtiger Beitrag dazu, diese Ge- 
sellschaft zu verandern. 


Einer der radikalsten der Jazzmusiker, die gebrochen 
haben mit der "alten" Musik, ist Peter Brötzmann. Auch 
er stieß wie viele andere zunächst auf schroffe Ab- 
lehnung, auch ihm warf man vor, er spiele #ree Jazz 
nur, weil er nicht "richtig" spielen könne. Jedoch 
Brötzmann hat früher "richtigen" Jazz gespielt. Als 
Zwanzigjähriger begann er aher 1961 mit Iree Jazz zu 
experimentieren. Ein Anstok dazu mag wohl gewesen sein, 
daß er auch als Maler sich betätigt hat: "Ich habe in 
der Malerei gelernt, die Freiheit des Ausdrucks zu ge- 
brauchen und über alk konventionellen Schemata hin- 
wegzugehen. Man sollte keine ilemmungen haben, das Alt- 
hergebrachte einfach umzustoben." 


Seit 1966, seit dem 10. Deutschen Jazzfestival, wo er 
auftrat, wurde Brötzuann auch einem immer zrößer wer- 
!enden Kreis bekannt und setzte sich langsam durch. 
Beim diesjährigen Jazzfestival in Frankfurt gelang ihm 
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der Druchbruch, stieß er plötzlich auf allgemeine An- 
erkennung: Publikum und Kritiker waren voll des Lobes 
über ihn. Doch daß Brötzmann etwa vom Establishment 
gesghluckt und "gezähmt" werde, ist wohl nicht zu 
fürchten. Er scheint dessen Praktiken zu kennen, Und 

er ist einer von denen, die da nicht mehr mitspielen 
wllen, Mit seinem Orchester war er von Joachim Ernst 
Berendt, dem Künstlerischen Leiter der Bezliner Jazz- 
tage, zu den diesjährigen Jazztagen eingeladen worden, 
hatte auch schon einen Vertrag. Nach einem Konzert 

in Mainz erhielt er jedoch eine Absage; begründet 

wurde dies damit, daß die Mitglieder seines Orchesters 
nicht sauber gekleidet seien (und, es war Bestandteil 
des Vertrages, daß die Musiker sauber angezogen seien!). 
Als Kompromiß bot Berendt Brötzmann an, der für saubere 
Kleidung seiner Orchestermitglieder nicht garan- 
tieren kann und wohl auch nicht will, daß er ohne 

sein Orchester, zusammen mit dem Don Cherry Orchester 
in Berlin auftreten könne. Brötzmann aber sagte ab, 

er will sich am gleichzeitig stattfindenden Anti-Festi- 
val beteiligen. 


Brötzmanns Platten, bisher gibt es zwei, erschienen 
beide im Selbstverlag. Die letzte wurde im März dieses 
Jahres in der "Lila Eule" in Bremen aufgenomnen. Ihr 
Titel: Machine Gun. Und der Titel sagt, was die Musik 
ist: "machine gun, automatic gun for fast, continous 
firing" - und das Maschinengewehr trifft, allerdings 
nicht tödlich, sondern belebend! 


Allein, diese Musik in Worte zu fassen, ist unmöglich: 
Ein emotionaler Ausbruch in die Freiheit, der dennoch 
keine Folgerichtigkeit fehlt, Spontaneität nicht um 
der Spontaneität willen, sondern aks nftwendige Anti- 
these zur '):: Organisätion. Machine Gun, das Titel- 

und auch beste Stück der Platte, die daneben noch "Re- 
sponsible" von dem hervorragenden Pianisten Fred van 
Howe und "Music for Han Bennink I" wn Willem Breuker 
enthält, beginnt mit einer Kollektivimprovisation 

der drei Bläser Breuker, Brötzmann und Evan Parker; 
dann, den Titel rhythmisch erläuternd, fallen ein die 
Schlagzeuger Han Bennink und Sven Johannson. Es fol- 
gen, jeder den Titel für sich und in korrespondenz 

mit den anderen Musikern interpretierend, Evan Parker 
mit einer, am grellen Akkord der beiden anderen Bläser 
sich steigernden, anachronistisch scheinenden Impro- 
visation, Fred van Howe mit seinen trickreichen, her- 
vorstürzenden Chorussen auf dem Klavier. 


Eine kurze Pause von diesem akustischen Beschuß bietet 
der Dialog der Bassisten Peter Kowald und Buschi Nie- 
bergall, doch dann setzen die Bläser, anfangs kaum 
merklich, ein und intensivieren das Thema, das Breuker 
. mit einer meisterhaften, verletzenden, d.h. den Hörer 
treffenden und mitreißenden entfesselten Improvisation 
auf der Bassklarinette wie ein seiner Sache mit gutem 
Grund sicherer Marktschreier (in positivem Sinne) über- 
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Und dazu: "Viel wichtiger als die reine Anzahl: von 
Variablen ist die Tatsache, daß solche "Yariahlen 
alle miteinander in Verbindung stehen.” 


Diese relativ neue nissenschaftliche Untersuchumgs- 
methode verspricht, vieles zur Klärung der verschie- 
denen väsisblen Elemente der Großstadtstrukturen bei- 
zutragen."Doch zurück zum buch von J.Jacots. Ich 
möchte knapp ihre Hauptthesen angeben. 


Wie schon erwähnt, führt sie die Verödung unserer 
großen Städte primär auf die Zerstörung großstädti- 
scher Mannigfaltigkeit zurück. Verbunden mit der 
funktionalen lntmischung der einzelnen >tadtbe- 
zirke sind monopoli tische Tenderzen auf dem öko- 
nomischen und gesellschaftlichen Sektor. Als eine 
direkte Folge der Vereinreitigung der Funktionen 
("amputierte bezirke", 5. 10) beschreibt sie zu- r 
nehmende Unsicherheit auf den Straßen und Bürger- 
steigen ‚(ein angel an beiläufiger gegenseitiger 
sozialer kontrolle), und eine Verarmung der städti- 
schen informellen komrunikation (gesellschaftliche 
Segregation). Um kannigfultigkeit herzustellen, 
rückt sie vier notwendige Bedingungen in den Vor- 
dergrund,.'wopei sie alleıdings vers“umt, den Wi- 
derspruch dieser Forderungen zu den eozioökono- 
wischen Bedingungen unserer industrinlisierten 
kapitalistischen Gesellsch»ften aufzuzeigen. Ihre 
vier Forderungen (5. 91-13*) sind: 


1. Gemischte primäre Nut; ungen 

2. Kurze baublocks 

3. Gebäude verschiedenen Alters und 
unterschiedlichen Zustands 

4. Dichtbevölkerte Stsdtviertel, womit aber 
nicht überbelegte wohnungen „emeint sind. 


Als eine Folge der Ideologie des "jedem sein Parzell- 
chen im Grünen" beschreibt sie das Auseinanderfließen 
der Städte, damit ein unverhältnismä.iges Anschrel- 
len des Frivatautoverkehrs, damit eine Vergeudung 

der Steuergelder zum Ausbau der »traßen für den ohne- 
hin privilegierten Teil der Bevölkerung (Leute, die 
sich Autos leisten können), damit eine Beschneidung 
der Verkehrswege für Fußgänger, damit eine Beschnei- 
dung der Möglichkeiten öffentlichen beiläufigen 
städtischen Komnunizierens und darüber hinaus eine 
volkswirtschaftlich unhaltbare Verschwendung von 
Grund und Boden durch große Farkplatzareale in den 
Innenstädten. 


All diese Dinge werden nit vielen Details belegt 
und machen nnch meiner Ansicht das Buch auch für 
an der Problematik unserer Städte interessierte 

Leute mit sozialistischen Intentionen lesenswert. 


Das weitverbreitete kleinbürgerliche Vorurteil, das 'den'! 
Studenten zu einer besonderen Kaste von Sexualathleten 
zählt, ist unbegründet. Das Gemunkel über wüste Sexorgien 
in der scheinbar so unergründlichen studentischen Subkultur, 
das Spekulieren über die Orgasmusschwierigkeiten der Kom- 
mune I sind ein unerschöpfliches Thema für Springers 2ei- 
tungen. aber wurum sollten denn die Studenten, die in ih- 
rer Gesamtheit keineswegs eine gesonderte soziale Klasse 
darstellen und die zumindest bis vor zwei Jahren integraler 
Bestandteil unseres Gesdlschaftssystems waren, andere sexu- 
elle Verhaltensformen leben als das übrige Bürgertum? Der 
durchschnittliche, politisch indifferente Student - und 
dieser repräsentiert leider imier noch die Mehrheit an den 
deutschen Hochschulen - ist nach seiner sozialen “erkunft 
ein Kleinbürger. Diese Tatsache manifertiert sich in der 
“nerkennung bürgerlicher Normensysteme und in der “Anwendung 
bürgerlicher Verhaltensschemata. Die Sublimierungsfunktion” 
unserer bürgerlichen Bildungsinstitutionen trägt ihr Teil 
dazu bei, den im Studienbetrieb eingespannten Jungakadeni- 


ker zum sexuellen Krüppel werden zu lassen. 


Der Hamburger Sexologe Hans Giese stellte zusamıen mit Gun- 
ter Schmidt in einer soziologischen Untersuchung über das 
Liebesleben deutscher Studenten fest, duß Deutschlands Stu- 
denten eineg riesigen Nachholbedarf aufarbeiten müssen, wol- 
len sie dieselben "piinsteren Pfreuden des Pfleisches" ge- 
nießen wie die anderen gleichaltrigen Berufsgruppen (1). 

Das Gerede über sexuelle Freizügigkeit, häufigen Partner» 
wechsel bei den Studenten usw. entlarvt sich somit als ein 
Bestandteil der generellen Studentenverhetzung und entspricht 
keineswegs der “ealität. Dieser ®ericht wird einige Ursichen 
"sexueller Kückständigkeit" bei Studenten untersuchen und 
will über die möglichkeiien zur sexuellen Emanzipation auf- 
klären. 
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Bürgerliche äörzichung ! 


Schon während der ausbildung in den verschiednen Zweigen 
unseres allgemeinbildenden Schulsystemes zeigen sich unter- 
schiede. Sexuuluufklärerische Lichtstrahlen sind bislang 
fast nur in die Volks- und Xeulschule gedrungen. Dort set- 
zen sich einige vernünftige ®ehrer über die stautlichen Lehr- 
plüne und Vorschriften hinweg und unter-ichten auf eigene 
Faust und eigene Veruntwortung Sexuulkunde. Dabei bietet die 
Behandlung von “erhütungsmitteln das wichtigste Kriterium 
für den ürad einer wirklich aufgeklärten Sexzuulaufklärung. 
Hit fünfzehn und sechzehn Jahren verlassen Volks- und Kittel 
schüler die Disziplinierungsunstalten; sie finden Sex in 
Büro, Fabrik und “reizeit «ls selbstverständliche Zutat in 
ihrem Leben vor. Der Oberschüler ist der Institution Schule 
einige Jahre läng r ausgeliefert; die meisten Philologen 
scheien sich vor einer modernen Sexualpädugogik. Wie sexual- 
feindlich diese ınstalt reagiert, dokumentiert Otto Brügge- 
mann mit seiner “aterialsummlung "Sexuelle Konflikte an Gym- 
nasien'". Dus Herumreicuen einer sog. pornographischen Zeich- 
nung kunn ausreichen, einen Schüler von der Schule zu jagen. 
Dann melden ‘deutsche Schulakten:"Zwei Schüler erfaßt beim 
Verteilen unzüchtiger tundzettel; Strafe für den Haupttäter: 
consilium ubeundi (mit Srfolg), beim zweiten androhung der 
Entlassung". ®der: "Ein Schüler fertigte unzüchtige Zeich- 
nugen an- consilium „beundi (befolgt)" (2). Die unbewußten 
Neidgefühle vieler verklemuter Lehrer schlagen um in bru- 
tale aggressionen, mit denen auf die Außerungen jugendli- 
cher Erotik geantwortet wird. 


Ein übriges bewirkt das mittelständische Elternhaus mit der 
dort kultivierten anbetung bürgerlicher Tugenden wie Keusch- 
heit und Zurückhaltung «er “rau. Geschlechtsverkehr hat nur 
in der öhe und nur zum Zwecke der Fortpflanzung statizufin- 
den. Die doppelte Moral erlaubt dem “ann das "Fremdgehen", 
der Fruu uber nicht. „auf keinen Fall darf 5ex Spaß machen. 
Vor und außerhalb der Ehe ist an "Bumnmsen"nicht zu denken, 
wenn dan: nur heimlich im Verborgenen. 


sus der sterilität von Elternhuus und Schule wechselt der 
Gymnasiast in eine neue: die der Universität, die von frau- 
enfeindlichen Ordinarien beherrscht wird. Fulsgh y 
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soll den Geschlechtstrieb in die Bücher. statt in die Bet- 
ten lenken. Wirtinnen verbieten Herren- oder Damenbesuch, 
Wohnheimwände sind hellhörig, die Studentenehe ist ver- 


pönt. 
Symptom 12 Die “rauenfeindlichkeit der "Lehrenden' 


als ein Beispiel für die Frauenfeindlichkeit deutscher Hoch- 
schullehrer sei der'Lehrkörper' der Hamburger Universität 
mit Hilfe des Vorlesungsverzeichnisses für das Wintersemes- 
ter 1966/69 auf Frauen hin 'abgeklopft': 


Der gesamte “ehrkörper besteht aus Y9o Männern und 65 Frau- 
ei (rund 6 Prozent). In dieser Zahl sind 4 weibliche Pri- 
vatdozenten gegenüber 160 männ lichen, 33 weibliche abtei- 
lungsvorsteher gegenüber 170 männlichen, 3 weibliche Lehr- 
beauftragte gegenüber 94 männlichen und 9 weibliche Lekto- 
ren gegenüber 24 männlichen, also die unteren Chargen der 
akademischen Stufenleiter, die Nichtprofessoren, enthalten. 
In den oberen Rängen sieht es noch männlicher aus: 16 Frau- 
en verteidiegn den Professorentitel gegen 550 Männer. Nur 
4 (in Worten vier) Frauen ist es gelungen, in die Ordinarien- 
zunft vorzustoßen. Sie verteilen sich auf die medizinische, 
philosophische und mathematisch-naturwissenschaftliche Fa- 
kultät, sie müssen sich mit 230 Ordentlichen Professoren 
messen. 


Juristen und ®etriebs- und Soziulwissenschaftler lernen 

im unosexuellen Raum, die Theologen wenigstem bei einer 
"außerordentlichen'. Es ist völlig unerfindlich, warum un- 
ter Eppendorfs rund 200 professoralen Arzten nur 4 Frauen 
Diagnosen und “ezepte erstellen! - Das Pädagogische Insti- , 
tut bietet ein etwas ausgewogeneres ?ild: Bei den Studien- 
leitern haben die Frauen wenigstens die Drittelparität er«- 
reicht (11:22), bei den Dozenten steht das Verhältnis 3:9, 
unter den Professoren des Institutes findek sich allerdings 
wiederum keine Frau. 


Ähnliche 'Zustände' herrschen in Kiel: Unter den 450 Lehren- 
den sind 14 Frauen tätig, von denen nur 6 den Professoren- 
titel tragen. öwei Frauen steht ein Phalanx von von 170 
hännern als Ordinarien gegenüber! - 

Wie diese Zahlen belegen, haben sich die Verhältnisse in den 
vergangenen zehn Jahren seit 1958 nicht gewandelt, als der 
deutsche akademikerinnenbund feststellie, daß nur etwas 

mehr als drei Prozent - insgesamt 195 Frauen - der Dozenten 
in der BRD an 17 Universitäten und 8 Technischen Hochschulen 
Frauen waren. In diesen zehn Jahren sind "die Frauen! eben 
nichtäintelligenter, fleiäiger, begabter und fähiger für wis- 
senschaftliche Berufe geworden! Der "angeborene Schwachsinn 
des Weibes"' läßt sich eben auch durch St. Honnef, den Schutz- 


Me a Zn Sein nn 58 ® 2 a Bla auf Au ne Kan Hard En 2 Ze ee ze 


hand 


“ patron.armer, auf Stipendien angewiesener Studenten,nicht beseiti— 
gen!l In Wirklichkeit hindern nur irrationale Motive die Studentin- 
nen um sozialen aufstieg: Professoren hegen Vorurteile gegen weib- 
liche Studenten und Assistenten, wie Hans Angers Sammlung frauenab- 
lehnender Professorenäußerungen dokumentiert (3). In der Hochschul- 
hierarchie dominiert der Patriarch, der Vater. In ihr haben Frauen 
als gleichberechtigte Mitarbeiter nichts verloren - wie ja auch 
nichts in der Hierarchie der katholischen Kirche. Mittels Vorurtei- 
le, Examina, Intrigen und “epressionen reproduzieren Gesellschaft 
und Universität ihre (männlichen) Repräsentanten und verweisen die 
Frauen zurück an Kochtopf, Kinderbett und Staubsauger oder lassen 
sie erst gar nicht dahinter hervorkommen (4). Das Vorurteil verdich- 
tet sich dann in das handliche Gegensatzpaar, in das alle Studentin- 
nen eingefügt werden: auf der Uni gäbe es zwei Typen von Studentin- 
nen, das geschlechtslose arbeitstier und das arbeitslose Geschlechts- 
tier (das g.A. und das a.G.). Die Vokabel Tier in diesen Woßspiel 
kann nur auf dem Boden einer jahrhundertelangen Unterdrückung der 
Frau wachsen. 


Symptom 2: Neurosen bei den "Lernenden' 


Das frustrierende leben der Gegenseite, der "Lernenden'!, haben Hu- 
bert Bacia und Reiner Geulen am Beispiel.der Berliner Universität 
beschrieben: 


"Die vom ASta der Freien Universität finanzierte "Psychotherapeutische 
Beratungsstelle" hat im Wintersemester 1964/65 und im Sommersemester 
1965, also in dem ersten beiden Semestern seit ihrer Gründung, ins- 
gesamt 170 Ratsuchende gesehen. Davon litten 143 an einer Neurose, 
die oft ein vielfältiges Erscheinungsbild bot. Fast immer waren Kon- 
takt- und “nnäherungsschwierigkeiten zum anderen Geschlecht vor- 
handen; ähnlich häufig waren Depressionen und Selbstmordgedanken; 
öfters wurde von Suicidversuchen berichtet. Konzentrations- und ar- 
beitsstörungen waren sehr häufig und bedeuteten fast immer eine völ- 
lige Hemnung der Fähigkeit zum Studium. So konnten angst und Wider- 
stände, auch Tagträumereien die Betroffenen von mehreren oder allen 
Vorlesungen abhalten; es war ihnen unmöglich geworden, mehr als nur 
einige Zeilen eines Buches zu lesen, Klausuren wurden verschoben, 
Prüfungen unter panischer Angst gemieden, schließlich wurde dus Stu- 
dium faktisch aufgegeben. Dabei ist wichtig, daß durchweg «lle Er- 
krankten ein Intelligenzniveau aufwiesen, das mindestens dem Durch- 
schnitt der Studierenden entsprach, sehr oft aber darüber lag. 

Zu den Symptomen einer neurotischen Erkrankung gehörten natürlich 
auch spezifisch sexuelle Probleme wie Impotenz, Frigidität bis hin 
zu körperlichem Ekel vor dem Geschlechtsverkehr. Viele der Zeichen 
einer neurotischep Krankheit steigerte sich vor den “rüfungen und 
stellten für die Betroffenen eine zusätzliche, Schwere Belastung 
der Prüfsituakion dar." 
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"Es gibt innige Verbindungen zwischen dem Sexualtrieb und der in- 
tellektuellen Leistung; bei der Störung des einen Parts ist regel- 
mäßig auch der andere betroffen. So nehmen Studentinnen die intel- 
lektuelle Leistung, die ja gerade in der Prüfung gefordert wird, 
oft als direkte Ersatzbefriedigung des Sexualtriebes wahr, derart, 
daß sie mit ihren Leistungen insgeheim dem Lehrer - Vater impo- 
nieren, d.h. seine Zuneigung und Liebe gewinnen wollen. Ihre Prü- 
fungsangst stammt daher nicht aus der realen Prüfungssituation, 
sondern wird als Angst vor dem dahinter stehenden, unbewußten 
Sexualwunsch erlebt. Studenten sehen die intellektuelle Leistung 
oft als (labilen) Beweis ihrer sexuellen Potenz vor sich selbst, 
vor dem Vater oder den Geschwistern an. Ihre Angst in der Prü- 
fung ist also ein direkter Nachkomme der als Kind erlebten Kastra- 
tionsangst" (5). 


Zur Therapie: Sich informieren... 
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Es ist also eine Selbstverständlichkeit, den Studierenden das Recht 
auf häufigen Urgısmus zuzuerkennen und zwar nicht nur den hand- 
gemachten sondern den zu zweit erlebten! Ob verheiratet oder nicht 
spielt dabei keine Rolle. Zusummen mit alex Comfort sollten wir 
dabei nur zwei Grundsätzebeherzigen: 

1. "Du sollst die Gefühle eines Menschen nicht rück 
sichtslos ausnüfzen und ihn nicht mutwillig enttäu- 
schenden Erfahrungen aussetzen", und 

2. "Du sollst unter keinen Umständen die Öeugung eines 
unerwünschten Kindes riskieren."(6) 

Es ist nun nicht nötig, .lle Bücher gelesen zu haben, die sich 

mit Sexualität befussen, obwohl auch in diesem Lebensbereich In- 
formation zur Befreiung des Menschen aus tabu und falscher Erziehung 
beiträgt. Aber auf jeden Fall sollten wir über die Praxis der Ver- 
hütung orientiert sein. Verhütungsmittel sind der Knigge des Ge- 
schlechtsverkehrs. Wenn schon nach einem Sinn des “eschlechtsak- 

tes gesucht wird, dann ist dieser erst in zweiter Linie in der 
Fortpflanzung zu suchen. an erster Stelle steht die Befried gung 
eines Bedürfnisses, eines Triebes oder in «nderen Worten in der 
Kegeneration eines oder zweier Individuen. Erhöhter Blutdruck 
schnellere Herztätigkeit, intensiveres atmen, Muskelspunnung, 
-krampf und -entspannung, Schweiß- und Schleimubsonderung - diese 
körperlich-physiologischen Vorgänge begleiten den Geschlechtsakt, 
sie sind meßbar, wie Virginia E. Johnson und Wililiam H. Masters 

an einigen hundert freiwilligen Versuchspersonen nachgewiesen ha- 
ben(7). 
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Von den beiden un erster Stelle stehenden sexuellen Verhältens- 
weisen, der Enthaltsamkeit und der »elbstbefriedigung, ist nicht 
zu erwarten, daß sie von «llen henschen durchzuhalten sind (das 
ist auch gar nicht zu wünschen!). Enthaltsamkeit mag für Priester 
und ..önche brauchbar sein; Masturbation (Onanie, Selbstreizung) 
war bis. vor wenigen Vahren noch als "heimliche Sünde und Selbst- 
befleckung' difrumiert und wurde für alle möglichen Krankheiten, 
von der fückenmarksdarre bis zur Nervosität und “ingen unter den 
“augen, verantwortlich geriächt. Inzwischen ist erwisen, daß Scha- 
den nur durch das eingetrichterte Sündengefühl, durch das Verbot 
und oben durch die grundverkehrte Erziehung ungerichtet wird. 
Jugendlicher Geschlechtsverkehr war im sittelstand verpönt, als 
einziges Ventil verblieb die Onanie. Indem diese verboten und 
mit Schuldgefühlen belekt wurde, hatten Eltern und Erzieher und 
damit 'die llerrschenden'! ein weiteres Repressions- und Diszi- 
elinierungsmit.el sich nutzbar gemacht. lit dem “erbot der Onanie 
wurde für dus Individuum, auch für den Erwachsenen, der gesamte 
Rereich der Sexualität in die Späre von Verbotenen, “eimlichem 
und Sündhuften verdrängt. 


Kinsey und seine iiitarbeiter haben herausgefunden, das entgegen 
den horalvorstellungen, daß die Unanie nicht nur von Jugendli- 
chen, als sog. Notonanie, sondern im sehben Umfang van Erwachse- 
nen und Verheirıteten emsig betrieben wird. Dabei können 

Kann oder Frau sich völlig auf ihren Körper einstellen, sich 
selbst sich völlig hingeben. Den tiefsten Orgasmus registrierten 
kasters und Johnson dementsprechend bei einer Frau, die ein künst- 
liches Glied, einen 'Dildo' ‚„ inihrer Scheide bewegte. 


*.. über die Pille 


»1s das sicherste Verhütungsmit el hat sich die inti Baby Pille 
bewährt. Nach einem Bericht in der Zeitschrift SIERN benutzten 
1964 etwa eine halbe Killion Frauen in der BxD die Pille zur Ge- 
burtenkontrolle. Für 1968 giebt der SPIEGEL (ür. 32/1968) erfreu- 
lichere Zuhlen: Die 1,4 Millionen Frauen und “ädchen zwischen 16 
und 45 Jahren, die heuer die Fille schlucken, entsprechen 13 Pro- 
zent aller Frauen im gebärfähigen „lter. allerding@frleben dumit 
noch keine australischen *Zustände'; „ort genieien 25 Prozent der 
entsprechenden Jahrgänge die "Enthemmungen'der Pille! 
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Bislang ist die Pille rezeptpflichtig und muß vom Arzt verschrie- 
ben werden. Einige Arzte weigern sich aus moralischen oder/und 
konfessionellen Skrupeln, den Wünschen ihrer *Kundinnen'! nachzu- 
kommen, vor allem dann, wenn die Kundin unter 21 Jahren alt oder 
unverheiratet ist. Vorschlag: Han gehe zu einem anderen arzt und 
erkundige sich vorher nach dem Glaubensbekenntnis, wie es Otto 
Köhler in PARDON empfohlen hat. =in Liebesleben ohne angst vor 
Schwangerschaft sollte einige arztbesuche und finanzielle Tri- 
bute wert sein. außerdem ist mit dem Verschreiben der Pille eine 
Untersuchung verbunden, die Pille ist also mit einer regelmäßi- 
gen Gesundheitskentrolle verquickt. 


Die Pille in Hamburg 


Wie kommt man in Hamburg an die Pille, wenn man nicht verheiratet 
ist oder wenn man noch die Schule besucht? Der Soziulreferent des 
allgemeinen Studentenausschusses, UH 13, Schlüterstraße, Hensage- 
bäude, Telefon 41 84 88, ist täglich zwischen 11 und 14 zu errei- 
chen und hilft bei der weni. der Pille. „uch die Sozialre- 
ferenten der andern deutschen Hochschulen ne nendie anschriften 
von Aufgeschlossenen Arzten. Die Zeitschrift KONKRET vom Juli und 
August dieses Jahres und das Buch "Aufklärung", die Vbersetzung 
des schwedischen'Sampsel', nennen weitere Anschriften. In !lamburg 
kann außerdem das "Beratungszentrum für Geburtenregelung", An der 
Alster 82, in änspruch genommen werden. Dort können Jugendliche 
und Erwachsene sich über sexuelle Fragen und Verhütungsmittel 
von Ärzten sich informieren lassen. Regelmäßige Untersuchungen 
sind mit der Yerschreibung durch dus Zentrum gewährleistet. Um 
Wartezeiten zu vermeiden, bittet das Beratungszentrum um eine 
telefonische Terminvereinbarung (unter 24 26 20). 


Die Harmlosigkeit der Pille 


Die Tabletten werden 21 hintereinander eingenommen, möglichst zur 
selben Tageszeit, meistens morgens oder abends. Ein Spielraum von 
mindestens 12 Stunden ist eingeräumt, d.h. die Pille wirkt auch 
dann noch, wenn sie innerhalb von 12 Stunden nach der eigentli- 
chen Einnahmezeit, also verspätet, geges.en wird. Hat man sie eine 
noch längere Zeit vergessen, dann allerdings mui: mın sich un die 
Vorschriften halten und meistens eine neue ‘Kur! beginnen. - 
Nach den 21 Tagen setzt man 7 Tage aus und beginnt anschließend 
mit einer neuen Packung. 

In der Fille sind geringe Mengen eines künstlichen Gelbkörperhor- 


mones, sog Gestagene, enthalten, die das Entstehen befruchtungs- 
fühiger 2ier im weiblichen Eierstock verhindern. Dudurch ist eine 


Befruchtung mit fast absoluter Sicherheit ausgeschlossen. In allen 
Fällen, in denen trotzdem eine Schwangerschaft behauptet worden 


war, konnte einwandfrei nachgewiesen werden, daß die Pille eben 
doch nicht regelmäßig geschluckt worden war. 


Die außerordentlich langwierigen und @ründlichen Untersuchnungen, 
denen Frauen in vielen Staaten unterzogen wurden, haben alle Be- 
denken gegen die Pille beseitigen können. Allein die Göttinger 5 
Frauenklinik sammelte die Auskünfte von 620 Ärzten über 2 4oo Frau- 
en mit über 14 ooo Zyklen, wie der Direktor der Klinik, Heinz 
Kirchhoff bereits 1964 in einem SPIEGEL - Gespräch berichtete. - 
In Puerto Rico nahmen 13 000 Frauen elf Jahre lang ünter ärzt- 
licher Kontrolle die fabletten ein. an der Frauenklinik Wien - 
Lainz wurden 270 Frauen ständig durch Zellabstriche kontrolliert 
und diese abstriche speziell auf krebsige Oberflächenveränderun- 
gen untersucht. Ergebnis: keine Krebsförderung durch die Pillel 


In Wirklichkeit sprechen mehrere Anzeichen dafür, die Pille genau 
im Gegenteil abs krebshemmend einzuordnen. Durch die orale Hor- 
monzufuhr, das Schlucken also, wird die Hypophyse, die Gehirnan- 
hangsdrüse angeregt, selbst weniger Hormone ins Blut zu schütten. 
Dadurch wird die Tätigkeit der Eierstöcke gedrosselt und damit E 
auch die Erzeugung von Follikelhormon. Dieses Follikelhormon 

gilt unter gewissen Voraussetzungen als krebsbegünstigend. Facit: 
die Pille verringert die Menge eines möglicherweise krebsför- 
dernden Stoffes im Blut. (8) 


Nebenwirkungen treten nur in den ersten Monaten der Einnahme auf: 
Kopfschmerzen, Gewichtszunahme, Schwindel- und Müdigkeitgefühle, 
Spannungen in den Brüsten, Sodbrennen, Schweißausbrüche. Diese 
Symptome verschwinden nach kurzer Seit, auf jeden Fall aber dann, 
wenn auf ein ınderes Fabrikat umgeschaltet wird. Auc h in diesem 
Lebensbereich kann 'Typenwechsel'! zwischen folgenden westdeutschen 
Präparaten empfehlenswert sein: Estirona, Steridil, Planovin, 
Ovulen, Noracyclin, Lyndiol, Eugynon, Etalontin, Aconcen, Anovlur. 
Wenn früher -im "Vorpillenzeitalter- viele Schwangerschiften mit 
Geburten, Fehlgeburten und Abtreibungen durchmachten, so lebten 
sie ständig in einer Gelbkörperhormonflut und zwar in einer viel 
stärkeren als die heutigen Pillenbenutzerinnen. Diese Hormonnen- 
gen haben unseren Vorfahren sicher weniger geschadet als die Ab- 
treibungen und Unterleibserkrankungen. 


Für die Pille sprechen noch viele anderen Überlegungen. Sie erlaub t, 
Geschlechtsverkehr an allen Tagen des Zyklus. Liebe ist nicht 

mehr vom Kalender abhängig, so wie es nötig ist, wenn man sich 

auf die mit 25 Prozent Unsicherheit belastete Methode Knaus - 

Ogino verläßt. Die Frau ist nicht mehr abhängig von den Sicher- 
heitsvorkehrungen des Mannes, vor allem nicht von seiner ”eherr- 
schung des Coitus interruptus, des unterbrochenen Beischlafes, der 
in Deutschland als Verhütungsmethode weit verbreitet ist. Die Frau 


EIS 


allein untscheidet allein über ihren Körper, über Jen “eitpunkt 

der Empfüngnis und der Geburt. Die Pille wird gegessen, ganz un- 
ubhängig davon, ob Gelegenheit und Lust zum Geschlechtsverkehr 
gegeben sind. während der Liebesspiele muß «n keine Vorsorge 
gedacht, keine Verhütunssmittel müssen eingeplant und manipuliert 
werden. Die Frau kann sich voll ien Liebesspielen hingeben, sie hat 


keine'Folgen'zu befürchten. 


Wach der oben erwähnten Gieseschen Sexumfrape haben wir Studen- 
ten, co bis 2, Jahre alt, viermul im „onat durchschnitilich nd 
schlechtsverkehr, die Twens ınderer Berufe dagegen zehnmul. Über 
die Ursachen soll hier nicht noch weiter spekuliert werden. auf je- 
den Full müssen wir uns sputen, wenn wir diese Frequenzen einho- 
len wollen. Und nicht vergessen, hin und wieder de Purtner zu 
wechseln, auf dal wir uns später nicht über sie verpaßten Ge- 


legenheiten ärgern! alt und zu «lt werden wir ganz bestimut! 


“nmerkungen: 


4. uns Giese und Gunter Schriüt, Studentensexu.lität - Vernslten 
und Einstellung, Rowohlt .unburg 1965 

2. ütto ärüggemunn, Sexuelle Konflikte in Gymnasien, quelle & Keyer 
heitelberg 197 8.35 il. 

3, Hans „anger, Problene der deutsche üniversitüt — Bericht über 

eine Erhebung unter Professoren und Dozenten, Tübingen 1360 


4. vgl. zu Uta Beatrice Prengers "eitrug in "Der Student", List 
duschenbuch 211, S. S3 fi 


5. Reiner “eulen und Hubert -aciu in iider ie Untertanenfubrik", 
Pahl-kugenstein Verlag Köln 1957, 5» 174 ff 


6. nlex Comfort, Der aufj;eklärte zros, Szezesny hünchen 1964 S. 120 


7. William il. Nasters und Virginia E. Johnson, Die Sexuelle keaktion 
akademische Velursgesellschuft Frankfurt 1967 


3. vgl.-zur Pille und über ander Verh ıtungsmittel die verständliche 
Darstellung von anıs il. “euef, die Anti Buby Pille, Goldmann 
Taschenbuch 1860 und Hubert *acia, Themen zur Sexualität, Univer- 
sitütsverlag Bochum, der auch Sozi logische aspekte berück- 
sichtigt 
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buch ABERLIN 
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wer hier Bücher klavt,, klaut Sie Genossınen; Kaffe 
Kann man bekommen + revolwtionäre Reden schwingen. 
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KRITIKUS Nr.1 1.Jahrgang Oktober 68 


Informationsblatt der BUUS 
Herausgeber: Der Vorsitzende der BUUS 


Hallo! 
Hier ist BUUS. 


Unter dieser Überschrift stellt sich die BEFREIUNGS- 
FRONT UNTERDKLCKTER UNTEKSTUFEN-SUILLER vor. Viele von 
uns lehsen diesen Namen ab. Deshalb haben wir eine An- 
derung unseres Namens in Erwägung gezogen. Vorschläge 
erwarten wir von Euch!! 


Nach unserer Flugblattaktion wurden wir gar zu oft ge- 
fragt, 'wie viele Anhänger habt ihr eigentlich?! Auch 
wir möchten es gern einmal wissen, wer von uns nicht 
mehr schläft und sich gegen die Yiktatur der Oberstu- 
fe wendet. Darum bitten wir nlle klassensprecher der 
Klassen 5 - 8 eine Abstimmung in den Klassen zu ver- 
anstalten, 

Wir wären sehr dankbar!!! 


Allgemeine BUUS Nachrichten. 


Auf Drängen BUUS: "Laßt mehr Unterstufen-Schüler zur 
SMV-Vollversammlung zu' kam die SMV zu einem kompro- 
miß: Es wird eine SMV-Vollversammlung für die Unter- 
stufen veranstaltet!! Ein Erfolg der BUUS!! 


Beteiligt Euch rege an der Vollversammlung, denn nür 


dann haben wir die Chance, daß sie wiederholt wird! 
Soetwas geht kuch alle an! 


BUUS hat vor ein #each-in unter dem Titel: 
BUUS oder warum sind wir unterdrückt? zu veranstal- 
ten. Hier soll über die Diktatur der Überstufe, über > 


sv... ......  „.,..”.e. ,, .,......oe.. >... 


BEATE KINDLER & HORST WILHELM BLOME |) 


CUBA LIBRE 


BÜCHER - PERIODIKA - SCHALLPLATTEN - PLAKATE NÜRNBERG - UNSCHLITTPLATZ 8 -- 
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die letzte SMV-Vollversammlung, über das BUUS-Pro- 
gramm und über andere Fragen diskutiert werden Wir 

erwarten, daß sowohl Unterstufen-Schüler sowie auch 
Oberstufen-Schüler erscheinen, Wir hoffen auf gute 

Beteiligung! 


Bei dem letzten SMV-Rat beschwerte sich BUUS unter 

anderem darüber, daß Unterstufen-Schüler nicht zur 

politischen Arbeitsgemeinschaft zugelassen werden, 

Begründung: kuer geistiges Niveau reicht dazu nicht 
aus, 


Nun soll eine politische Arbeitsgemeinschaft für 
die Unterstufe errichtet werden, Voraussichtlicher 
Leiter: Herr Dahm. Da wir aber nicht wissen, ob es 
sich lohnen wird, bitte ich die Klassensprecher, in 
den Klassen 5-8 zu fragen, wer sich dafür interes- 
siert. Schreibt bitte die Namen ler Einzelnen auf, 
Danke! 


Wichtig 


Bei der nächsten SMV-Ratssitzung wird über das Ver- 
bleiben der BUUS im SMV-kat abgestimmt. 

Gebt alle Eure Stimmen für BUUS ab! 

Danke! 

Diskutiert doch mal mit Euren Klassen über BUUSI 


Wenn Ihr Schwierigkeiten mit dem Lehrer bekommt, 
dann geht doch zu uns, 


Eine Frage an die Oberstufe: 


Seid Ihr krank geworden? Oder hat Euch die Eifer- 
sucht gepackt? Warum wir fragen? Wegen Eurer An- 
griffe auf den Vorstand der BUUS, Es scheint so, 
als wenn Euer geistiges Niveau, nicht das der Un- 
terstufen-Schüler, nicht mehr ausreicht, 


Redaktion 

Chef vom Vienst : Andreas kankum 
1. Vors. der BUUS 

Stellvertreter Willi Uhrmacher 


2. Vors. der BUUS 


(ANM. der Red. Alter der Verfasser 12 Jahre ) 


BUUS will keine Trennung der Ober- und Unterstu- 
fenschüler. Sie will die Yereinigung. 

Darum 

"Schüler aller Klassen vereinigt Euch," 


Spenden für BUUS bitte an die FACTA-Verkäufer,. 


> 
} 
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EINLADUNG 


FRAGE: Was wächst, wird dicker und schließlich fett 
durch Konsum seiner eigenen Exkremente? die e« schließ- 
lich wieder ausscheidet nur um sie von neuem zu ver- 
schlingen, - mit Profit und wohlbehagen? 


ANTWORT: die Gesellschaft. 

ES HANDELT SICH DARUM, DIESEN KUTFLIEGEN-KREIS ZU 

BRECHEN. 

Zu diesem Zweck lädt das COMI1E rOUR LA REVOLUTION 
PERMANENTE - anläßlich des Weihnachtsfrstes - Sie &in: 
zu einer PAk TY. 

Zum Weihnachtsfest sehen sich die Leute - Untertanen 
und Staatsbürger - verpflichtet, Geschenk-Exkremente aus- 
zutauschen,. 

Die Konjunktur, wie man «o sagt, si nd >ie, Sie allein.. 


Aber wir sind übersättigt,kir haben Leberschmerzen. 
(Und die vritte »elt, die ... die ist rachitisch.) 


Die Stunde schlägt, in der die Gänse von P£rigord sich 
der Leberpastete übergeben. 

Nur im Erbrechen des “iftes von Überfluß-Überflüssigem 
kann die Gerellschaft endlich sich in ihrer Ganzheit er- 
nähren, i 


Es wird eine BiirCHMITIELPARTY sein. 
Und A LLE helt ist eingeladen! 
Es genügt, sein(e) Geschenk(e) mitzubringen, 
Hier die sPIELKEGEL (den lokalen Verhältnissen anpassen): 


Ein jeder klaut, borgt, besorgt, beschafft, (kauft, 
wenn's sein muß) sich einen Gegenstand von notorischer 
Bedeutungslosigkeit (Muff, Buch zur Mairevolution,Wasch- 
mittel, Kunstgegenstand, kaffeemütze aus Samt, eingeset- 
ztes Herz, Hundererenmantel, Toilettenpapier, ein Auto 
oder sonst ein Erwachsenenspielzeug und Penisersatz...) 
und schenkt ihn einem Freund, bekannten oder Genossen, 
versehen mit einem Exemplar dieser Einladung, mitder 
Absicht, daß das Opfer desgleichen tue, und damit der 
Austausch von Waren-Scheissigkeiten zu Lawine werde... 


Am 25, Dezember versammeln wir uns alle auf dem 
Place St. Michel in Paris (Markplatz in Bremen, unterm 
Weihnachtsbaum, Hauptwache in Frankfurt, kuropazentrum 
in Berlin, Roter Platz in Moskau, tedoute in Bonn, Pic- 
cadilly in London, Times Square in New York, Place de 
Canons in Beiruth,etc.), um diece Abf»ll-Banalitäten, 
die uns erniedrigen, zu verbrennen oder sonst zu zer- 
stören, mit “llen verfigtaren Mitteln. 


Und falls >ie anschließend, verführt und erhoben von 
der Läuterung und >elbrtreinigung, das Bedürfnis fühlen- 
sollten, Kauhäuser zu plündern, um die Zerstörung von 
Abfällen fortzusetzen, dann werden nur die "Ordnungs- 
kräfte" Sie daran hindern, diesen Müllabfuhrdienst zu 
Leisten. kin zusätzlicher Beweis für den Wert der "Ord- 
nung". 
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KOMMEN SIE ZAHLREICH ! 
FROHES FEST ! 


N.B.: Diese Einladung ist weder ein Witz noch ein 
Nervenkitzler, sondern ein dringender Aufruf 
zu einer Demonstration gegen die Krankheit, 
die uns lähmt: die Verstopfung durch das 
Unverdauliche.. 


COMITE POUR LA REVOLUTION PERMANENTE 
Paris) 


Lokaler Situation anpassen - abtippen - verviel- 
fältigen - weiterleiten - dann sofort organisieren. 


EIN WIRKLICH FROHES FEST! 
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Flugblatt des Anarcho-Kollektivs Hamburg: 


HA‘ TERGAN E w 


verkündet die Industrie und reohnet mit dem ange- 
nehmen Schaudern derjenigen, deren Lebensstil diese 
Musik bekämpft. In unserer Gesellschaft, in der 
alles zur Ware wird, muß es zwangsläufig auch die 
oppo#itionelle Musik werden. Versucht sie, diesen 
Zwang zu entgehen, ist sie dazu verurteilt, nur 
einem kleinen Kreis Eingeweihter zugänglich zu sein. 


Durch die totale Produktion, die alles versucht zu 
erfassen, wird die Verneinung, die Verweigerung 
aber gleich mitproduziert, wird in diesem Prozeß 
der Öffentlichkeit zugänglich. 

Die Industrie produziert ihre eigene Verneinung - 
das spätkapitalistische System greift, um mehr 
Profit zu erwirtschaften, zu diesem Risiko. 


wir glauben, daß diese Musik stark und zersetzend 
genug ist, die Inanspruchnahme der Industrie zu 
überleben und diesen Prozeß gegen die Industrie zu 
kehren. - Erst einmal wird die vordergründige Speku- 
lation den Erwartungen entsprechen: der Umsatz wird 
steigen. In der Folge aber, durch die Qualität der 
Musik bedingt, wird der "Geschmack" sich wandeln, 
und eine Industrie, die auf den schlechten Geschmack 
angewiesen ist (Freddy, Heimatschnulzen usw.), da er 
nicht zuletzt eine Stütze der Herrschaft igt, wird 
sich einer völlig neuen Situation gegenübe sehen, 
die sie von ihrer Struktur her nicht bewältigen kann. 


Sie zersetzt sich! 


Ein Wort noch zu den "Linken", die diese Musik (äbn- 
lich wie ihre Kritiker auf der Rechten) als zer- 
setzend und pervers ablehnen, 


Ihnen geht es nur um die ökonomische Umwälzung; 
die Grundlagen dieser Ökonomie wollen sie bestehen 
lassen: 


die Entmündigung des Menschen; 
die Sicht des Menschen als nur funktionales 
ökonomisches Objekt. 


In Peter Weiß' "Marat/Sade" spricht der Marquis 
zu Marat, dem Vertreter dieses Denkens: 


Marat/diese Gefängnisse des Innern/ sind 
schlimmer als die tiefsten steinernen Verliese/ 
und solange sie nicht geöffnet werden/bleibt 
all euer Aufruhr/nur eine Gefängnisrevolte/ 
die nied chlagen wird/von bestochenen Mit- 
gofangenen. 


WIR GLAUBEN, DASS DIESE MUSIK DIESE GEFÄNGNISSE 
ÖFFNEN KANN! 


Verantw.: SPARTAKUS - Anarcho-Kollektiv 
Sektion Kultur 
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Aut,ort auf einen brief vonharl-Heinz Roth (sLS, Hamburg), 
in dem dies-r seine sitarbeit am PAHTLsan rennen; 
davon abh :ngig machte, daß eine Stirner-bokumentation 
nicht gebracht wird. Da wir auf Stirner be: tanden, ver- 
weigerte Koth seine Mitarbeit. Der Anarchismus schent 
selbst dem sich anti-autoritär Gebärdenden gefährlich! 


C&sar H. Keiser 
Lieber karl neinz, 


heute haben wir nun endlich deinen Brief erhalten, 
nachdem schon eiuige uerüchte in die „elt gestreut 
„urden. „isa in der art: Yu wolltest nicht mitar- 
beiten, da der letzte PaullSaN zu schlecht sei; 

wenn „ir über Stirner schreiben würden, dann nie usw. 
Sun haten „ir endlich etwas Koukretes und können ant- 
worten. : 


Air sind, um ehrlich zu sein, in einer etwas dummen 
Lage. Jemand, der dem erweiterten ltedaktionskomitee 
beigetreten ist, hat sich bereiterk lärt, über Stirne 
zu schreiben. sir selber wissen nichts über Stirner, 
da nichts zu esreichen ist und wir uns die Sekundär- 
!iteratur erst bestellt haben. Las hindert uns natür- 
lich nicht, uns mit diesem Artikel, der noch nicht 
fertig ist, kritisch zu beschäftigen, wozu auch Dein 
Brief eine ililfe ist. 


Ich glaube aber gar nicht, daß es darum seht, die 
"uns in.hnente kleinbürgerliche lllusior, die da 
glaubt, Surch ihre radikale individualistische Ab- 


sicherung fähig zu sein, sich vor der Anonymisierung 
der Froduktions- und Herrschaft«verhältnisse durch 
den autoritären >taut zu schützen", zu haben, sondern 
vielmehr sollte es darum cehen, ob die streng mar- 
xistischen Folgerungen aus der (ausgezeichneten) 
marxschen Analyse ni-ht eine schlimwere Anonymität 
der Froduktions- und Herrschaftsverhältnisse schaf- 
fen als der stirnersche Individualanarchismus, den 
wir wie gesagt nicht einmal primär kennen. 


“ir haben diese biskussion ..ieser Fragen erst begonnen, 
und es ist nicht leicht, da kaum Mat :rial zu bekommen 
ist. vein Brief und auch der noch zu erwartende Artikel 
werden uns aber hotfentlich ein >tück auf diesem 

„ege weiterbringen; nämlich, das Wort "antiautoritär" 
nicht nur sinnlos herunterzuleiern, sondern auch auf 
seine historische und praktische Verwendbarkeit hin 

zu überprüfen. 


Laß es Dir gut gehen. 


Redaktion PARTISAN 
Th. Janssen 


Seit diesem Brief an Itoth war mehrmals ein Treffen 
wit ihm geplant; bis zum Redaktionsschluß lag aber 
keine Außerung von ihm vor. 
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STELLUNGNAHMEN 


Im Gegensatz zu C&sars persönlicher Meinung, die in die- 
sem Fall mit der Meinung des Kedaktionskollektivs nicht 
identisch ist, behaupten wir, dass K.H, HKoth seine von 
uns ins Auge gefasste Mitarbeit am Partisan nicht von 
irgendwelchen Bedingungen abhängig gemacht hat, weder 
vom Nicht-Erscheinen einer Stirner-Dokumentation, noch 
von der allgemeinen "Qualität" dieser Zeitung, jedenfalls 
nicht, soweit wir die Meinung des Genosren Koth aus des- 
sen Brief entnehmen konnten, Leider ist dieser Brief ver- 
schwunden .,., so dass wir heute auf persönliche Inter- 
pretation der wenigen, die den Brief gelesen haben, zu- 
rückgreifen müssen, 


Richtig ist, dass K.H. "oth uns aufforderte, sehr kri- 
tisch über >Stirner zu arbeiten und uns Ansätze zu die- 
ser Kritik aufzuzeigen versuchte, kichtig ist aber auch, 
dass, bevor wir diesen brief erhielten, gewirre Genos- 
sen Gerüchte ausstreuten, berechtigt oder unberechtigt, 
etwa in dem Sinn, dass K.H, koth in einer solchen "be- 
schissenen" Zeitung nicht schreiben wird und dass sein 
angeblich schon zugesagter Artikel nicht in einer Zei- 
tung erscheinen wird, die sich gleichzeitig mit Stirner 
auseinander-setzt. liichtig ist auch, dass diese "Genos- 
sen" den Brief lange zurückhielten, vorgaben, ihn ver- 
loren zu haben und uns mit Interpretationen (sie hatten 
den Brief offensichtlich schon vorher gelesen) im >inn 
der oben erwähnten berüchte abspeisen wollten. 


klaus Goltermann 
Thomas Janssen 


Karl Heinz koth 
Hamburg, den 23.11.68. 


An die 
Genossen des PAKTISAN 


Liebe Lenossen, 


ich habe von der kontroverse um Stirner erfahren, Obwohl 

mir -— abgesehen vom brief Janssens und einer >tellungnah- 
me von Goltermann und Janssen zu einer mir nicht bekann- 

ten &rklärung des #AlhTISsAaNn in dieser Sache - keine Unter- 
lagen vorliegen, möchte ich kurz >teliung nehmen, 


1. Es trifft nicht zu, dass ich eine Mitarbeit am FAHTISAN 

davon abhängig gemacht habe, ob eine Auseinandersetzung 
um den Linkshegelianer Max Stirner unterbleibt. Im Gegen- 
teil: da die tiederentdeckung Stirners ein wichtiges Symp- 
ton für die Entwicklung gewisser Fraktionen der ausserpar- 
lamentarischen Opposition in der Bundesrepublik ist, hätte 
die Kontroverse einen gewissen Sinn, 


Allerdinge muss ich zugeben, dass ich ziemlich entgeistert 
war, als ich hörte, im PAHTISAN werde eine grorse laudatio 
auf Stirner kommen. >enn Stirner hat einen zu signifikan- 
ten #influss auf den expropriierten Mittelstand in der Pha- 
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se des wilhelminischen Imperialismus gehabt und die Ra- 
dikalisierung der deutschen Mittelstandsideologie zum 
Faschismus mitgeprägt, als dase man an einer unkriti- 
schen "Wiederentdeckung" ohne weiteres vorbeigehen könn- 
te. Deshalb schrieb ich nn die Redaktion des PARTISAN: 
ich bat sie, im Fal! des Abdrucks eines stirnerenthu- 
siastischen Artikels eine kritische kKedaktion vorzuneh- 
men und gnb dazu einige üinweire. An Pressionen dachte 
ich in keinem Augenblick. 


2. Es ist nicht wahr, dass ich mich weigere, in so auf- 

lagenschwachen Zeitschriften wie dem PARTISAN zu pu- 
blizieren. Wenn einige Genossen der Auffassung sind,mich 
schon zu den sopenannten lienommierten zihien zu müssen, 
dann bitte ich zu bedenken: 


a) ich habe grundsätzlich publizistische Arbeiten, die 
für die Hamburger APO von Bedeutung wären, allen übri- 

gen vorgezogen und darüberhinaus allen Arbeitsgruppen, 

die sich darum bemühten, Materjal und Änregungen zu ver- 

mitteln versucht. Ich habe auch mit jedem Genossen, der 

sich wirklich darum bemühte, Kontaktcsaufgenommen, So 

wird es auch in Zukunft bleiben. 


b) Ich habe, wie gesagt, meine Mitarbeit im PARTISAN 
nicht davon abhängig gemacht, ob ein Artikel über 
Stimer erscheint. Nur erwarte ich von Sozialisten,dass 
sie, wenn sie über kleinbürgerliche Demagogen publizie- 

ren, sich mit ihnen kritisch auseinadersetzen,. 


Meine Arbeit über die Problematik der Räte habe ich nur 
deshalb zurückgestellt, weil mir berichtet wurde, dass 
das weitere Erscheinen des PARTISAN sehr fragwürdig sei. 
Dass doch noch eine weitere Nummer erscheint, habe ich 
kürzlich erfahren. 


ec) Gleichvohl halte ich es für sehr bedenklich, wenn 

irn. der redaktionellen Notiz ("ber Anarchismus er- 
scheint selbst dem sich antiautoritär Gebärdenden ge- 
fährlich") Stirner mit dem Anarchismus gleichgesetzt 
wird, Ich bin also gespannt, was uns der nächste PAR- 
TISAN bescheren wird. Denn in der Tat sehe ich bei 
einer unkritischen Huldigung auf Stirner keine theore- 
tisch wie praktische Gemeinsamkeit. 


d) Für die weitere Zusammenarbeit mache ich folgenden 
Vorschlag: der SDS Hamburg hat ein von wir nläss- 
lich des Wissmann-Prozesses verfasstes Memorandum sehr 
liederlich in seiner Rohfassung abgedruckt und ausser- 
dem nur eine Auflage von 200 Stück unter die Leute ge- 
bracht. Vielleicht könnte der PARTISAN ein wenig zur 
weiteren Verbreitung beitragen. Darüberhinaus sollten 
wir uns einmal treffen, um den sehr umfangreichen Ar- 
tikel über die Problematik der Häte zu besprechen, 


(ar 
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Die folgende kurze Szene (man könnte sie auch ein 
"deutsches Drama” nennen) bedarf eigentlich keiner 
Einführung und keines Kommentars. 


Nur soviel sei bemerkt: das "Drama" ist absolut rea- 
listisch. Die geschilderte Gerichtsverhandlung hat 
vor kurzer Zeit in Hamburg stattgefünden ... 


Und noch eins: über dieses Verfahren wurde inzwischen 
auch ein Film gedreht. Titel: "... doch der Staatsan- 
walt konnt' nichts b isen." Der Film wird bei den 

nächsten Hamburger Filmtagen aufgeführt, 


MER! 


w,? 


Teil 1:.bialog über die Volksgesundheit und die Eigen- 
schaften, die den Menschen vom Tiere unter- 
scheiden, 

Teil 2: Verschiedene Auffassungen über die Lustigkeit 
der Faulheit. 

Teil 3: Der Versuch, aus Haschischrauchern gute Staats- 
bürger zu machen, 


Richter: So, Sie wollen also etwas machen, das Ihnen 
Spaß macht! Wie stellen >ie sich das denn 
vor? 


Beschuld.I:Ich gehe davon aus, dass ich nur einmal ca. 
70 Jahre lebe - dann ist Schluß. Und in 
dieser Zeit tue ich, was mir gefällt ... 
Wenn ein Weg nicht klappt, nehme ich einen 
anderen. 


R. Sie glauben, in dieser Gesellschaft die nö- 
tige Freiheit zu finden, Ihr Leben zu ge- 
stalten, wie Sie es wollen? 


B.I Nein, die freiheit nehme iph mir! 


R. Dann werden Sie früher oder später mit der 
Gesellschaft in Konflikt geraten! Denken >ie 
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nur an die dinge wie Sicherheit und Ordnung 
oder die anderen Eigenschaften, die uns von 
Tieren unterscheiden! 


Den Menschen unterscheidet nichts vom Tier, 
Er ist das vorläufige Schlußglied der bio- 
logischen Entwicklung. 


Kommen wir zu Ihrem Lebenslauf zurück, wir 
wollen nicht das Thema aus den Augen ver- 
lieren, 


Sie glauben also, dass Haschisch nicht schäd- 
lich ist? Warum, meinen Sie, hat man ein Ge- 
setz geschaffen, das den Genuss veıbietet? 

Der Staat hat dafür seine Gründe, er muss die 
Volksgesundheit erhalten. Stellen Sie sich vor, 
alle Leute würden dieses Gift rauchen (ein vor- 
wurfsvoller Blick, weil der Beschuldigte grins}. 
Sehen >ie, ich bin diesem Gesetz unterworfen 
und muss danach handeln. Der Staat hat dafür 
seine Gründe. 


Was passiert denn eigentlich, wenn Sie die- 
ses Zeug rauchen? 


Das müssen Sie selbst probieren; erklären 

kann ich das schlecht! Auf jeden Fall pas- 
siert hier oben - im Kopf - etwas, das un- 
heimlich wichtig ist, ich will es Kommunika- 
tion nennen. kiauchen >ie so eine Zigarette, 
sehen Sie durch die Stadt und schauen Sie rich 
a'les an. Sehen Sie sich die Leute an, und Sie 
seien, dass mit denen etwas nicht stimmt. 


Das verstehe ich nicht ganz, erklären Sie mir 
das genauer! 


Nein, das können Sie nicht verstehen, darum 
müssen >ie selbst rauchen, weitere Erklärun- 
gen wären zwecklos! 


Sie halten Haschisch also für unschädlich? 
“ipt es Feine anderen Mittel, um diese kommu- 
nikation, wie Sie es nennen, herzustellen? 


Sehen Sie, Ihr Opiumgesetz ist von 1927 und 
damit völlig veraltet. Neuere wissenschaft- 
liche Werke sprechen von einer Unschädlich- 
lichkeit des Haschisch im Vergleich mit Ni- 
kotin und Alkohol. 


sie wissen ja, dass solche Forschungen lan- 
ge Zeit erfordern, und der Staat wird das Ge- 
setz nicht umsonst geschaffen haben, 


NEIN, GANZ BESTIMMT NICHT, aber um auf Ihre 
Frage nach den anderen Mitteln zurückzukom- 


R. 
B.Il 
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men: Haschisch ist ein Mittel, das die Mög- 
lichkeit schafft, die Vereinzelung der Lebe- 
wesen in der heutigen Produktionsgesellschaft 
aufzuheben. Vielleicht wird Ja auch deshalb 
der Genuss verfolgt. Man kann natürlich auch 
Yoga betreiben oder Vegetarier werden. Da 
passiert über einen grösseren Zeitraum das 
gleiche im kopf. } 


>ie werden also weiterrauchen? 


Nein, aber nur weil ich keine Lust habe, hier 
nuch einmal herumzustehen, 


Was für eine Schulbildung haben sie? 


>ieben Yolksschulklassen. Ich bin zweimal 
sitzengeblieben, weil ich zu faul war, 


Warum lachen Sie? 
Weil ich es lustig finde! 


Sie finden es lustig, wenn hier jemand den 
trrurigen Mut besitzt, selbet zu bekennen, dass 
er zu faul war? Sie können sich doch nicht ein- 
fach über einen Ihrer Mitmenschen erheben! 


Ich erhebe mich doch nicht über einen Nit- 
menschen, Fragen Sie ihn doch; er findet es 
selbst lustig! 


Stimmt das? 
Ja! 


— 


Der Versuch, aus Haschjschrauchern gute Staatsbürger 
zu machen: 


K. 


Sehen Sie, Fräulein T., gerade >ie als Mäd- 
chen können doch sehr leicht in schlechten 
kuf kommen. >ie sind jetzt *chon zum zweiten 


.Mal hier. wenn sie so weitermachen, werden 


Sie das Leben nur von der Schattenseite ken- 
nenlernen und vermutlich in der Gosse enden. 


Von den beiden Herren hoffe ich, dass sie 
auch zur kinsicht konmen - bei Herrn il, bin 
ich nicht sicher - und dass >ie jetzt sich 
in die besellschaftsordnung einfügen, die 
Gesetze achten und nuch solche begriffe wie 
Elternliebe, Moral und Sicherheit zu nchten 
lernen. Ich sage dies hesonders zu herrn H, 
benken >ie einmal, wenn jeder so denken »ürde 
wie >ie und machen würde, was er will. Dann 
hätten wir bald Mord und Totschlag. Also, 
denken Sie an diese Dinge, nnderenfalls wer- 
den wir uns hier zwangsläufig wiedersehen, 


und dann werden Sie nicht 
so billig davonkommen, 


LE a ET. ME 

Je 4 Tage Arbeitsauflage im 
Krankenhaus, für Fräulein T. 
zusätzlich 200,-- DM Geld- 
buße, weil sie zum zweitenmel 
hier war. 
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